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l!mmentar 

25 Jahre Berufsbildungsgesetz 
bilden eine Grundlage für 
künftige Herausforderungen 
der beruflichen Bildung 

Hermann Schmidt 

Das Berufsbildungsgesetz ist am 1. September 1994 25 Jah­

re alt geworden. Mit diesem Grundgesetz des dualen 
Systems wurde die in Deutschland traditionsreiche be­

triebliche Qualifizierung zu einem modernen Ausbil­
dungssystem weiterentwickelt. Das Berufsbildungsgesetz 

beschreibt die Rollen und Verantwortlichkeiten von 
Arbeitgebern, Gewerkschaften und Staat. Mit ihm 

wurden nicht nur die Grundlagen geschaffen, die Ausbil­
dung von Facharbeitern, Fachangestellten und - im 

Gleichklang mit der Handwerksordnung-Handwerkern zu 
einem festen Bestandteil des Bildungswesens zu 

machen, mit ihm wurde auch ein in Deutschland neuer Wis­

senschaftszweig, die Berufsbildungsforschung, be­

gründet . Bei allen Unzulänglichkeiten, die diesem Gesetz an­

fangs bescheinigt wurden, hat es nach 25 Jahren eine natio­

nal und international beachtete positive Bilanz aufzuweisen. 

Von der Volksrepublik China über die mittel- und osteuropäi­

schen Staaten bis zu den USA wurden und werden die Prinzi­

pien dieses Gesetzes beim Aufbau eigenständiger Formen 

betrieblich/schulischer Berufsausbildung erfolgreich verwen­

det. 

Das Besondere an diesem Gesetz ist zum einen die pro­
duktive Nutzung und Ausbalancierung von unter­
schiedlichen, teilweise gegensätzlichen, staatli­
chen, Unternehmerischen und gewerkschaftlichen 
Interessen bei einem gemeinsam angestrebten Ziel: eine 

fundierte Berufsausbildung für alle. Dieses Ziel wird -

mit jeweils eigenen Interessen und Akzentsetzungen - von 

Arbeitgebern, Gewerkschaften, Ländern und Bund im Rah­

men des Berufsbildungsgesetzes gemeinsam angestrebt. 

Zum anderen wurden mit dem Berufsbildungsgesetz gleich­

zeitig die Grundlagen zur Errichtung des Bundesinstitu­
tes für Berufsbildung geschaffen - einem Forum, das 

Arbeitgebern, Gewerkschaften, Bund und Ländern in den 

vergangenen 25 Jahren unter anderem dazu diente, eine 

Streitkultur des dualen Systems zu entwickeln. Die­

ser notwendige Dialog über die besten Zukunftslö­
sungen geschieht auf der Grundlage einer gemeinsamen 

Übereinkunft über die fortdauernde Gültigkeit der System­

grundlagen, wie sie durch das Berufsbildungsgesetz ge­

schaffen wurden . 

in mehr als 100 gemeinsamen Sitzungen in den letzten 25 

Jahren haben sich die Partner im dualen System im Haupt­
ausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
zu Auseinandersetzungen über neue Herausforderungen 

und notwendige Innovationen getroffen. Durch die Bereit­
stellung von Daten, wissenschaftlichen Arbeits­
ergebnissen und Expertisen, die aus der Zusammen­

arbeit mit mehr als 1000 bildungsaktiven Unternehmen in 

Deutschland gewonnen wurden, hat das Bundesinstitut die­

se Diskussion vorbereitet, unterstützt, ausgewertet und vie­

les in Projekte und Vorhaben umgesetzt. 

Arbeitgeber, Gewerkschaften, Landesregierungen und die 

Bundesregierung entscheiden über das Forschungspro­

gramm des Instituts. Hier wird die Logik der Zusammen­
arbeit deutlich: Obwohl das Institut ganz aus dem Bundes­

haushalt finanziert wird, entscheiden de facto Arbeitgeber 

und Gewerkschaften über das Forschungsprogramm. Auf 

diese Weise erreicht der Bund ein Engagement und die 

Übernahme von Verantwortung durch die Sozialparteien, 

wie er sie nie erzwingen könnte. Das bereits Mitte der 70er 

Jahre von der Bundesregierung den Sozialparteien zugestan­

dene Konsensprinzip bei der Erarbeitung von Aus­
bildungsordnungen, das den Arbeitgebern und Ge­

werkschaften weitestgehende Mitwirkungs- und Mitbestim­

mungsrechte über die Dauer, die Inhalte, das Niveau und die 
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Abschlüsse der Berufsausbildung im dualen System ein­

räumt, stellt die Realisierung des Traumes aller Curriculum­

theoretiker dar; die unmittelbare Beteiligung und Mit­
bestimmung der Betroffenen . 

Eine weitere Besonderheit des Berufsbildungsgesetzes be­

steht darin, daß es als Programmgesetz konzipiert wur­

de. Damit kann es flexibel auf die Dynamik der qualifikatori­

schen Entwicklung reagieren. ln einer der zentralen Aufga­

benbeschreibungen heißt es, die Entwicklung der beruf­

lichen Bildung an die wirtschaftlichen, technischen und ge­

sellschaftlichen Veränderungen anzupassen . Dies geschieht 

mehr oder weniger erfolgreich in Programmen der Bundes­

regierung wie 

• die Aktualisierung und Modernisierung der Ausbildungs­

berufe, 

• den Aufbau und die Modernisierung von überbetrieb­

lichen Berufsbildungsstätten zur Stärkung der kleinbetrieb­

liehen Berufsausbildung, 

• die Qualifizierung der Ausbilder, 

• ein Modellversuchsprogamm für Innovationen in der be­

trieblichen Aus- und Weiterbildung, 

• die Förderung der Bildungsforschung. 
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ln den letzten Jahren ist durch eine stärkere Hinwendung 
der Jugendlichen zu schulisch/akademischen Bil­
dungsgängen und durch den starken Abbau von Aus­
bildungsplätzen in der Großindustrie ein Schatten 

auf das duale System der Berufsausbildung gefallen. Funk­

tionieren die Mechanismen des Berufsbildungsgesetzes nicht 

mehr? Das Berufsbildungsgesetz und das durch dieses 

Gesetz geschaffene Ausbildungssystem werden immer so 
gut sein, wie seine Akteure seine Ziele und Prin­
zipien stark und entschlossen verfolgen. 

ln den vergangenen 25 Jahren haben die durch das Berufs­

bildungsgesetz geschaffenen Mechanismen oft gezeigt, daß 

sie auch mit schwierigen Situationen fertig werden können, 

wie beispielsweise in der Dekade von 1975 bis 1984 mit den 

Auswirkungen des Babybooms der 60er Jahre. Wie aber in 

vielen anderen gesellschaftlichen Bereichen liegt es auch in 

der beruflichen Bildung bei den Akteuren, ob dem Berufsbil­

dungsgesetz auch zu seinem Goldenen Jubiläum Kränze ge­

flochten werden. Die Zeitlosigkeit der Prinzipien des 
Berufsbildungsgesetzes kann die Gewähr dafür 
bieten, daß auch die neuen Herausforderungen 
erfolgreich bestanden werden. 



Ulrich Degen 
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schaftlicher Mitarbeiter in 
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Betriebliches Ausbildungs­
engagement in 
den neuen Bundesländern 

Im BIBB-Forschungsprojekt "Be­
rufsbildung im Übergang - Analy­
se der Ausbildungsgestaltung in 
den neuen Ländern" werden seit 
1991 aufbauend auf qualitativen 
und quantitativen repräsentativen 
Erhebungen die wesentlichen Cha­
rakteristika und Probleme der Ent­
wicklung der Berufsbildung in den 
neuen Ländern untersucht. Erste 
ausgewählte Analyseergebnisse ei­
ner Erhebung in Ausbildungsbe­
trieben Anfang 1994 werden im 
vorliegenden Beitrag vorgestellt. 

Aufbauend auf qualitativen Befragungen der 

an der Berufsbildung beteiligten Personen­

gruppen 1, wurde im Zeitraum Herbst 1993 

bis Frühjahr 1994 von der Forschungsgruppe 

SALSS im Auftrag des Bundesinstituts für 

Berufsbildung eine repräsentative schriftli­

che Befragung bei ausbildenden und nicht­

ausbildenden Betrieben zum Stand der Be­

rufsausbildung in den neuen Bundesländern 

durchgeführt. Insgesamt waren 2 872 Frage­

bogen auswertbar, die Rücklaufquote betrug 

27 Prozent. 2 

Während in den alten Bundesländern 1994 

nach Auffassung der Bundesanstalt für Ar­

beit mit einem Überangebot an Lehrstellen 

zu rechnen ist, bleibt in den neuen Ländern 

auch weiterhin ein Nachfrageüberhang be­

stehen. So stehen im März 1994 98 000 nicht 

vermittelten Jugendlichen nur 34 000 freie 

Ausbildungsplätze gegenüber. 3 Das duale 

System ist in den neuen Ländern noch nicht 

hinreichend gefestigt. Trotz Ausweitung des 

betrieblichen Ausbildungsplatzangebots4 vor 

allem im Bereich des Handwerks ist auch 

weiterhin die Bereitstellung außerbetriebli­

cher Ausbildungsplätze erforderlich. Diebe­

triebliche Berufsausbildung selbst wird von 

der öffentlichen Hand in einem hohen Maße 

gefordert. Wie ist nun der gegenwärtig er­

reichte Stand der Übernahme von Ausbil­

dungsverantwortung durch die Betriebe ein­

zuschätzen und welche Tendenzen ergeben 

sich für die Zukunft? 

Schwierigkeiten von Betrieben 

Zur Zeit liegen weder zuverlässige Angaben 

zur Zahl der Betriebe in den neuen Ländern 

insgesamt vor, noch gibt es Angaben zur 

Zahl der Ausbildungs betriebe. 5 Auch aus 

unserer Stichprobe von befragten Ausbil­

dungs- und nicht ausbildenden Betrieben las­

sen sich entsprechende Hochrechnungen 

nicht ableiten. Aus den Befragungsergebnis­

sen können für die Gruppe der Ausbildungs­

betriebe aber Hinweise zur Stabilität des 

Ausbildungsengagements gewonnen werden. 

Von grundsätzlicher Bedeutung für die Stabi­

lität des Ausbildungsengagements sind dabei 

die wirtschaftliche Situation der Betriebe 

und die Probleme, die von den Betrieben ge­

nerell zu bewältigen sind. In unserer Erhe­

bung wurden die Betriebe nach ihren haupt­

sächlichen Schwierigkeiten gefragt (vgl. 

Abb. 1). Als Hauptproblem wird von den Be­

trieben auf eine hohe Kostenbelastung hinge­

wiesen. Fast die Hälfte der Betriebe sieht 

dieses Problem, wobei dies gleichermaßen 

für die einzelnen Ausbildungsbereiche gilt. 
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Abbildung 1: Schwierigkeiten von Ausbildungsbetrieben (in Prozent) 
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Alle anderen im Fragebogen vorgegebenen 

Kategorien erhalten deutlich weniger Zu­

stimmung: Ein Viertel der Betriebe nennt 

eine schlechte Auftragslage als eine wesentli­

che Schwierigkeit, wobei es hier deutliche 

Unterschiede zwischen den einzelnen Aus­

bildungshereichen gibt. Während etwa ein 

Drittel der Betriebe des !HK-Bereichs eine 

schlechte Auftragslage nennt, sind es im 

Handwerk nur knapp 20 Prozent und bei den 

Freien Berufen sogar nur eine kleine Min­

derheit von drei Prozent. Ein Fünftel der Be­

triebe sieht die Wettbewerbsteilnahme als 

schwierig an , wobei dies kaum auf die Frei­

en Berufe zutrifft. Ebenfalls rund ein Fünftel 

der Betriebe nennt bürokratische Hindernis­

se, die die wirtschaftliche Entwicklung be­

einträchtigen. Erwähnenswerte Schwierig­

keiten von Betrieben sind darüber hinaus Ei­

gentumsfragen (10 Prozent) und ein Mangel 

an geeignetem Personal (13 Prozent) . 

Zukünftige Bereitstellung 
von Ausbildungsplätzen 

Zur Abschätzung der Stabilität des Ausbil­

dungsengagements wurden die Betriebe da­

nach gefragt, wie sich die Zahl ihrer Ausbil­

dungsplätze in den nächsten drei Jahren vor­

aussichtlich entwickeln wird. Bei dieser Fra­

ge wurde nach gewerblich-technischen, 

kaufmännischen und anderen Berufen diffe­

renziert (vgl. Abb. 2). Für alle Berufsberei­

che geht zumindest eine relative Mehrheit 

vom Status Quo aus, das heißt, die meisten 

Betriebe werden die Zahl ihrer Ausbildungs­

plätze in den nächsten Jahren etwa beibehal­

ten. Allerdings sind zwischen den verschie­

denen Berufsbereichen durchaus Unterschie­

de vorhanden. So wollen bei den gewerblich­

technischen Ausbildungsberufen 27 Prozent 

der Betriebe die Zahl der Ausbildungsplätze 

einschränken; bei den kaufmännischen Beru­

fen beträgt der entsprechende Prozentsatz 

dagegen 41 Prozent und bei den anderen Be­

rufen noch 38 Prozent. Die entsprechenden 

Anteilswerte für Betriebe, die die Ausbil-



Abbildung 2: Entwicklung der Zahl der Ausbildungsplätze in den nächsten drei Jahren (in Prozent) 
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dung ausweiten wollen, betragen 14 Prozent, 

zwölf Prozent und neun Prozent. Im Hand­

werk und in den Freien Berufen ist der An­

teil der Betriebe, die die Ausbildung ein­

schränken wollen , deutlich niedriger als im 

IHK-Bereich. Unabhängig von diesen berufs­

und ausbildungsbereichsspezifischen Unter­

schieden gilt generell , daß ein erheblicher 

Teil der Ausbildungsbetriebe beabsichtigt, in 

Kürze die Ausbildungskapazitäten zu redu­

zieren. In einer Situation, in der das duale 

System der Berufsbildung in den neuen Län­

dern gerade erst eingeführt wird , besteht also 

die Gefahr, daß erhebliche Ausbildungskapa­

zitäten wegfallen. 

Bevor auf die von den Betrieben selbst vorge­

brachten Gründe eingegangen wird, die für 

die beabsichtigte Reduzierung der Ausbil­

dung maßgebend sind, soll versucht werden, 

die Betriebe, die von einer Verringerung der 

Ausbildung ausgehen, anband betrieblicher 
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Merkmale näher zu beschreiben. Hierzu 

wurden multivariate Analysen (Logitanaly­

sen) getrennt für die einzelnen Berufsberei­

che und für unterschiedliche betriebliche 

Merkmale gerechnet. Für die gewerblich­

technischen Berufe ergibt sich ein gut gesi­

cherter Ansatz mit den Variablen Branche, 

Betriebsgröße, Treuhand-Verwaltung und 

Einschätzung der Auftragslage. Die Ausbil­

dung reduzieren wollen hiernach vor allem 

größere Betriebe (ab 250 Beschäftigten) , sol­

che des Verarbeitenden Gewerbes (wobei 

sehr viel günstiger die Situation im Bauge­

werbe ist), Treuhand- und ehemalige Treu­

handbetriebe und Betriebe mit schlechter 

Auftragslage. Während beispielsweise klei­

nere Betriebe mit weniger als 250 Beschäf­

tigten nur zu knapp einem Viertel die Ausbil­

dung reduzieren wollen , beabsichtigt dies 

bei den größeren Betrieben mehr als die 

Hälfte. Für kaufmännische und für andere 

Berufe ergeben sich tendenziell ähnliche Zu-

alle Betriebe 
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samrnenhänge, allerdings läßt sich dies -

vermutlich wegen der niedrigeren Stichpro­

bengröße - statistisch nicht mehr hinrei­

chend sichern. 

Eine Einschränkung ihres Ausbildungsenga­

gements erwägen also vor allem Großbetrie­

be und solche des Verarbeitenden Gewerbes. 

Dies korrespondiert mit der in diesen Betrie­

ben generell vorhandenen ungünstigen Be­

schäftigungslage. Diese häufig mit dem Be­

griff des Verlusts der industriellen Kerne 

umschriebene Situation ist zum Beispiel be­

sonders gut für den Bereich der Treuhand­

und ehemaligen Treuhandbetriebe dokumen­

tiert worden. 6 Die größeren Betriebe ab 250 

Beschäftigten bilden in unserer Stichprobe 

zwar nur eine Minderheit von sieben Pro­

zent, sie stehen aber für einen weitaus höhe­

ren Beschäftigten- und Auszubildendenanteil 

und sind für die wirtschaftliche Entwicklung 

der neuen Länder insgesamt von nicht zu 
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unterschätzender Bedeutung. Gleichzeitig 

kommt ihnen eine bedeutende Rolle bei der 

Herausbildung eines leistungsfähigen dualen 

Systems der Berufsbildung zu. Insofern muß 

der zu erwartende Rückgang an zur Verfü­

gung gestellten Ausbildungsplätzen als aus­

gesprochen problematisch eingestuft werden. 

Von besonderem Interesse ist die Frage, war­

um der Anteil der Betriebe, die eine Ein­

schränkung der Ausbildung vornehmen wol­

len, im Bereich der kaufmännischen Berufe 

auffallend hoch ist. Letztendlich ließ sich 

dies im Rahmen der statistischen Analysen 

nicht vollständig klären. 

Ein Grund für den betreffenden Sachverhalt 

dürfte darin zu suchen sein, daß die kauf­

männischen Berufe stärker in solchen Betrie­

ben ausgebildet werden, die Merkmale auf­

weisen, die generell für Betriebe mit Redu­

zierungsabsichten typisch sind. So finden 

sich kaufmännische Ausbildungsplätze in 

stärkerem Maße in Großbetrieben und in Be­

trieben des Verarbeitenden Gewerbes. Sie 

sind dagegen im Baugewerbe und im Hand­

werk unterrepräsentiert. 

Andererseits ergibt sich auch für gebildete 

Untergruppen, also z. B. für Kleinbetriebe, 

eine stärker ausgeprägte Reduzierungsab­

sicht im Bereich der kaufmännischen Berufe 

gegenüber gewerblich-technischen Berufen. 

Grundsätzlich neigen Betriebe auch bei einer 

schlechten Auftragslage dazu, die Ausbil­

dung im Bereich der kaufmännischen Berufe 

stärker einzuschränken als bei den gewerb­

lich-technischen. Dieses Ergebnis korre­

spondiert mit Entwicklungen, die auch im 

Bereich der alten Bundesländer zu beobach­

ten sind. So besteht auch bei den Betrieben 

aus den alten Bundesländern die Absicht, die 

Ausbildung stärker in den kaufmännischen 

Berufen zu reduzieren. Allerdings liegen die 

von der Forschungsgruppe SALSS ermittel­

ten Quoten mit z. B. 30 Prozent in der Indu­

strie unter den von uns für die neuen Länder 

ermittelten Anteilen. 7 

Gründe für die Reduzierung 
von Ausbildungsplätzen 

Nachdem wir den Zusammenhang zwischen 

zukünftigen Ausbildungsabsichten und rele­

vanten betrieblichen Rahmenbedingungen 

wie z. B. Betriebsgröße und Branche be­

schrieben haben, wollen wir uns nun mit den 

Gründen beschäftigen, die die Betriebe 

selbst für eine beabsichtigte Reduzierung der 

Ausbildung angeben. Hierzu wurde den be­

treffenden Betrieben eine Liste mit in Frage 

kommenden Gründen vorgelegt, wobei na­

türlich Mehrfachnennungen möglich waren. 

Am häufigsten begründen Betriebe eine Ein­

schränkung der Ausbildung damit, daß ein 

entsprechender Bedarf an Fachkräften nicht 

gegeben sei. 55 Prozent aller Betriebe mit 

Reduzierungsabsichten nennen diesbezügli­

che Gründe. Die ungünstige Beschäftigungs­

lage in den neuen Bundesländern wirkt sich 

also unmittelbar negativ auf das Ausbildungs­

engagement aus. Ebenfalls häufig wird die 

Einschränkung der Ausbildung mit den 

schlechten ökonomischen Bedingungen ( 44 

Prozent) begründet. Dabei wird im Hand­

werk (66 Prozent) hierauf häufiger abgestellt 

als im !HK-Bereich (45 Prozent). Insgesamt 

wollen Handwerksbetriebe die Ausbildung 

zwar seltener als solche des !HK-Bereichs 

einschränken, es gibt aber offensichtlich 

auch Handwerksbetriebe, die aufgrund 

schlechter wirtschaftlicher Perspektiven sich 

zu einer Einschränkung gezwungen sehen. 

40 Prozent aller Betriebe geben an , daß die 

Ausbildung selbst zu aufwendig und zu teuer 

sei. Unterschiede zwischen Handwerksbe­

trieben und dem !HK-Bereich sind hier nicht 

festzustellen. Relativ selten (18 Prozent) be­

ziehen sich die befragten Betriebe mit Redu­

zierungsabsichten auf Gründe, die mit der 

Gestaltung des Ausbildungsprozesses selbst 

zu tun haben. Hierzu zählen z. B. zu hohe 

Anforderungen in der Ausbildungsordnung, 

Mangel an geeigneten Ausbildern oder eine 

unzureichende technische Ausstattung. Da­

bei ist natürlich nicht zu leugnen, daß viele 
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Betriebe auch mit solchen Problemen zu 

kämpfen haben 8, sie sind aber nur in selte­

nen Fällen ursächlich für Überlegungen zur 

Einschränkung der Ausbildung. Auch ein 

Mangel an geeigneten Bewerbern wird nur 

von relativ wenigen Betrieben (13 Prozent) 

als Begründung für eine Reduzierung der 

Ausbildung genannt. Dies stellt z. B. einen 

wesentlichen Unterschied zur Situation in 

den alten Bundesländern dar. Hier wird z. B. 

von 40 Prozent aller Handwerksbetriebe und 

von 34 Prozent der !HK-Betriebe ein Mangel 

an Bewerbern als Begründung für einen 

Rückgang der Ausbildungsaktivitäten ge­
nannt. 9 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß das 

Ausbildungsengagement vieler Betriebe in 

den neuen Bundesländern in einem hohen 

Maße instabil ist. Es besteht die Gefahr, daß 

die Ausbildungsbereitschaft vieler Betriebe 

in den nächsten Jahren zurückgehen wird. 

Von einer Verankerung des dualen Systems 

der Berufsbildung in den neuen Ländern 

kann noch nicht die Rede sein. Absichten, 

die Ausbildung einzuschränken, gibt es da­

bei vor allem in größeren Betrieben und im 

Verarbeitenden Gewerbe. Die Berufsbildung 

stellt dabei gewissermaßen ein Spiegelbild 

der insgesamt schlechten Ertrags- und Be­

schäftigungsperspektiven dieser Betriebe 

dar. Maßgebend für eine Reduzierung der 

Ausbildung sind vor allem ökonomische 

Gründe, die Betriebe könnten ihr bisheriges 

Ausbildungsengagement durchaus beibehal­

ten, wenn die wirtschaftlichen Rahmendaten 

günstiger wären. Nur wenige Betriebe fühlen 

sich grundsätzlich von Ausbildungsaufgaben 

überfordert, ein Mangel an geeigneten Be­

werbern wird von den allermeisten Betrieben 

ebenfalls nicht als Problem gesehen. 

Bedeutung finanzieller Hilfen 

Angesichts der erheblichen Unterstützung 

der betrieblichen Berufsausbildung in den 

neuen Ländern durch die öffentliche Hand, 

wollten wir von den befragten Ausbildungs-



betrieben wissen, ob sie auch ohne finanziel­

le Unterstützung ausbilden würden. Immer­

hin 30 Prozent aller befragten Betriebe erklä­

ren, daß sie ohne finanzielle Unterstützung 

nicht ausbilden würden. Der von den Betrie­

ben zum Ausdruck gebrachte Bedarf an fi­

nanzieller Unterstützung unterscheidet sich 

dabei in deutlichem Maße zwischen den ein­

zelnen Ausbildungsbereichen. Die Freien 

Berufe und die dem !HK-Bereich zugehöri­

gen Betriebe sind nach eigener Aussage in 

geringerem Umfang auf finanzielle Hilfestel­

lungen für die Ausbildung angewiesen als die 

Handwerksbetriebe (vgl. Übersicht 1) . 

Offenbar haben sich die Praxen und Betriebe 

der Freien Berufe, die sich zur Ausbildung 

entschieden haben, weitgehend auch finan­

ziell konsolidiert, so daß sie die Kosten der 

Ausbildung in der Mehrheit ohne Probleme 

tragen können. Vor allem vielen Handwerks­

betrieben dürften durch die Ausbildung da­

gegen große Belastungen auferlegt werden. 

Wie bereits dargestellt, neigen Handwerks­

betriebe zwar weniger stark als !HK-Betrie­

be dazu, ihr Ausbildungsengagement einzu­

schränken, dieses Engagement ist aber auf­

grund der starken Abhängigkeit von öffent­

licher finanzieller Förderung relativ labil. 

Differenziert man den Bedarf an finanzieller 

Unterstützung nach der Betriebsgröße, so 

wird erhärtet, was sich bei der Betrachtung 

der Unterschiede nach Kammerzugehörig­

keit bereits angedeutet hatte. So melden die 

kleineren Betriebe einen deutlich höheren 

Bedarf an finanzieller Unterstützung an als 

die größeren (vgl. Übersicht 2). 

Bei einer Differenzierung nach Branchen 

zeigt sich, daß insbesondere das Baugewerbe 

(36 Prozent im Vergleich zu 30 Prozent für 

alle Betriebe) die Ausbildungsaktivitäten von 

einer weiteren finanziellen Unterstützung ab­

hängig macht. Dieses Ergebnis ist insofern 

nicht selbstverständlich, als die Beschäfti­

gungs- und Auftragssituation im Baugewerbe 

im Vergleich zu anderen Branchen relativ 

günstig ist. So neigen Betriebe des Bauge­

werbes, wie ausgeführt wurde, ja auch weni­

ger dazu, ihre Ausbildungsaktivitäten zu redu­

zieren. Zu beachten ist also, daß eine relativ 

hohe Stabilität des Ausbildungsengagements 

häufiger von einer finanziellen Unterstützung 

durch die öffentliche Hand getragen wird. 

Betrachtet man die Betriebe, die im gewerb­

lich-technischen und kaufmännischen Be­

reich ihre Berufsausbildung beibehalten oder 

sogar ausweiten, gegenüber solchen Betrie­

ben, die ihre Ausbildung reduzieren wollen, 

Übersicht 1: Bedarf an finanzieller Hilfe nach Kammerbereich (in Prozent) 

Würde der Betrieb ohne finanzielle IHK HwK 
Unterstützung ausbilden? 

I I 
Ja 73 66 81 

Nein 27 34 19 

Übersicht 2: Finanzielle Hilfe nach Betriebsgrößenklasse (in Prozent) 

Würde der Betrieb ohne finanzielle 1-20 21-250 251 
Unterstützung ausbilden? 

I I I 
und mehr 

Ja 64 75 80 

Nein 36 25 20 

so ergibt sich hinsichtlich des Bedarfs an fi­

nanzieller Unterstützung ein signifikanter 

Unterschied. Betriebe, die die Ausbildung 

nicht reduzieren wollen, machen die Durch­

führung der Ausbildung grundsätzlich weni­

ger von einer finanziellen Unterstützung ab­

hängig (gewerblich-technisch: 28 Prozent, 

kaufmännisch: 19 Prozent) als solche Betrie­

be, die die Ausbildung einschränken wollen 

(gewerblich-technisch: 36 Prozent, kauf­

männisch: 28 Prozent) . Bei der ersten Grup­

pe handelt es sich offenbar um Betriebe, die 

sich längerfristig von der Ausbildung eigener 

Fachkräfte Vorteile wie kürzere Einarbei­

tungszeiten und schnelleren Zugriff auf 

Fachqualifikationen erhoffen. 

Maßnahmen zur Förderung der 
betrieblichen Berufsausbildung 

Wie wir gesehen haben, spielt die finanzielle 

Unterstützung der Ausbildungsbetriebe in 

den neuen Bundesländern zur Stützung der 

Ausbildungsaktivitäten eine nicht unerhebli­

che Rolle. Die Förderung der betrieblichen 

Berufsausbildung darf aber hierauf nicht re­

duziert werden, wichtig sind auch Maßnah­

men, die auf eine erfolgreiche Durchführung 

des Ausbildungsprozesses selbst abzielen. So 

sagen 36 Prozent aller befragten Betriebe, 

daß sie nicht genügend Unterstützung bei der 

Vorbereitung der Auszubildenden auf die 

Zwischen- und Abschlußprüfung erhielten. 

Häufiger wird dies von den Handwerksbe­

trieben (41 Prozent) und den freien Berufen 

(37 Prozent) zum Ausdruck gebracht als von 

den Ausbildungsbetrieben aus dem Bereich 

von Industrie und Handel (28 Prozent). Hier 

dürfte eine Rolle spielen, daß für die Ausbil­

dungsverantwortlichen im Bereich des Hand­

werks und der Freien Berufe die Aufgabe der 

Ausbildung häufiger neu und ungewohnt ist 

als im !HK-Bereich. 

Die Betriebe wurden schließlich danach ge­

fragt, welche Maßnahmen insgesamt dazu 

beitragen könnten, die Ausbildung zu stützen 

und weiter zu verbessern (vgl. Übersicht 3) . 
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Übersicht 3: Ausbildungsbetriebe und genannte Maßnahmen nach Kammerbereich (in Prozent) 

Finanzielle Unterstützung 

Kostenloses Lehrmaterial 

Schulungen für Ausbilder 

Ausbildungsbegleitende Hilfen 

Mehr I bessere Ausbildungsberatung 

Vom Arbeitsamt finanzierter Förder-tZusatzunterricht 

Ausstattung der Lehrwerkstatt 

Mehr I besseres Informationsmaterial 

Einrichtung eines betrieblichen Kooperations-/ 
Ausbildungsverbunds 

Bessere inhaltliche Abstimmung mit der Berufsschule 

Bessere zeitliche Abstimmung mit der Berufsschule 

Überbetriebliche ergänzende Unterweisung 

Förderunterricht vor Prüfungen 

Hilfe bei der sozialen Betreuung von Auszubildenden 

Weniger Berufsschulunterricht 

Bessere Aufgabenverteilung Betrieb-Berufsschule 

Andere Maßnahmen 

Nach unseren bisherigen Ausführungen 

überrascht es nicht, daß die finanzielle Un­

terstützung von den Betrieben am häufigsten 

als wichtige Maßnahme genannt wird. Aber 

auch anderen Hilfen zur Förderung der Be­

rufsausbildung kommt durchaus eine nicht 

zu unterschätzende Bedeutung zu. Zu nen­

nen sind hier beispielsweise neben Qualifi­

zierungsmaßnahmen für das Ausbildungs­

personal eine intensive Beratung während 

der Ausbildung, ausbildungsbegleitende Hil­

fen , Förderunterricht aber auch eine engere 

inhaltliche und zeitliche Abstimmung mit 

der Berufsschule. Diese Maßnahmen sind 

dabei in ihrer Gesamtheit wichtig, wobei sie 

auf unterschiedliche, jeweils spezifische Pro­

blemkonstellationen von Betrieben abstellen. 

Beispielsweise scheint die Zusammenarbeit 

mit der Berufsschule vor allem in den Freien 

Berufen ein Problem zu sein. 37 Prozent al-

I 
IHK HwK Freie Berufe 

I I 
69 68 61 

17 23 24 

16 13 4 

16 15 16 

16 19 17 

15 13 18 

14 12 10 

12 14 10 

12 5 

12 15 37 

10 19 20 

9 9 9 

6 10 18 

6 4 4 

5 12 10 

4 6 6 

10 10 10 

!er befragten Betriebe wünschen sich hier 

eine bessere inhaltliche Abstimmung mit der 

Berufsschule. 

Fazit 

In einer Situation, in der die Ausbildungs­

stellensituation in den neuen Bundesländern 

als gespannt bezeichnet werden muß und zur 

Versorgung der Jugendlichen mit Ausbil­

dungsplätzen von der öffentlichen Hand auch 

weiterhin außerbetriebliche Ausbildungs­

plätze gefördert werden müssen, besteht die 

Gefahr, daß viele Betriebe in den kommen­

den Jahren ihre Ausbildungsaktivitäten redu­

zieren. Dies gilt insbesondere für größere 

Betriebe in der Industrie, die für die Ent­

wicklung eines leistungsfähigen und qualita­

tiv anspruchsvollen dualen Systems der Be-
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rufsausbildung von unverzichtbarer Bedeu­

tung sind. Von einer Verankerung des dualen 

Systems der Berufsbildung kann in den neu­

en Ländern noch nicht die Rede sein. Die 

Berufsbildung stellt hier gewissermaßen ein 

Spiegelbild der insgesamt schlechten Ertrags­

und Beschäftigungsperspektive auch der aus­

bildenden Betriebe dar. Der weitere Personal­

abbau in größeren Betrieben muß aus berufs­

bildungspolitischer Sicht als ausgesprochen 

problematisch eingeschätzt werden. Hier ist 

anzumerken, daß auch in den alten Bundes­

ländern Personalabbau stärker in größeren 

als in kleineren Betrieben zu finden ist. In 

den alten Bundesländern dürfte dies vor al­

lem Ausdruck der sich in Großbetrieben ver­

stärkt vollziehenden Rationalisierungsaktivi­

täten sein, in den neuen Bundesländern ist 

demgegenüber für viele Großbetriebe die 

wirtschaftliche Basis selbst weggefallen. 

Was die Einschränkung des Ausbildungsen­

gagements angeht, so erwägen besonders 

Großbetriebe des verarbeitenden Gewerbes 

und hier vor allem solche, die von der Treu­

hand verwaltet wurden oder noch werden, 

eine solche Einschränkung. Im Handwerk, 

den Freien Berufen und im Baugewerbe ist 

der Rückgang der Ausbildungsbereitschaft 

deutlich geringer. 

Die Hauptgründe für die Einschränkung der 

Berufsausbildung sind der Reihe nach der 

fehlende zukünftige Bedarf an Fachkräften, 

die schlechte Wirtschaftslage, zu hohe Aus­

bildungskosten, Schwierigkeiten in der Durch­

führung der Ausbildung und schließlich der 

Mangel an geeigneten Bewerbern. 

30 Prozent der von uns Anfang 1994 befrag­

ten Ausbildungsbetriebe erklären, daß sie 

ohne öffentliche finanzielle Unterstützung, 

vergleichbar der der vorangegangenen Jahre, 

nicht ausbilden werden. 

Das betriebliche Ausbildungsengagement in 

den neuen Bundesländern ist in hohem Maße 

von der Gewährung öffentlicher finanzieller 

Hilfen abhängig und noch nicht hinreichend 

tragfähig. Zur Sicherung eines ausreichen-



den Ausbildungsstellenangebotes in den neu­

en Bundesländern ist deswegen die öffentli­

che Hand auch weiterhin in starkem Maße 

gefordert. Neben direkten finanziellen Hilfen 

müssen dabei auch eine Vielzahl von anderen 

Maßnahmen ergriffen werden, die den Be­

trieben die Wahrnehmung von Ausbildungs­

verantwortung erleichtern. Hier geht es ins­

besondere um Maßnahmen, die auf eine er­

folgreiche Durchführung des Ausbildungs­

prozesses selbst zielen. Dazu gehören ins­

besondere Qualifizierungsmaßnahmen für 

das Ausbildungspersonal, intensive Beratung 

während der Ausbildung, ausbildungsbeglei­

tende Hilfen, Förderunterriebt und eine en­

gere inhaltliche und zeitliche Abstimmung 

mit den Berufsschulen. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Degen, U (Hrsg.): Berufsausbildung im Über­

gang. Ausbildungsgestaltung in den neuen Bundeslän­
dern. Bundesinstitut für Berufsbildung, Tagungen und Ex­
pertengespräche zur Beruflichen Bildung, Heft 18, Berlin 
und Bann 1993 
2 Nach einer ersten Überprüfung scheint die realisierte 
Stichprobe annähernd den Verhältnissen in der Grundge­
samtheit zu entsprechen; eine eingehende Überprüfung 
der Repräsentativität ist allerdings erst dann möglich, 
wenn die Bundesanstalt für Arbeit entsprechende Anga­
ben aus der Beschäftigtenstatistik in den neuen Ländern 
zur Verfügung stellen kann. Dies dürfte voraussichtlich bis 
zum Herbst 1994 der Fall sein. 
3 Vgl. Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt für Ar­
beit 
4 lgl. BMBW Berufsbildungsbericht 1994 (Entwurf), 
s. 13 
5 Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß die Bundes­
anstalt für Arbeit erst im Laufe des Jahres die Beschäftig­
tenstatistik in entsprechender J#ise aufbereiten kann. 
6 Vgl. z. B. Wahse, J.; Dahms, V.; Schäfer, R.: Beschäf­
tigungsperspektiven von Treuhandunternehmen und Ex­
Treuhandfirmen, Umfrage 10192, Beiträge zur Arbeits­
markt- und -berufsforschung 160. 3, Nürnberg 1993 
7 lgl. Forschungsgruppe SALSS: Qualifizierung und Per­
sona/gewinnung. Befragung von Klein- und Mittelbetrie­
ben. Endbericht im Auftrage des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft, Bann, Januar 1994, hier: S. 29 
8 lgl. hierzu den Sammelband von Degen, U (Hrsg.): 
Berufsausbildung im Übergang, a. a. 0., sowie 
Schober, K.; Ui>!finger, C.: Berufsausbildung Jugendli­
cher in den neuen Ländern. Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, Nümberg, 
Juli 1993, Veräff in Vorbereitung 
9 lgl. Forschungsgruppe SALSS: Qualifizierung und Per­
sonalgewinnung, a. a. 0. 

Individuelle Kosten und Nutzen 
der beruflichen Weiterbildung 

Richard von Bardeleben 
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bildungsplanung" im Bun­

desinstitut für Beruftbil­

dung, Bonn 

Ursula Beicht 
Mitarbeiterin in der Abtei-

lung 6.1 "Bildungsökono­

mie" im Bundesinstitut für 

Berufsbildung, Bonn 

Jürgen Holzschuh 
Mitarbeiter in der Abteilung 

6.1 "BildungsökOnomie" im 

Bundesinstitut für Berufs-

Bann 

Seit Beginn der 80er Jahre hat die 
Zahl der Teilnehmer an beruflicher 
Weiterbildung in Deutschland kon­
tinuierlich zugenommen. 1991 bil­
deten sich 21 Prozent der Deut­
schen im erwerbsfähigen Alter (19 
bis 64 Jahre) beruflich weiter. Die 
Höhe der Weiterbildungskosten 
und wer sie in welcher Höhe finan­
ziert, ist weithin unbekannt. Dies 
gilt insbesondere für die von Pri­
vatpersonen aufgewendeten Wei­
terbildungskosten. Das Bundesin­
stitut für Berufsbildung hat nun 
erstmals diese Kosten und die Fra­
ge nach den Nutzenerwartungen 
der Weiterbildungsteilnehmer un­
tersucht. Ergebnisse dieser Unter­
suchung werden im vorliegenden 
Beitrag vorgestellt. 1 

Ausgangslage 

In den letzten Jahren führten die veränderten 

Arbeitsanforderungen aufgrund des techno­

logischen Wandels und neuer Formen der 

Arbeitsorganisation zu einem ständig stei­

genden Bedarf an beruflicher Weiterbildung 

und einer zunehmenden Weiterbildungsbe­

teiligung. In den neuen Bundesländern spielt 

die berufliche Weiterbildung eine wichtige 

Rolle bei der Bewältigung der tiefgreifenden 

Veränderungen, die mit dem Übergang von 

der Plan- zur Marktwirtschaft verbunden sind 

und Qualifizierungsanpassungen weiter Teile 

der Erwerbsbevölkerung notwendig machen. 

Die Bedeutung der beruflichen Weiterbil-
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dung wird auch in den nächsten Jahren - vor 

allem unter den Bedingungen des raschen 

technischen Wandels, des aufgrund der de­

mographischen Entwicklung steigenden An­

teils älterer Erwerbspersonen sowie der an­

haltend hohen Arbeitslosigkeit - weiter zu­

nehmen. Künftig wird die berufliche Weiter­

bildung für nahezu alle Menschen im er­

werbsfahigen Alter einen hohen Stellenwert 

einnehmen. Die Weiterbildung wird damit­

neben der Ausbildung - zu einem wesent­

lichen Bereich, der u. a. auch unter Kosten­

gesichtspunkten zu beurteilen ist. 

Eine aktuelle Gesamtübersicht über die Hö­

he der Weiterbildungskosten aller Kostenträ­

ger gibt es nicht. Am besten sind die Ausga­

ben der Bundesanstalt für Arbeit für die be­

rufliche Fortbildung und Umschulung zu 

überblicken, die jährlich in detaillierter 

Form dokumentiert werden. Die Weiterbil­

dungsausgaben des Staates sind zwar als 

Plangrößen jeweils in den Haushaltsplänen 

der Gebietskörperschaften ausgewiesen, 

wurden bisher aber nicht systematisch zu­

sammengetragen und sind daher als Gesamt­

größe unbekannt. Keine Informationen gibt 

es bislang darüber, welche Kosten die unter­

schiedlichen staatlichen Institutionen für die 

Weiterbildung der eigenen Bediensteten auf­

wenden. Über die Weiterbildungskosten der 

Privatwirtschaft lagen bis vor kurzem nur 

Angaben für das Jahr 1987 vor, die das Insti­

tut der deutschen Wirtschaft in einer Reprä­

sentativuntersuchung für die Wirtschaftsbe­

reiche Industrie und Handel sowie Hand­

werk ermittelt hatte2
; das Institut der deut­

schen Wirtschaft hat nun für 1992 die be­

trieblichen Weiterbildungskosten erneut er­

hoben. Die von den Privatpersonen getrage­

nen Kosten der beruflichen Weiterbildung, 

über die bisher lediglich grobe Schätzungen 

vorlagen, wurden nun erstmals vom Bundes­

institut für Berufsbildung einer repräsenta­

tiven Erhebung erfaßt. 

Für das individuelle Weiterbildungsverhalten 

sind nicht nur die Kosten von wesentlicher 

Bedeutung, sondern wahrscheinlich in noch 

viel stärkerem Maße der Nutzen, den sich 

der einzelne von der Weiterbildungsmaßnah­

me verspricht. Wenn Privatpersonen die fi­

nanziellen Mittel für die Weiterbildungsteil­

nahme ganz oder teilweise selbst aufbringen 

müssen, sind sie dazu nur bei einer entspre­

chend hohen Nutzenerwartung bereit. Bei 

der Weiterbildungsentscheidung besteht al­

lerdings das Problem, daß die Kosten der 

Maßnahme in der Regel sofort anfallen und 

zu einer unmittelbaren finanziellen Bela­

stung führen, während der Nutzen zunächst 

ungewiß ist und, wenn überhaupt, erst nach 

und nach realisiert werden kann. In die 

Untersuchung wurden daher die Nutzenvor­

stellungen und Überlegungen zum Kosten­

Nutzen-Verhältnis der Teilnehmer an beruf­

licher Weiterbildung einbezogen, da hierüber 

ebenfalls noch keine empirischen Erkennt­

nisse auf repräsentativer Basis vorlagen. 

Durchführung der Erhebung 

Zum Jahresende 1992 wurden 1 607 reprä­

sentativ ausgewählte Weiterbildungsteilneh­

mer befragt, und zwar je rund 800 in West­

und Ostdeutschland. Die Erhebung wurde 

von EMNID im Auftrag des Bundesinstituts 

durchgeführt. Wegen der zum Befragungs­

zeitpunkt bestehenden großen Unterschiede 

hinsichtlich der beruflichen Weiterbildung in 

den alten und neuen Ländern erschien eine 

entsprechend getrennte Untersuchung not­

wendig. Einbezogen wurden deutsche Er­

werbspersonen im Alter von 19 bis 64 Jah­

ren, die im Zeitraum vom 1. 10. 1991 bis 

30. 9. 19923 an mindestens einer beruflichen 

Weiterbildungsmaßnahme 

hatten. 

teilgenommen 

Der Untersuchung wurde ein relativ weit ge­

faßter Weiterbildungsbegriff zugrunde ge­

legt. Neben streng formalisierter Weiterbil­

dung, wie Kurse oder Lehrgänge in einer 

Weiterbildungseinrichtung oder im Betrieb, 

wurden auch weniger formalisierte Arten be­

rücksichtigt. Zu diesen sogenannten "wei-
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chen" Formen beruflicher Weiterbildung 

zählen organisierte Einarbeitungsmaßnah­

men am betrieblichen Arbeitsplatz, betrieb­

liche Fördermaßnahmen der beruflichen 

Qualifikation am Arbeitsplatz (in Qualitäts­

bzw. Werkstattzirkeln, Lemstatt), Fernunter­

richt, Fernstudium, Fernseh- oder Hörfunk­

kurs, selbstorganisiertes Lernen (z. B. mit­

tels Lehrbüchern, computergestützten Lern­

programmen) , Besuch von Fachvorträgen, 

Kongressen , Fachmessen u. ä., um sich be­

ruflich weiterzubilden. 

Die Erhebung wurde in Form von mündli­

chen Befragungen anhand eines standardi­

sierten Fragebogens durchgeführt. Die Daten 

zur Berechnung der Weiterbildungskosten 

wurden in differenzierter Form für jede ein­

zelne Maßnahme erfragt, weil Weiterbil­

dungsteilnehmer im Verlauf eines Jahres 

häufig mehrere Maßnahmen besuchen. 

Individuelle 
Weiterbildungskosten 

Direkte und indirekte Kostenarten 

Bei der Ermittlung der individuellen Weiter­

bildungskosten wurde von dem bildungsöko­

nomischen Kostenbegriff ausgegangen, der 

neben den unmittelbaren Ausgaben, d. h. 

den direkten Kosten für die Teilnahme an ei­

ner Bildungsmaßnahme auch den entgange­

nen Nutzen einer alternativen Tätigkeit (Op­

portunitätskosten) als indirekte Kosten um­

faßt. 4 Die direkten Kosten umfassen die 

vom Teilnehmer gezahlten Lehrgangsgebüh­

ren, die Kosten für Lernmittel, Fahrten zur 

Weiterbildungsstätte, auswärtige Unterkunft, 

auswärtige Mahlzeiten, Kinderbetreuung so­

wie alle sonstigen Ausgaben, die unmittelbar 

durch die Weiterbildungsteilnahme verur­

sacht werden. 

Im Gegensatz zu den direkten Kosten führen 

die indirekten Kosten nicht zu tatsächlichen 



Ausgaben der Weiterbildungsteilnehmer. Sie 

stellen vielmehr den bewerteten Nutzen einer 

Tätigkeit dar, die der Teilnehmer alternativ 

in der auf die Weiterbildung verwendeten 

Zeit ausüben könnte. Zwei Arten von indi­

rekten Kosten sind dabei grundsätzlich zu 

unterscheiden: Zum einen das entgangene 

Einkommen einer alternativen Erwerbstätig­

keit5, zum anderen der monetär bewertbare 

Verlust an Freizeit. 6 

Betriebliche und private Weiterbildung 

Welche der aufgeführten Kostenarten im Ein­

zelfall auftreten, hängt insbesondere davon 

ab, ob betriebliche oder private Weiterbil­

dung vorliegt. Bei der betrieblichen Weiter­

bildung handelt es sich um Maßnahmen, an 

denen jemand auf Veranlassung des Betriebs 

teilnimmt, in dem er beschäftigt ist, und für 

die der Betrieb auch die unmittelbaren Teil­

nahmekosten trägt. Dem Teilnehmer selbst 

entstehen meist keine oder nur geringe Ko­

sten; in Betracht kommen lediglich zusätzli­

che Kinderbetreuungskosten, wenn der 

Lehrgang außerhalb der Arbeitszeit stattfin­

det, sowie Ausgaben z. B. für die Anschaf­

fung von Fachliteratur oder speziellen Lern­

mitteln, die der Betrieb nicht zur Verfügung 

stellt. Darüber hinaus ist mit der betriebli­

chen Weiterbildung häufiger ein Freizeitver­

lust verbunden, dessen Kosten jedoch nicht 

berechnet wurden. 

Private Weiterbildung findet demgegenüber 

in der Regel auf eigene Initiative und zu­

nächst auf eigene Kosten in der Freizeit statt. 

Dabei können alle oben genannten direkten 

und indirekten Kostenarten vorkommen. In 

vielen Fällen müssen die Teilnehmer jedoch 

die Kosten letztlich nicht selbst vollständig 

tragen, da Refinanzierungsmöglichkeiten be­

stehen. Bei der Refinanzierung von direkten 

Kostenbestandteilen ist die Förderung nach 

dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) am be­

deutsamsten; daneben gibt es Kostenerstat­

tangen durch den Arbeitgeber oder durch 

verschiedene sonstige Stellen (z. B. den Be­

rufsförderungsdienst der Bundeswehr) . 7 Re­

finanzierungsmöglichkeiten von indirekten 

Kosten sind nur in geringem Umfang vorhan­

den: Von Arbeitslosigkeit bedrohte Erwerbs­

tätige, die für eine Vollzeitmaßnahme ihre 

Berufstätigkeit aufgegeben haben, können 

vom Arbeitsamt Unterhaltsgeld als Zuschuß 

erhalten und so ihren Einkommensverzicht 

zumindest zum Teil kompensieren. Eine 

"Refinanzierung" von in die Weiterbildung 

investierter Freizeit erfolgt manchmal in 

Form einer entsprechenden Arbeitsfreistel­

lung durch den Arbeitgeber. Einen Über­

blick über die möglichen Kosten- und Re­

finanzierungsarten der betrieblichen und pri­

vaten Weiterbildung gibt Abbildung 1. 

Kosten und Refinanzierung 
der betrieblichen Weiterbildung 

Wie aus Abbildung 2 hervorgeht, betrugen 

die nach diesem Kostenmodell ermittelten in­

dividuellen Weiterbildungskosten im Jahr 1992 

- vor Inanspruchnahme von Erstattungs­

möglichkeiten - durchschnittlich 1 427 DM 

pro Teilnehmer in den alten Ländern und 

1 928 DM in den neuen Ländern. Nach der 

Refinanzierung verblieben in Westdeutsch­

land Kosten in Höhe von 1 053 DM und in 

Ostdeutschland von 848 DM. Die höheren 

Weiterbildungskosten in den neuen Ländern 

und die nach der Refinanzierung niedrigeren 

Kosten sind vor allem darauf zurückzufüh­

ren, daß dort die Weiterbildungsteilnehmer 

häufiger längere und entsprechend teurere 

Maßnahmen, vielfach Vollzeitmaßnahmen, 

besuchten, und in größerem Umfang Förde­

rungsmöglichkeiten nach dem AFG in An­

spruch nehmen konnten. 

Nur ein sehr geringer Teil der von den Teil­

nehmern selbst zu tragenden Weiterbildungs­

kosten entfiel 1992 auf die betriebliche Wei­

terbildung (vgl. Abbildung 2) : in West­

deutschland betrug der Anteil im Durch­

schnitt lediglich 5,2 Prozent und in Ost-

deutschland 8,7 Prozent. Bedenkt man je­

doch, daß in der Regel die Betriebe als die 

alleinigen Träger der Kosten betrieblicher 

Weiterbildung angesehen werden, so erschei­

nen die von den Teilnehmern übernommenen 

Kosten von durchschnittlich 55 DM im We­

sten und 74 DM im Osten nicht zu vernach­

lässigen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, 

daß von allen Weiterbildungsteilnehmern in 

den alten Ländern 59 Prozent nur betrieb­

liche Weiterbildung, 33 Prozent nur private 

Weiterbildung und acht Prozent sowohl be­

triebliche als auch private Weiterbildung be­

sucht haben. In den neuen Ländern haben 

44 Prozent nur betriebliche, 45 Prozent nur 

private und elf Prozent betriebliche und pri­

vate Weiterbildung aufgesucht. 

Kosten und Refinanzierung 
der privaten Weiterbildung 

Die Kosten der privaten Weiterbildung lagen 

1992 vor der Realisierung von Refinanzie­

rungsmöglichkeiten in den alten Ländern bei 

durchschnittlich 1 372 DM pro Teilnehmer 

und in den neuen Ländern bei 1 854 DM. In 

Abbildung 3 ist dargestellt, wie sich diese 

Kosten im einzelnen zusammensetzen. In 

Westdeutschland entfielen 62 Prozent auf die 

direkten, unmittelbar ausgabewirksamen Ko­

sten und 38 Prozent auf den wegen der Wei­

terbildungsteilnahme in Kauf genommenen 

Nettoeinkommensverzicht In Ostdeutsch­

land machten die direkten Kosten 73 Prozent 

aus, während der Nettoeinkommensverzicht 

nur 27 Prozent betrug. 

Bei den direkten Kosten der privaten Weiter­

bildung fielen sowohl in den alten als auch in 

den neuen Ländern die Teilnehmergebühren 

am stärksten ins Gewicht, gefolgt von den 

Kosten für Fahrten zur Weiterbildungsein­

richtung und für Lernmittel. In Ostdeutsch­

land spielten darüber hinaus noch die zusätz­

lichen Kosten für auswärtige Mahlzeiten eine 

Rolle. 

Bei den indirekten Kosten der privaten Wei­

terbildung war die Einkommenseinbuße we-
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Abbildung 1: Übersicht über die individuellen Kosten- und Refinanzierungsarten der beruflichen Weiterbildung 

Individuelle Kosten Refinanzierung 

I 
I I I 

Kosten der betrieblichen Kosten der privaten Refinanzierung von Kosten 
Weiterbildung Weiterbildung der privaten Weiterbildung 

Direkte Kosten Direkte Kosten 
!- (unmittelbar ausgabewirksame - (unmittelbar ausgabewirksame 

Kosten) Kosten) 
- Refinanzierung 

direkter Kosten 

-1 Zusätzliche Kinderbetreuungskosten ---i Tei lnehmergebühren H Erstattung durch das Arbeitsamt 

---i Sonstige zusätzl iche Kosten ---i Kosten für Lernmittel H Erstattung durch den Arbeitgeber 

-1 Fahrtkosten y Erstattung durch sonstige Stellen 

---i Kosten für auswärtige Unterkunft 

-1 Kosten fü r auswärtige Mahlzeiten 

---i Kinderbetreuungskosten 

---i Sonstige Kosten 

.....__ Indirekte Kosten '--- Indirekte Kosten '---
Refinanzierung 

indirekter Kosten 

r- Nettoeinkommensverzicht Zahlung von Unterhaltsgeld 
- als ZuschuB 

-1 unbezahlter Urlaub 
durch das Arbeitsamt 

---i Arbeitszeitreduzierung 

-1 Verzicht auf Überstunden 

-1 Aufgabe der Berufstätigkeit 

'--- (Bewerteter) Freizeitverlust '--- (Bewerteter) Freizeitverlust 

-1 Unterricht in der Freizeit -1 Unterrichtszeit Arbeitsfreistellung 
- für die Weiterbildung durch 

---i Vor- u. Nachbereitung in der Freizeit ---i Zeit für vorherige Information I den Arbeitgeber 

---i Zusätzliche Fahrtzeit -1 Vor- und Nachbereitungszeit 

-1 Bezahlter Urlaub ---i Fahrtzeit 

-1 Bezahlter Urlaub 
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Abbildung 2: Individuelle Weiterbildungskosten insgesamt vor und nach Refinanzierung in den alten 
und neuen Bundesländern - Durchschnittliche Kosten pro Teilnehmer und Jahr in DM -

1 427 

Kosten vor Refinanzierung 

Owest Ost 

gen der Aufgabe der Berufstätigkeit die mit 

Abstand wichtigste Kostenart; sie erreichte 

im Westen durchschnittlich 387 DM und im 

Osten 382 DM. Daneben war noch der Ein­

kommensverlust wegen Reduzierung der Ar­

beitszeit von Bedeutung, er betrug durch­

schnittlich I06 DM in den alten und 119 DM 

in den neuen Ländern. Der Verzicht auf 

Überstunden schlug im Westen mit durch­

schnittlich 32 DM und im Osten mit ledig­

lich 3 DM zu Buche. Der Einkommensver­

zicht wegen Inanspruchnahme von unbezahl­

tem Urlaub lag im Westen bei durchschnitt­

lich 2 DM und im Osten bei unter I DM. 

Von den Kosten der privaten Weiterbildung 

konnten die Teilnehmer in den alten Ländern 

I992 im Durchschnitt 375 DM - dies ent­

spricht 27 Prozent- refinanzieren, 997 DM 

mußten selbst getragen werden. In den neuen 

Ländern war der Refinanzierungsanteil mit 

58 Prozent deutlich größer, nach Abzug der 

Erstattungen von durchschnittlich I 080 DM 

verblieben hier noch Kosten in Höhe von 773 

DM. Die erheblichen Unterschiede sind ins-

1 053 

Kosten nach Refinanzierung 

besondere darauf zurückzuführen, daß die 

nach AFG geförderte Weiterbildung im 

Osten - wegen der wirtschaftlichen Um­

strukturierungen, die in großem Umfang An­

passungsqualifizierung und Umschulung 

notwendig machte - eine wesentlich bedeu­

tendere Rolle spielte als im Westen. Auf die 

Förderung nach AFG entfielen in West­

deutschland 88 Prozent der gesamten Refi­

nanzierung, in Ostdeutschland sogar 98 Pro­

zent. Erstattungen durch den Arbeitgeber 

machten demgegenüber lediglich vier Pro­

zent in den alten und ein Prozent in den neu­

en Ländern aus. Sonstige Stellen waren im 

Westen zu acht und im Osten zu einem Pro­

zent an der Refinanzierung beteiligt. 

Kostenverteilungen 

Bei allen bisher genannten individuellen 

Weiterbildungskosten handelte es sich je­

weils um Durchschnittswerte, von denen die 

Kosten der einzelnen Teilnehmer mehr oder 

weniger stark abweichen. Die Spannbreite 

der Kosten ist insgesamt gesehen extrem 

groß. Das verwundert nicht, wenn man die 

sehr unterschiedlichen Formen beruflicher 

Weiterbildung bedenkt, die beispielsweise 

vom zweistündigen Besuch eines Fachvor­

trags bis hin zur ganzjährigen Vollzeitmaß­

nahme reichen können. Wird die Verteilung 

der Teilnehmer nach Höhe der selbstfinan­

zierten Weiterbildungskosten (betriebliche 

und private Weiterbildung) betrachtet, so ist 

festzustellen, daß 55 Prozent der Weiterbil­

dungsteilnehmer im Westen und 42 Prozent 

im Osten überhaupt keine Kosten zu tragen 

hatten. Zum größten Teil traf dies auf Perso­

nen zu , die nur an betrieblicher Weiterbil­

dung teilgenommen haben. Der höhere An­

teil an Weiterbildungsteilnehmern ohne Ko­

sten in Westdeutschland ist somit auf den 

dort ebenfalls höheren Anteil an Personen 

mit ausschließlich betrieblicher Weiterbil­

dung zurückzuführen. Aber auch bei der pri­

vaten Weiterbildung hatten die Teilnehmer 

durchaus nicht in allen Fällen selbst Kosten 

zu übernehmen. 

Vergleichsweise niedrige Kosten von unter 

250 DM hatten I4 Prozent der Weiterbil­

dungsteilnehmer im Westen und 20 Prozent 

im Osten. Kosten zwischen 250 und 999 DM 

mußten in den alten Ländern 13 Prozent und 

in den neuen Ländern 20 Prozent der Teil­

nehmer aufbringen. Zwischen I 000 DM 

und 4 999 DM bewegten sich die Kosten für 

elf Prozent (Westen) bzw. I4 Prozent (Osten) . 

Sehr hohe Kosten von 5 000 DM und mehr 

waren in Westdeutschland für sechs Prozent 

der Teilnehmer zu verzeichnen, drei Prozent 

investierten sogar IO 000 DM und mehr in 

die Weiterbildung. Auch in Ostdeutschland 

gab es Weiterbildungsteilnehmer mit entspre­

chend hohen Kosten: vier Prozent erreichten 

einen Betrag von 5 000 DM und mehr, ein 

Prozent sogar 10 000 DM und darüber. 

Kosten in dieser Größenordnung traten bei 

aufstiegsbezogenen Weiterbildungsmaßnah­

men (z. B. Meistervorbereitungslehrgänge) 

auf, insbesondere wenn die Berufstätigkeit 

vorübergehend eingeschränkt oder sogar auf­

gegeben wurde. 
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Abbildung 3: Kostenstruktur der privaten Weiterbildung vor Refinanzierung in den alten und neuen Bundesländern 
- Durchschnittliche Kosten pro Teilnehmer und Jahr -

West I 
Netto­

einkommens­
verzieht 

Ost I 
Netto­

einkommens-

Hochrechnung der 
Weiterbildungskosten 

Unmittelbar 
ausgabewirksame 

Kosten 

Unmittelbar 

ausgabewirksame 

Kosten 

Auf der Grundlage der durchschnittlichen 

Weiterbildungskosten nach Refinanzierung 

lassen sich die von den Privatpersonen im 

Untersuchungszeitraum getragenen Gesamt­

kosten für berufliche Weiterbildung berech­

nen: Geht man von den im Rahmen des Be-

1253 DM I 

1691 DM I 

richtssystems Weiterbildung 1991 8 ermittel­

ten Teilnehmerquoten und der daraus abge­

leiteten Gesamtzahl an beruflichen Weiter­

bildungsteilnehmern (7,3 Mio. in den alten 

Ländern und 2,5 Mio. in den neuen Ländern) 

aus, so ergibt sich für die individuellen 

Weiterbildungskosten ein Gesamtbetrag von 

7,7 Milliarden DM für Westdeutschland und 

2,1 Milliarden DM für Ostdeutschland, also 
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Sonstige Kosten 

Kosten auswärtige Mahlzeiten 

Kinderbetreuungskosten 

Kosten für Lernmittel 

Teilnehmergebühren 

Sonstige Kosten 

Kinderbetreuungskosten 

Kosten auswärtige Unterkunft 

Teilnehmergebühren 

9,8 Milliarden DM für Deutschland insge­

samt. Hierbei handelt es sich nur um eine 

Untergrenze, da die Erhebung des Berichts­

systems und die vorliegende Kostenerhebung 

hinsichtlich des Untersuchungszeitraums 

(Differenz von einem Jahr) und der Abgren­

zung des Weiterbildungsbegriffs voneinander 

abweichen. Im Berichtssystem wurden bei 

der Ermittlung der Teilnehmerquoten nur 



streng formalisierte Arten beruflicher Wei­

terbildung berücksichtigt; die Quoten wären 

wahrscheinlich höher gewesen, wenn man­

wie in der vorliegenden Untersuchung -

auch die "weichen" Formen der Weiterbil­

dung einbezogen hätte. 9 

Individueller Nutzen 
der Weiterbildung 

Zahlreiche Personen sind bereit, hohe Ko­

sten und viel Zeit in ihre berufliche Weiter­

bildung zu investieren. Ein solcher Aufwand 

wird in Kauf genommen, wenn sich der ein­

zelne einen adäquaten persönlichen Nutzen 

von der Weiterbildungsteilnahme verspricht. 

Die Nutzenerwartungen richten sich dabei 

häufig nicht oder nicht nur auf einen monetä­

ren Vorteil, z. B. einen höheren Verdienst, 

der durch die Weiterbildung erreicht werden 

soll . Vielmehr kommen- abhängig von der 

beruflichen Situation der Teilnehmer und ih­

ren persönlichen Interessen und Schwer­

punktsetzungen - auch vieif<iltige andere 

Gründe für die Weiterbildungsteilnahme in 

Betracht. 

Die Teilnehmer wurden u. a. nach den Grün­

den für ihre Weiterbildung gefragt. Aus der 

Vorgabe von neun Weiterbildungsmotiven 

konnten sie bis zu drei Gründe auswählen , 

die für ihre Entscheidung maßgebend waren. 

Bei den Antworten wurde nach wichtigstem, 

zweit- und drittwichtigstem Grund unter­

schieden (vgl. Abbildung 4) . 

Danach stand im Jahr 1992 in Westdeutsch­

land die "Verbesserung der beruflichen Lei­

stungsfähigkeit" an der Spitze der Weiterbil­

dungsabsichten, 62 Prozent der Teilnehmer 

gaben dies als eines von bis zu drei wichtigen 

Motiven an. Eine große Rolle spielte auch 

die von 50 Prozent der Teilnehmer genannte 

"bessere Aussicht auf eine interessantere 

oder anspruchsvollere Tätigkeit", gefolgt von 

der "besseren Aussicht auf einen höheren 

Verdienst" mit Nennungen von 48 Prozent 

der Teilnehmer. Betrachtet man die Vertei­

lung der für am wichtigsten gehaltenen Wei­

terbildungsziele, so zeigt sich eine etwas ab­

weichende Rangfolge; die "Verbesserung der 

Aufstiegschancen" erhielt hier, neben den 

bereits erwähnten Gründen, noch besonderes 

Gewicht. 

Abbildung 4: Gründe für die Teilnahme an beruflicher Weiterbildung in den alten und neuen Bundesländern 
- Anzahl der Nennungen in Prozent -

62 Verbesserung der beruflichen 
Leistungsfähigkeit 

Bessere Aussicht auf interessantere/ 
anspruchsvollere Tätigkeit 

Bessere Aussicht auf 
höheren Verdienst 

Verbesserung der 
Aufstiegschancen 

Verbesserung der 
Arbeitszufriedenheit 

Mehr Sicherheit vor 51 
Arbeitsplatzverlust 

Mehr Anerkennung durch 
Vorgesetzte und Kollegen 

Bessere Aussicht auf 
einen anderen Arbeitsplatz 

Bessere Aussicht überhaupt 
auf einen Arbeitsplatz 

Sonstige Gründe 

70% 60% 50% 40% 30% 20% 10% 0% 0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 

D Als einen von bis zu drei wichtigen Gründen genannt • Als wichtigster Grund genannt 
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Wie im Westen waren auch im Osten die 

"Verbesserung der beruflichen Leistungsfä­

higkeit" und die "bessere Aussicht auf einen 

höheren Verdienst" sehr oft wichtige Weiter­

bildungsgründe, sie wurden von 47 Prozent 

bzw. 46 Prozent der Teilnehmer angegeben. 

Am häufigsten wurde in Ostdeutschland je­

doch das Weiterbildungsziel "mehr Sicher­

heit vor Arbeitsplatzverlust" genannt, und 

zwar von 51 Prozent der Teilnehmer; für 20 

Prozent der Teilnehmer stellte dies sogar den 

wichtigsten Grund dar. Den größten Anteil 

bei den wichtigsten Weiterbildungsgründen 

nahm die "bessere Aussicht, überhaupt ei­

nen Arbeitsplatz zu finden" ein, für 27 Pro­

zent der Teilnehmer war dies das Hauptmo­

tiv der Teilnahme. 

Im Osten ist das Weiterbildungsverhalten der 

Erwerbstätigen im Jahr 1992 sehr viel stärker 

als im Westen von Arbeitsplatzsorgen ge­

prägt. Die Unterschiede erklären sich aus 

der stark voneinander abweichenden Teil­

nehmerstruktur: Im Westen waren von den 

Weiterbildungsteilnehmern zum Erhebungs­

zeitpunkt 84 Prozent erwerbstätig, sechs 

Prozent in Vollzeitweiterbildung, fünf Pro­

zent arbeitslos und fünf Prozent nicht er­

werbstätig; demgegenüber gab es im Osten 

unter den Teilnehmern lediglich 51 Prozent 

erwerbstätige Personen, während 27 Prozent 

in Vollzeitweiterbildung, 18 Prozent arbeits­

los und zwei Prozent nicht erwerbstätig 

waren. 

Für den einzelnen Teilnehmer hängt die 

Beurteilung des Nutzens davon ab, inwieweit 

seine in die Weiterbildung gesetzten Erwar­

tungen auch erfüllt werden. In Westdeutsch­

land gaben 36 Prozent der Teilnehmer an , 

daß sie die Weiterbildungsziele voll erreicht 

haben; 51 Prozent hielten ihre Ziele für teil­

weise, acht für kaum und vier Prozent für 

überhaupt nicht realisiert. In Ostdeutschland 

fiel die Beurteilung nicht ganz so positiv aus: 

23 Prozent meinten ihre Ziele voll erreicht 

zu haben, 51 teilweise, elf kaum und 15 Pro­

zent überhaupt nicht. Bei diesen Ergebnissen 

ist zu berücksichtigen, daß es sich um die 

rein subjektive Einschätzung des Weiterbil­

dungserfolgs handelt, d. h. sie geben nicht 

unbedingt Aufschluß darüber, ob die Ziele 

auch tatsächlich verwirklicht werden konn­

ten oder nicht. 

I Verbesserung der 
beruflichen 

Leistungsfähigkeit -
wichtigstes Weiterbildungsziel 

Je nachdem, welche Zielvorstellungen die 

Teilnehmer ursprünglich hatten, wurden die 

mit der Weiterbildung verbundenen Erwar­

tungen mehr oder weniger häufig erfüllt. In 

den alten Ländern sagten 92 Prozent der 

Teilnehmer, die als wichtigstes Weiterbil­

dungsziel die "Verbesserung der beruflichen 

Leistungsfähigkeit" genannt hatten, daß sie 

dieses auch ganz oder teilweise erreicht hät­

ten. Ebenfalls sehr hoch lag hier die entspre­

chende "Erfolgsquote" bei den Weiterbil­

dungsabsichten "Verbesserung der Aufstiegs­

chancen" mit 90 Prozent, "bessere Aussicht 

auf eine interessantere oder anspruchsvollere 

Tätigkeit" mit 89 Prozent und "bessere Aus­

sicht auf einen höheren Verdienst" mit 

87 Prozent. Dagegen sahen im Westen von 

den Teilnehmern, die sich eine "bessere 

Aussicht überhaupt auf einen Arbeitsplatz" 

versprochen hatten, nur 73 Prozent dieses 

auch als - zumindest teilweise - realisiert 

an . In Ostdeutschland wurde bei diesem Wei­

terbildungsziel erwartungsgemäß noch sel­

tener ein Erfolg vermeldet, und zwar von nur 

65 Prozent der Teilnehmer. Demgegenüber 

hielten die Teilnehmer mit der Weiterbil­

dungsabsicht "mehr Sicherheit vor Arbeits­

platzverlust" diese sehr häufig für ganz oder 

teilweise erreicht, immerhin 85 Prozent äu­

ßerten diese Auffassung. Die Teilnehmer, die 

"eine Verbesserung der beruflichen Lei­

stungsfähigkeit" anstrebten, sahen in den 

neuen Ländern - mit einem Anteil von 88 

Prozent - am häufigsten einen Erfolg. 
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Für die Beurteilung des persönlichen Nut­

zens spielt darüber hinaus eine wichtige Rol­

le, ob der mit der Weiterbildungsteilnahme 

verbundene Aufwand an Geld und Zeit auch 

in einer angemessenen Relation zu den er­

zielten Vorteilen steht. In Westdeutschland 

schätzten 17 Prozent der Teilnehmer den 

Nutzen der Weiterbildung im Verhältnis zum 

Aufwand als sehr hoch ein; 43 Prozent be­

werteten den Nutzen als hoch, 30 Prozent als 

mittel , sieben Prozent als niedrig und drei 

Prozent stellten überhaupt keinen Nutzen 

fest. Ein etwas ungünstigeres Ergebnis ist für 

Ostdeutschland zu verzeichnen: Hier beur­

teilten elf Prozent den Nutzen als sehr hoch, 

37 Prozent als hoch, 38 Prozent als mittel, 

sieben Prozent als niedrig im Vergleich zum 

Aufwand und sechs Prozent sahen keinerlei 

Nutzen. 

Bedeutung des 
Nutzen-Kosten-Kalküls 

Aufgrund dieser Untersuchungsergebnisse 

kann angenommen werden, daß vor allem 

Kosten-Nutzen-Überlegungen das indivi­

duelle Weiterbildungsverhalten entscheidend 

beeinflussen. Der Trend zur rationalen Wei­

terbildungsentscheidung ist ungebrochen, 

d. h., der Geld- bzw. Gebrauchswert einer 

beruflichen Weiterbildungsmaßnahme wird 

heute mehr denn je ins Kalkül gezogen. Fast 

alle Weiterbildungsentscheidungen werden 

deshalb auf einer Kosten-Nutzen-Basis ge­

troffen. Die Bereitschaft der Privatpersonen, 

eigene finanzielle Mittel in die berufliche 

Weiterbildung zu investieren, hängt daher in 

hohem Maße von den individuellen Nutzen­

erwartungen ab. Gelingt es, den Nutzen, der 

sich in der Regel erst nach und nach einstellt, 

für die potentiellen Weiterbildungsteilneh­

mer sichtbar oder berechenbar zu machen, 

dann sind viele Erwerbspersonen bereit, die 

Kosten ihrer beruflichen Weiterbildung bzw. 

Teile davon selbst zu tragen. Dies bedeutet 

insbesondere für Betriebe, daß die Mitarbei­

ter um so eher einen Teil ihrer Freizeit für 



betriebliche Weiterbildung einsetzen, je 

besser ihnen der individuelle Nutzen einer 

bestimmten Weiterbildungsmaßnahme aufge­

zeigt wird. Vor diesem Hintergrund müssen 

sich Betriebe fragen, ob sie mit ihren be­

trieblichen Weiterbildungsangeboten den 

über das engere Betriebsinteresse hinausge­

henden individuellen Wünschen und Erwar­

tungen ihrer Mitarbeiter genügend Rechnung 

tragen. 

Außerdem machen die Untersuchungsergeb­

nisse deutlich: Eine weitere Zunahme der 

beruflichen Weiterbildung könnte erzielt 

werden, wenn die Kosten einzelner Weiter­

bildungsmaßnahmen verstärkt von Dritten 

(z. B. Betrieben, Bundesanstalt für Arbeit, 

Staat) getragen werden, zumal potentielle 

Weiterbildungsteilnehmer sehr stark auf das 

persönliche Preis-Leistungs-Verhältnis ach­

ten. Sie reagieren sofort mit einer Reduzie­

rung ihrer Weiterbildungsnachfrage, wenn 

dieses Verhältnis z. B. durch Verringerung 

der Refinanzierungsmöglichkeiten ver­

schlechtert wird. Eine geringere Refinanzie­

rung kann aber auch bewirken, daß die Teil­

nehmer ihre Qualitätsansprüche gegenüber 

den Weiterbildungsmaßnahmen erhöhen, da 

sie verstärkt selbst mitzahlen müssen. Hier­

bei besteht jedoch die Gefahr, daß berufliche 

Weiterbildung wieder nur für die bezahlbar 

wird, die es sich leisten können. 

Außerdem könnte eine Intensivierung der 

beruflichen Weiterbildung erreicht werden, 

wenn der Nutzen der Weiterbildung verbes­

sert wird. Viele Teilnehmer sind dann auch 

eher bereit, ihre Weiterbildung in größerem 

Umfang selbst zu finanzieren. Erfolgver­

sprechend ist in diesem Zusammenhang vor 

allem, wenn die Weiterbildungsträger (auch 

Betriebe) ein "kundenorientiertes" Weiter­

bildungsangebat unterbreiten und ernsthaft 

dazu beitragen, den Geld- bzw. Gebrauchs­

wert der beruflichen Weiterbildung zu er­

höhen. Dies gelingt vor allem dann, wenn 

das Angebot der Weiterbildung dem indivi­

duellen Bedarf entspricht sowie adressaten-

und anwendungsgerecht durchgeführt wird 

und so die mit der Weiterbildung verbunde­

nen Nutzenerwartungen auch erfüllt werden 

können. 

Anmerkungen: 

1 An der Untersuchung waren neben den Verfassern des 
vorliegenden Beitrags auch H. Hergel und E. M. Krekel 
beteiligt. Weitere Untersuchungsergebnisse werden von 
ihnen in dem Beitrag "Sozioökonomische Aspekte zu 
Kosten und Nutzen beruflicher Weiterbildung" in einem 

nächsten Heft der BWP vorgestellt. 
2 Vgl. Weij3, R.: Die 26-Mrd.-Investition- Kosten und 
Strukturen betrieblicher Weiterbildung. Institut der deut­
schen Wirtschaft , Göbel, U.; Schlaffke, W (Hrsg.), Köln 
1990. 
3 Im folgenden wird aus Vereinfachungsgründen jeweils 
von den Weiterbildungskosten im Jahr 1992 gesprochen 
4 Das in dieser Untersuchung angewandte Kostenmodell 
wurde auf der Grundlage der von Bergner durchgeführten 
Pilotstudie zu den individuellen Weiterbildungskosten ent­
wickelt. 11fl.: Bergner, S.: Individuelle Kosten der Weiter­

bildung. Informationen zum beruflichen Fernunterricht, 
Heft 15, Bundesinstitutfür Berufsbildung (Hrsg.), Berlin 
und Bann 1985 
5 Ein solcher Einkommensverlust liegt vor, wenn ein er­
werbstätiger Teilnehmer wegen der Weiterbildung unbe­
zahlten Urlaub nimmt, seine Arbeitszeit bei entsprechen­
der Einkommensreduzierung vermindert, auf bezahlte 
Überstunden verzichtet oder seine Erwerbstätigkeit vor­
übergehend ganz aufgibt. 
6 In der vorliegenden Untersuchung wurde jedoch dar­

auf verzichtet, den Freizeitverlust in eine monetäre Größe 
umzurechnen, da die Bestimmung eines Bewertungsfak­
tors sehr problematisch ist. 
7 Außerdem können Kosten für berufliche Weiterbil­
dungsmaßnahmen im erlernten oder ausgeübten Beruf 
auch steuerlich als Werbungskosten bzw. Sonderausgaben 
abgesetzt werden. Es war jedoch nicht möglich, die Höhe 
der hierauf entfallenden Steuerrückerstattung zu erfassen, 
da diese im Einkommensteuerbescheid nicht getrennt aus­
gewiesen wird und die Weiterbildungsteilnehmer zudem 
auch zum Befragungszeitpunkt in den meisten Fällen noch 
keine Steuererstattung für die untersuchten Maßnahmen 
erhalten haben konnten. 
8 11fl.: Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
(Hrsg.): Berichtssystem Weiterbildung 1991, Integrierter 
Gesamtbericht zur Weiterbildungssituation in den alten 
und neuen Bundesländern, Schriftenreihe Studien zu Bil­
dung und Wissenschaft 110. Bad Honnef 1993 
9 Die Berechnung eines genaueren Schätzwertes würde 
erfordern, daß man die hochgerechnete Anzahl von Teil­
nehmern kennt, die ausschließlich weniger formalisierte 
Arten beruflicher Weiterbildung wahrgenommen haben. 
Diese Zahl gibt es im Berichtssystem Weiterbildung nicht. 
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Konzepte zur beruflichen 
Integration junger Fachkräfte 

Seit dem letzten Jahr ist es für jun­
ge Menschen wieder schwieriger 
geworden, nach der Ausbildung ei­
nen Arbeitsplatz zu finden. Um die 
Übergangsprobleme der Absolven­
tinnen und Absolventen kurzfristig 

zu reduzieren, werden vielerorts 
unterschiedliche Konzepte ent­
wickelt und in die Praxis umge­
setzt. Abzuwarten und zu beobach­
ten bleibt, inwieweit diese die er­
worbenen Qualifikationen der Aus­
gebildeten erhalten und erweitern 
können. Es wird aber auch notwen­
dig sein, langfristige Strategien zu 
entwickeln, um die Integration der 
nachwachsenden Generation in eine 
qualifizierte und existenzsichernde 
Berufstätigkeit zu gewährleisten. 

Übergangssituation im 
Herbst 1993 nach dem Ende 
des Ausbildungsjahres 

Der Arbeitsmarkt für Absolventinnen 
und Absolventen 

Die Bundesanstalt für Arbeit meldete im 

März 1994: "Arbeitslosigkeit nach der Leh­

re steigt wieder - die Nichtübernahme jun­

ger Fachkräfte bereitet zunehmend Sorge". 

Diese Meldung verbindet sie mit der Fest­

stellung: "Nur durch Arbeit trägt Ausbil­

dung Früchte." 75 000 Zugänge junger Men­

schen nach abgeschlossener betrieblicher 

Berufsausbildung wurden 1993 bei den Ar­

beitsämtern der alten Bundesländer regi­

striert - ein Drittel mehr als im Vorjahr 

(57 000) 1, in den neuen Bundesländern be­

trug die Vergleichszahl 24 000 junge Fach­

kräfte (1992: 10 000) . Dieser Anteil umfaßt 

dort etwa ein Viertel aller betrieblich Ausge­

bildeten (im Westen: 17 Prozent). Junge 

Frauen sind in dieser Gruppe in Ostdeutsch­

land mit 56 Prozent überdurchschnittlich 

häufig vertreten (1991 waren es noch 41 Pro­

zent) . 

Die Zahlen weisen eine erneute Verschär­

fung der Situation beim Übergang nach ab­

solvierter Ausbildung in den Beruf nach -

der sogenannten zweiten Schwelle. Insbeson­

dere der wirtschaftliche Konjunkturein­

bruch, die strukturelle Krise der deutschen 

Industrie und weitere Rationalisierungsmaß­

nahmen in den Unternehmen führten 1993 

allgemein zu einem starken Personalabbau . 

Von dieser Entwicklung sind, ähnlich wie in 

der Mitte der achtziger Jahre, die jungen 

Fachkräfte, die ihre Ausbildung absolviert 

haben, besonders betroffen. Sie sind - wie 

auch damals- froh, wenn sie überhaupt (ir­

gend-)einen Arbeitsplatz finden . Wahlmög­

lichkeiten sind derzeit kaum vorhanden, In 

Fachkreisen ist nicht damit gerechnet wor­

den, daß sich die konjunkturelle Krise so 

rasch auf die Übergangssituation auswirken 

werde. 2 

Schon in den achtziger Jahren war die Inte­

gration der Ausbildungsabsolventinnen und 

-absolventen schwieriger geworden. Der 

Grund lag vor allem darin, daß die Jugend­

lichen der geburtenstarken Jahrgänge eine 

Beschäftigung suchten und dabei mit einem 
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wesentlich enger gewordenen Arbeitsmarkt 

konfrontiert waren. Übernahmeangebote an 

die Ausgebildeten von Seiten der Betriebe 

waren folglich nicht mehr selbstverständlich. 

Diese Reaktion wurde im Unterschied zur 

heutigen Situation vor allem damit begrün­

det, daß die meisten Betriebe als Beitrag zur 

Versorgung der geburtenstarken Jahrgänge 

über ihren eigenen Personalbedarf ausgebil­

det hatten. Im Gegensatz zu den achtziger 

Jahren verläuft die heutige Entwicklung pa­

rallel zu einem kontinuierlichen Abbau von 

Ausbildungskapazitäten vor allem in den 

Großbetrieben. Ersten Analysen zufolge ist 

die derzeitige Lage nahezu ausschließlich auf 

die erwähnten konjunkturellen und inner­

betrieblichen Personalstrategien zurückzu­

führen. 3 Gleichwohl ist zu erkennen, daß 

parallel hierzu nach kurzfristigen Lösungs­

möglichkeiten gesucht wird, um den jungen 

Menschen dennoch einen Zugang zum Ar­

beitsmarkt zu verschaffen. 

Bei der Diskussion unterschiedlicher Berufs-

verläufe und auch der "Modelle" zur Er­

leichterung des Übergangs in das Erwerbsle­

ben ist zu beachten, daß eine mehr oder 

weniger gelungene Integration nicht allein 

mit Hilfe von Arbeitsmarktzahlen zu belegen 

ist. Als weitere Kriterien gelten z. B. auch 

Fragen der Berufswahlfreiheit, des beruf­

lichen Aufstiegs, der Weiterqualifizierung 

und eines gewünschten Berufswechsels, die 

auch in solchen Zeiten berücksichtigt werden 

müssen, in denen es schwierig ist, die jungen 

Fachkräfte überhaupt irgendwo "unterzu­

bringen". Eine umfassende Analyse der Inte-

den Prozessen der beruflichen Integration 

junger Ausbildungsabsolventen. Die erste 

umfangreiche repräsentative Erhebung bezog 

sich auf den Absolventenjahrgang 1984 I 85, 

der fünf Jahre lang nach der Ausbildung wie­

derholt befragt wurde (Panel-Studie) . Am 

Beispiel der berufsbiographischen Angaben 

aus dieser Studie ist zu erkennen, daß die In­

tegration in das Beschäftigungssystem mit 

dem ersten Verbleib nicht abgeschlossen 

ist. 5 Abbildung I gibt einen Überblick über 

die unterschiedlichen Verbleibsformen und 

die damit verbundenen Wechselprozesse. 

Hier sind besonders die hohen Anteile an 

Übergängen in ein Studium oder eine weiter­

führende Schule zu nennen, die eine Integra­

tion ins Beschäftigungssystem auf einen spä-

teren Zeitpunkt verschieben. 

Auch 1985 wurden die Berufsanfänger und 

parallel dazu ausgewählte Betriebe um ihre 

Einschätzung möglicher Übernahmemodelle 

nach der Ausbildung als (kurzfristigen) Er­

satz für eine ausbildungsadäquate Vollzeitbe­

schäftigung gebeten . Anzumerken ist, daß es 

sich damals zum großen Teil um "hypotheti-

sehe Modelle" zur Erleichterung des Über­

gangs handelte, während solche "Modelle" 

heute im betrieblichen Alltag durchaus be­

reits eine Rolle spielen. 6 Damals ergaben 

sich bei den jungen Fachkräften und bei den 

befragten Betrieben unterschiedliche Priori­

tätensetzungen, unter der gemeinsamen Be­

dingung einer nicht möglichen Übernahme 

in unbefristete, ausbildungsadäquate Tätig­

keiten. Während die Absolventinnen und 

Absolventen unbefristete ausbildungsver­

wandte Tätigkeiten- gegebenenfalls in Teil­

zeitbeschäftigung und vor allem möglichst 

bei paralleler Weiterqualifizierung bevorzug­

ten, favorisierten die befragten Betriebe be­

fristete Tätigkeiten zur kurzfristigen Über­

windung der Engpässe. 

Ende der achtziger Jahre startete das Bundes­

institut eine Nachfolgepanelstudie, zunächst 

in Teilzeitklassen repräsentativ ausgewählter 

Berufsschulen. Die erste Absolventenbefra­

gung hierzu fand Ende 1991 statt, eine Nach­

folgeerhebung im Dezember 1993. In dieser 

Stichprobe sind insgesamt vier Absolventen­

jahrgänge erfaßt, so daß die Entwicklung un-

Abbildung 1: Berufsverlauf von Ausbildungsabsolventen in den ersten fünf Jahren nach der Berufs­
ausbildung 
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Abbildung 2: Die Entwicklung der Anteile von Ausbildungsabsolventen, die von ihren Betrieben 
kein Übernahmeangebot erhielten (n = 3 828 Befragte) 
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Quelle: Ausbildung und Beschäftigung 1993 (FP 1.508) 

mittelbar nach Ausbildungsabschluß im Zeit­

ablauf jeweils verglichen werden kann. Da 

diese Studie vor der Wiedervereinigung be­

gann, wurde eine vergleichbare Längs­

schnittstudie auch für die neuen Bundeslän­

der konzipiert7 (vgl. Abbildung 2 sowie Ta­

bellen I und 2) . Die Darstellungen enthalten 

jeweils die Situation unmittelbar nach Aus­

bildungsabschluß. In Westdeutschland sind 

für die Jahre I990 bis I993 die Übernahme­

angebote der Betriebe wiedergegeben wor­

den , Abbildung 2 weist die Absolventen aus, 

die von ihren Ausbildungsbetrieben kein 

Übernahmeangebot erhalten hatten - ge­

trennt nach Metall-, Elektro- und Dienstlei­

stungsberufen. 

Situation unmittelbar nach der Ausbildung 
in den alten Bundesländern 

I993 verschlechterten sich die Beschäfti­

gungsmöglichkeiten vor allem für Ausgebil­

dete in Metall- und Elektroberufen. Waren es 

I99I noch lediglich zwölf (Metall) bzw. zehn 

Prozent (Elektro), denen keine Übernahme 

in Aussicht gestellt wurde, wuchsen die Quo­

ten 1993 auf 28 (Metall) bzw. 27 Prozent 

1991 1992 1993 

(Elektro). Bei den Dienstleistungsberufen 

verlief die Entwicklung dagegen weniger 

dramatisch: Der Prozentwert veränderte sich 

von 16 im Jahr I991 auf 20 Prozent im Jahr 

1993; er entsprach damit dem für das Jahr 

I990 festgestellten Anteil. 

Aber auch diejenigen, die selbst im Schwieri­

gen Jahr I993 ein Übernahmeangebot erhiel­

ten , wurden von der insgesamt. deutlich pro­

blematischeren Situation an der zweiten 

Schwelle nicht verschont. Wie Tabelle I aus­

weist, veränderte sich seit I992 die qualitati­

ve Struktur der Übernahmeangebote. Die 

Anteile der unbefristeten Arbeitsverträge 

nahmen ab, die der befristeten deutlich zu. 

Auch Übernahmeangebote in Anlerntätigkei­

ten wurden in empirisch relevantem Ausmaß 

erkennbar. 

Besonders drastisch erscheint die Verschie­

bung in der qualitativen Struktur der Über­

nahmeangebote im Bereich der Elektroberu­

fe. Der Angebotsanteil unbefristeter Fachtä­

tigkeit verringerte sich von I99I (69 Prozent) 

bis I993 (3I Prozent) erheblich, dagegen ver­

doppelte sich die Quote befristeter Angebote 

von I5 im Jahr I99I auf 30 Prozent im Jahr 

I993. Auffallend ist zugleich der steigende 
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Anteil der Angebote von befristeten Anlern­

tätigkeiten. Er erreichte I993 immerhin 

sechs Prozent, nachdem er in den voraus­

gegangenen Jahren praktisch keine Rolle ge­

spielt hatte. 

Auch im Dienstleistungssektor ist für I993 

eine deutliche Verschiebung in Richtung be­

fristeter Arbeitsverträge festzustellen . Betrug 

der Anteil im Vorjahr nur zwölf Prozent, so 

steigerte er sich 1993 auf 26 Prozent. Be­

schäftigungsangebote im Rahmen von An­

lerntätigkeiten kommen im Bereich der 

Dienstleistungsberufe dagegen nur sehr sel­

ten vor. Allerdings liegen die Einkommen in 

nicht wenigen Berufen des Dienstleistungs­

bereichs bereits am unteren Ende der Ein­

kommensskala, so daß die Gehaltsdifferenz 

zwischen einer Fachkraft und einer angelern­

ten Kraft weniger groß ausfällt. 8 

Situation unmittelbar nach der Ausbildung 
in den neuen Bundesländern 

Der Verbleib der Absolventinnen und Absol­

venten kurz nach der Ausbildung geht aus 

Tabelle 2 hervor. Sie zeigt, daß lediglich 36 

Prozent der Befragten eine Stelle im erlern­

ten Beruf gefunden hatten. Über diesem 

Durchschnittswert liegt allein der Anteil der 

Ausgebildeten des Dienstleistungsbereichs 

mit 40 Prozent. Besonders ungünstig stellt 

sich die Situation der außerbetrieblich Aus­

gebildeten mit 22 Prozent dar. Die Arbeits­

losen unmittelbar nach Ausbildungsabschluß 

stellen mit 43 Prozent eine größere Gruppe 

dar als diejenigen, die zu diesem Zeitpunkt 

erfolgreich in den Arbeitsmarkt eingemündet 

waren. Lediglich unter den betrieblich Aus­

gebildeten liegt der Anteil der Beschäftigten 

im erlernten Beruf mit 43 Prozent über dem 

Anteil der Arbeitslosen, der aber mit 39 Pro­

zent ebenfalls einen außerordentlich hohen 

Wert erreicht. 9 

Auch gute Abschlußnoten brachten den be­

fragten jungen Fachkräften des Jahrganges 

1989 I 90 in den neuen Bundesländern wenig 

Erfolg im Hinblick auf den ersten berufli­

chen Verbleib. Unter denjenigen, die eine 



gute oder sehr gute Note im Abschlußzeug­

nis erreichen konnten, hatten 35 Prozent ei­

nen ausbildungsadäquaten Arbeitsplatz ge­

funden , ebenso viele von denen, die ihre Ab­

schlußprüfung weniger erfolgreich absol­

viert hatten. 

Fazit: Die Wünsche der Betroffenen, nach 

Beendigung der Ausbildung im erlernten 

oder einem benachbarten Beruf zu arbeiten, 

hatten sich nur für eine Minderheit erfüllt. 

Die Ergebnisse weisen jedoch auf eine hohe 

Bereitschaft der jungen Fachkräfte hin, von 

dem Wunsch nach einer ausbildungsadäqua­

ten Beschäftigung abzuweichen, wenn es 

sich als notwendig erweist. Die üblichen 

Auswege wie die Arbeit in anderen Fachbe­

rufen, Schulbesuche, der Beginn einer neuen 

Ausbildung und Umschulungsmaßnahmen 

werden gesucht. Dazu gehören auch der 

Wehr- und Zivildienst sowie ein Beschäfti­

gungsverhältnis im Rahmen einer Anlerntä­

tigkeit All diese Alternativen vermitteln die 

Hoffnung, die Einmündung in einen Arbeits­

markt auf Facharbeiter- oder Fachangestell­

tenniveau unter zukünftig günstigeren Bedin­

gungen zu schaffen. Arbeitslosigkeit stellt 

dagegen für die jungen Menschen eine für 

sie sehr entmutigende Situation dar. Die Be­

rufsanfänger I -innen des Jahres 1993 hatten 

ihre Ausbildung 1989 noch in der DDR be­

gonnen und sind nun mit der Situation des 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Um­

bruchs konfrontiert, der von ihnen wie von 

allen Fachkräften ein erhebliches Maß an 

Anpassungsleistungen erfordert. Inwieweit 

sie diesen erfolgreich bewältigen, hängt nicht 

von den jungen Menschen allein ab. 10 

Überlegungen und "Modelle" 
zur Erleichterung der 
Übergänge an der zweiten 
Schwelle 

Die derzeit besonders gravierenden Integra­

tionsprobleme resultieren nach einer Be­

triebsbefragung des IAB vor allem aus einer 

Tabelle 1: Die Entwicklung der Übernahmeangebote in Westdeutschland von 1990 bis 1993 

Berufsbereich 

1 
Art des Angebots 

I 
1990 

I 
1991 

I 
1992 

I 
1993 

Metall- (a) unbefrist. Fachtätigkeit 56 60 54 42 
berufe (b) befrist. Fachtätigkeit 16 18 20 19 

(c) unbefrist. Anlerntätigkeit 12 8 7 2 

(d) befrist. Anlerntätigkeit 3 3 9 

Elektro- (a) unbefrist. Fachtätigkeit 54 69 51 31 
berufe (b) befrist. Fachtätigkeit 19 15 20 30 

(c) unbefrist. Anlerntätigkeit 12 4 5 5 

(d) befrist. Anlerntätigkeit 0 2 6 

Dienst- (a) unbefrist. Fachtätigkeit 64 68 67 55 
Ieistungs- (b) befrist. Fachtätigkeit 13 14 12 26 
berufe 

(c) unbefrist. Anlerntätigkeit 2 2 2 0 

(d) befrist. Anlerntätigkeit 0 0 

Die Zahlen geben die prozentualen Anteile der Absolventen wieder, die ein entsprechendes Übernahmeangebot erhielten (Prozen-
tuierungsbasis: jeweils alle Absolventen eines bestimmten Berufsbereichs und bestimmten Jahres); n = 3 828 

Quelle: Ausbildung und Beschäftigung 1993 (FP 1.508), Bann 1994 

Nichtübernahme der eigenen Ausgebildeten 

in Großbetrieben und Betrieben mit einer un­

günstigen Beschäftigungslage. 11 In dieser Si­

tuation versuchen viele Betriebe, aufgefor­

dert und auch unterstützt von der Arbeitsver­

waltung, der Politik und der Wissenschaft, 

andere Möglichkeiten des Übergangs für die 

Absolventen als die der sofortigen Vollbe­

schäftigung im erlernten Beruf zu praktizie­

ren, um langfristig den eigenen Nachwuchs 

zu sichern. 12 

Tarifvertragliche Regelungen und 
Betriebsvereinbarungen 

Die meisten der jüngst abgeschlossenen Ta­

rifverträge erwähnen die verschlechterten 

Übernahmebedingungen und bilden zumin­

dest den Rahmen für einzelbetriebliche Maß­

nahmen zur Verbesserung der Lage - aller­

dings zum Preis einer Einschränkung der 

vollzeitlichen Übernahme im erlernten Be-

ruf. Tarifvertragliche Regelungen oder Ab­

sichtserklärungen zur Übernahme gab es in 

dieser Form und in dem Ausmaß in den acht­

ziger Jahren noch nicht. Sie deuten auf die 

eingangs erwähnte strukturelle Veränderung 

hinsichtlich der Ausbildung vor allem in 

Großbetrieben hin. 

Die weitestgehende Regelung zur Übernah­

me enthält der Tarifvertrag im Steinkohle­
bergbau, nach dem alle Auszubildenden 

während der Laufzeit bis Ende 1995 unbefri­

stet übernommen werden. 13 

In der Chemischen Industrie erhalten Be­

rufsanfänger in der Laufzeit des Tarifvertra­

ges bei unbefristeter Übernahme 95 Prozent 

der aktuellen Entgeltgruppe. Möglich ist 

auch eine 32-Stundenwoche ohne Lohnaus­

gleich (bei unbefristeter Übernahme) bei 

100prozentiger Zahlung der tariflich vorge­

sehenen Entgeltgruppe. Wenn aus betrieb­

lichen Gründen eine unbefristete Übernahme 

nicht möglich ist, wird eine befristete Über­

nahme für mindestens sechs Monate ange-
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Tabel le 2: Ergebnisse einer BIBB-Befragung junger ostdeutscher Fachkräfte mit Ausbildungsbeginn 1989/90 (Angaben in Prozent, n = 445) 

Geschlecht Berufsbereich Überwiegender Gesamtnote der 

Befragte Ausbildungsort Abschlußprüfung 

ins- männ- weib- Metall/ Dienst- übrige betrieb- etwa außer- gut befrie- unter gesamt lieh lieh Elektro Ieistung Berufe lieh halbe/ betrieb- und digend befrie-
halbe lieh besser digend 

Spalte 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

Berufliche Situation 
unmittelbar nach Ausbildungsende: 

im erlernten Beruf 36 37 35 36 40 33 43 32 22 36 39 34 
in anderem Fachberuf 7 6 8 7 8 7 7 7 7 7 5 13 

Anlerntätigkeit 4 3 5 3 6 3 4 4 3 5 3 5 
arbeitslos 43 42 44 42 40 49 39 45 52 39 46 40 
Fortbildung I Umschulung 1 1 2 1 0 3 1 2 1 2 2 0 
neue duale Ausbildung 1 1 1 1 0 2 1 1 0 2 0 0 
Schule /Studium 2 1 3 2 2 1 2 1 3 5 0 2 
Wehr-/Zivildienst 2 4 0 4 0 1 0 2 7 1 3 2 
sonstiges 3 4 3 4 4 1 3 4 3 4 3 5 

Summe 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

Von der ausbildenden Einrichtung 
irgendein Übernahmeangebot 
bzw. irgendeinen Vermittlungs-
vorschlag erhalten? 

ja 41 42 40 40 44 35 45 41 27 42 41 42 
nein 59 58 60 60 56 65 55 59 73 58 59 58 

Summe 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

Zum Ausbildungsende Wunsch gehabt, 
im Lehrberuf zu arbeiten? 

ja 85 79 93 79 96 85 87 87 78 81 90 81 

nein 15 21 7 21 4 15 13 13 22 19 10 19 

Summe 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

Rückblickende Wertung der Ausbildung: 

der richtige Weg 48 47 51 44 57 47 52 47 39 49 51 40 

Urteil gespalten 46 47 44 50 41 42 43 49 52 48 42 51 

der falsche Weg 5 6 5 5 2 11 5 4 9 3 6 10 

Summe 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

Berufliche Situation ca. 1 Jahr 
nach Ausbildungsende: 

im erlernten Beruf 35 28 45 26 56 30 42 33 16 39 35 34 

in anderem Fachberuf 11 12 9 12 14 5 11 13 7 10 10 15 

Anlerntätigkeit 6 7 5 6 4 9 5 6 12 6 8 3 

arbeitslos 15 10 20 12 12 27 14 10 25 6 15 26 

Fortbildung /Umschulung 5 4 5 5 2 9 5 3 7 2 7 3 

neue duale Ausbildung 2 1 4 2 2 2 3 2 0 4 2 2 

Schule/Studium 5 5 6 8 2 3 3 8 9 9 4 3 

Wehr-/Zivildienst 16 29 0 26 1 13 12 20 22 22 14 10 

sonstiges 4 3 6 3 7 3 5 4 3 3 6 3 

Summe 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
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regt. Im Öffentlichen Dienst "wirken" 

... "die Tarifparteien ( .. . ) darauf hin, 

daß Auszubildende grundsätzlich nach er­

folgreich bestandener Abschlußprüfung für 

mindestens sechs Monate in ein Arbeitsver­

hältnis übernommen werden" (Einschrän­

kung: "personen- oder verhaltensbedingte 

Gründe" oder "bei Ausbildung über Be­

darf'). 

Im Einzelhandel (Manteltarifvertrag Nord­

rhein-Westfalen) "sollen sich Arbeitgeber und 

Auszubildende über eine Fortsetzung oder 

Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 

schriftlich erklären. Erklärt sich der Arbeit­

geber nicht fristgerecht, gilt ein Arbeitsver­

hältnis auf unbestimmte Zeit als begründet." 

Die Pflicht der Anhörung des Betriebsrates 

bei beabsichtigter Nichtübernahme ist eben­

falls vereinbart. 

Die aufgelisteten "Übergangsmodelle" sind 

zum Teil schon als Anwendung der neuen ta­

rifvertraglichen Regelungen zu bewerten 

(z. B. als Betriebsvereinbarungen): 

• Teilzeitarbeit für Berufsanfänger 

• (zunächst) fachfremder Einsatz der Ab­

solventinnen und Absolventen 

• Einrichtung eines Fachkräftepools für 

Berufsanfänger mit fachfremdem oder fach­

entsprechendem Einsatz nach betrieblichem 

Bedarf (Beispiel: "Die Continentale"-Versi­

cherungsbranche) 

• Job-Sharing 

• "älteren" Fachkräften werden Teilzeit­

stellen angeboten, um die frei werdenden 

Anteile jungen Fachkräften anzubieten und 

ihnen durch Vollzeitarbeitsplätze eine Per­

spektive zu eröffnen (z. B. Bayer, Leverkusen) 

• "älteren" Fachkräften wird eine externe 

Weiterqualifizierung angeboten (z. B. der 

Besuch einer Technikerschule); während der 

Zeit ihrer Abwesenheit erhalten Ausbildungs­

absolventen die Gelegenheit, die so frei wer­

denden Arbeitsplätze zu übernehmen 

• wenn die Ausbildung in einem bestimm­

ten Beruf in einer bestimmten Region keine 

Vermittlungschance bietet, können auch Um­

schulungsmaßnahmen (als "letztes" Mittel) 

in Anspruch genommen werden 

• Vermittlung Ausgebildeter an andere Un­

ternehmen (Beispiel Telekom) 

• befristete Arbeitsverträge (nach dem Be­

schäftigungsförderungsgesetz). 

Landespolitische und branchen­
spezifische Initiativen 

Aufgrund des unerwartet hohen Anstiegs der 

Jugendarbeitslosigkeit in jüngster Zeit hat 

das Landesarbeitsamt Nordrhein-Westfalen 

gemeinsam mit der Landesregierung beson­

dere bildungs- und arbeitsmarktpolitische 
Aktivitäten zur Überwindung der Probleme 

an der zweiten Schwelle entwickelt. 14 

• So wird an Betriebe, die ihre Ausgebilde­

ten nicht auf unbefristete Vollzeitarbeitsplätze 

übernehmen können, appelliert, ihnen zu­

mindest (vorerst) Teilzeitarbeitsplätze mit 

der Möglichkeit einer zusätzlichen Qualifi­

zierung außerhalb des Betriebes anzubieten. 

Nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG, 

§ 44, 2 b) haben die jungen Fachkräfte für 

eine solche Form der Weiterqualifizierung 

Anspruch auf ein Unterhaltsgeld. Diese Re­

gelung gilt bundesweit. Das besondere in 

Nordrhein-Westfalen besteht darin, daß sie 

seitens des Landesarbeitsamtes und der Lan­

desregierung offensiv gegenüber den Betrie­

ben vertreten wird. Damit soll kurzfristig zur 

Entspannung an der zweiten Schwelle beige­

tragen werden. Langfristig wird das Ziel ei­

ner Vollbeschäftigung weiter angestrebt. Die 

Arbeitsvermittlung und die Arbeitsberatung 

sind gehalten, bei der Umsetzung dieser Po­

litik zusammenzuarbeiten. 

• Die Landesregierung hat beim Verteidi­

gungsministerium angeregt, eine etwaige 

Einberufung junger männlicher Fachkräfte 

mit befristeten Arbeitsverträgen zugunsten 

der Beschäftigten zurückzustellen. 

• Es werden regionale Arbeitsmarktkonfe­

renzen (unter Beteiligung der Landesregie­

rung) als Diskussionsforen angeregt. 

• Weitere Informationen über (betriebliche) 

"Modelle" zur Übernahme werden kontinu­

ierlich zusammengetragen. 

• Vertreter der Landesregierung beteiligten 

sich an Tagungen und Konferenzen zum 

Thema "Ausbildung und Übergänge". 

Als weiteres Beispiel landespolitischer Be­

mühungen seien auch die Aktivitäten in 

Mecklenburg-Vorpommern erwähnt, ins­

besondere das überregionale Programm zur 

Integration arbeitsloser Jungfacharbeiter des 

Sektors Maschinen- und Schiffbau (unter Be­

teiligung der IG Metall und des Arbeitgeber­

verbandes) . Außerdem wird auf der politi­

schen Ebene versucht, Programme zur Inte­

gration zu entwickeln (unter Einbeziehung 

der Möglichkeiten des AFG) . Im April 1994 

hat der DGB Landesbezirk Verantwortliche 

aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft zu 

einer Regionalkonferenz zur "zweiten 

Schwelle" eingeladen, auf der Erfahrungen 

mit bestehenden Übergangsmodellen (tarif­

lich, sektoral , betrieblich) ausgetauscht, wei­

tere Möglichkeiten entwickelt und politische 

Entscheidungen vorbereitet wurden. 

Auch dort konnte nach Auskunft des DGB­

Landesbezirks erreicht werden, daß der 

Qualifizierung junger Fachkräfte (§ 44, 2 b, 

AFG) von seiten der Arbeitsverwaltung eine 

höhere Priorität als zuvor eingeräumt wird. 

Der paritätisch besetzte Berufsbildungsrat 
Chemie hat kürzlich eine Stellungnahme zur 

Übernahmeproblematik verabschiedet. Im 

wesentlichen gilt die Forderung: "Ausbil­

dung geht vor Übernahme", das heißt, Über­

nahmeproblerne sollten nicht zum Anlaß ge­

nereller Ausbildungsreduzierung genommen 

werden. Wenn keine Übernahme in ein unbe­

fristetes Vollarbeitsverhältnis im erlernten 

Beruf möglich ist, sollten die Unternehmen 

andere Beschäftigungsformen erwägen. Es 

wird appelliert, die Auszubildenden gegebe­

nenfalls möglichst früh über eine Nichtüber­

nahme zu informieren (aber nicht in der Prü­

fungsphase). Zur kurzfristigen Bewältigung 

der Übernahmeproblematik werden außer 

berufsfremder Tätigkeit, befristeten Arbeits­

verträgen und Teilzeitbeschäftigung auch 

Kombinationsmodelle sowie Hilfestellung 

beim Wechsel in andere Betriebe empfohlen. 
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Perspektiven für eine 
Sicherung von Ausbildung 
und Beschäftigung 

In den maßgeblichen Konzepten zur Pro­

blernlösung des Übergangs an der zweiten 

Schwelle wird darauf hingewiesen, daß es 

sich lediglich um vorübergehend eingesetzte 

oder einzusetzende Maßnahmen handelt. 

Das langfristige Ziel einer Vollbeschäftigung 

in einer Berufstätigkeit auf der Grundlage 

der erworbenen Qualifikation, verbunden 

mit einer materiellen Existenzsicherung, 

muß weiterhin gelten. Diesem Ziel sind die 

hier vorgestellten Modelle verpflichtet, wenn 

sie den Erhalt und Ausbau vorhandenen be­

ruflichen Wissens und beruflicher Erfahrun­

gen berücksichtigen. 

Die Panel-Studien des Bundesinstituts haben 

nachgewiesen, daß das Lernen durch Berufs­

erfahrung für den Erhalt und die Entwick­

lung erworbener Kenntnisse, Fähigkeiten 

und Fertigkeiten besonders wichtig ist. Des­

halb erscheint das Konzept einer möglichst 

ausbildungsadäquaten Teilzeitbeschäftigung 

kombiniert mit einer sinnvollen Weiterquali­

fizierung angeraten, wenn eine Vollbeschäf­

tigung nicht möglich ist. Durch die Unter­

haltsgelder, die nach § 44 2 b AFG in An­

spruch genommen werden können , ist 

gleichzeitig eine materielle Absicherung ge­

geben. Allerdings müssen Betriebe gefunden 

werden, die solche Arbeitsplätze anbieten , 

während die Qualifizierung außerhalb bei ei­

nem Bildungsträger stattfindet. Offensicht­

lieh ist jedoch noch eine erhebliche Aufklä­

rungsarbeit nötig, um entsprechende Betrie­

be in ausreichender Anzahl für dieses Kon­

zept zu gewinnen. 

Der Vorschlag, befristete Arbeitsverträge an­

zubieten, ist mit besonderen Risiken für die 

Beschäftigten verbunden. Deshalb wird in 

den unterschiedlichen Tarifvereinbarungen 

unbefristeten Beschäftigungsverhältnissen 

fast immer der Vorrang eingeräumt. 

Eine weit verbreitete Praxis in Großbetrie­

ben, Ausgebildete zunächst in berufsfremde 

Bereiche zu vermitteln, kann kurzfristig 

sinnvoll sein, wenn das Ziel einer Tätigkeit 

auf der Basis der erworbenen Qualifikation 

berücksichtigt bleibt. Die Tendenz, nach der 

bestimmte Servicebereiche wie Instandhal­

tung, Reparatur, Reinigungsarbeiten vor al­

lem aus Großbetrieben immer mehr ausgela­

gert werden und der eigene Nachwuchs in 

den vertraglich verpflichteten Firmen als be­

triebseigenes Personal zu ungünstigeren Be­

dingungen beschäftigt wird , erscheint als 

problematisch . 

Vorteile liegen in den neuen tarifvertragli­

ehen Regelungen. Selbst wenn sie nur grund­

sätzliche Vereinbarungen festlegen , so tragen 

sie doch dazu bei , die Übernahmeproblema­

tik nicht isoliert von der gesamten Beschäfti­

gungslage zu betrachten und die Betriebslei­

tungen zu veranlassen, gemeinsam mit den 

Interessenvertretungen der Arbeitnehmer 

nach Lösungen zu suchen, bei denen die 

Konzepte eine bessere Chance haben, die 

den qualifikatorischen und existenzsichern­

den Zielen stärker verpflichtet sind. 

Weiter erscheinen regionale Arbeitsmarkt­

konferenzen unter Einbeziehung aller Betei­

ligten als ein wichtiges Forum, gesellschafts­

politisch sinnvolle Lösungen zu finden und 

als eine Möglichkeit, die Betriebe weiterhin 

zur Ausbildung zu motivieren. 

Die Argumente für eine Ausbildung in den 

Betrieben und für eine Beschäftigung junger 

Fachkräfte lassen sich folgendermaßen zu­

sammenfassen: 

• Eine Ausbildung junger Menschen nach 

dem neuesten fachlichen und didaktisch-me­

thodischen Standard muß weiterhin als wich­

tiges Innovationspotential der Betriebe erhal­

ten bleiben. 

• Konjunkturschwankungen bei der Über­

nahme dürfen nicht zum Rückgang bei der 

Ausbildung führen . 

• Ausbildung dient der Reputation eines 

Unternehmens. 

• Investition in Ausbildung amortisiert sich. 

• Ausbildung bringt auch kurzfristig Erträge. 

• Ausbildende Betriebe sparen Kosten bei 

der Einarbeitung von Fachkräften. 
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• Das Fehlbesetzungsrisiko wird durch 

Ausbildung verringert. 

• Die Klagen über Facharbeitermangel zei­

gen, daß (gut) ausgebildete Fachkräfte benö­

tigt werden. Ausbildung dient somit der 

Nachwuchssicherung in den Betrieben. 

• Kurzfristige Konjunkturschwankungen 

dürfen die langfristig wirksamen Investitio­

nen in Ausbildung nicht gefährden. 

• Die Arbeitgeber sind nach einem Urteil 

des Bundesverfassungsgerichtes aus dem 

Jahr 1980 zur Ausbildung verpflichtet. 

• Arbeitsmarktkonferenzen bieten die Chan­

ce, auf regionaler Ebene die Ausbildungs­

und Übergangssituation zu erörtern und 

Möglichkeiten zur Verbesserung zu finden. 

Konjunkturell bedingte Probleme an der 

"zweiten Schwelle" dürfen nicht zu einer 

langfristigen Reduzierung der Ausbildung 

führen . Neben der gesellschaftlichen Ver­

pflichtung gilt die Sicherung des eigenen 

Nachwuchses nach wie vor auch als sinnvol­

le betriebswirtschaftliche Investition. Die 

Klage über den Facharbeitermangel verstärkt 

diese Einschätzung. Die dargestellten Kon­

zepte zeigen auf, daß die Betriebe gegebe­

nenfalls in der Lage sind, auf eine besondere 

Anforderung flexibel zu reagieren - ein 

Vorteil des dualen Systems im Vergleich zu 

anderen Bildungsbereichen. 

Langfristig wird es notwendig sein, daß sich 

über die Diskussion der aktuellen Konzepte 

hinaus Fachleute aus Praxis, Politik und Wis­

senschaft kontinuierlich austauschen und 

nach langfristig tragfähigen Lösungen su­

chen, wie die nachwachsende Generation in 

einer befriedigenden und existenzsichernden 

Weise in den Arbeitsmarkt zu integrieren ist. 
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Der Modellversuch "Integrierte 
produktionsnahe Aus- und Weiter­
bildung erachtet das Lernen an rea­
ler Arbeit als grundlegendes Kon­
zept für eine zukunftsorientierte 
Ausbildung: Reale Arbeitsaufträge 
sollen für Lernprozesse aufge­
schlossen werden, daß sich für die 
Auszubildenden bei ihrer Bearbei­
tung Fachbildung und Persönlich­
keitsentwicklung gleichermaßen 
vollziehen kann. 
Träger des Modellversuches sind 
eine klein- bis mittelbetriebliche 
Metallwerkstatt, die an realen Auf­
trägen ausbildet, sowie ein Berufs­
bildungswerk, das eine solche 
"produktionsnahe" Ausbildungs­
form einrichten will. Hinzu kom­
men in dessen Umfeld eine Reihe 
von klein- und mittelständischen 
Betrieben des Handwerks, die für 
den Gedank"'n der Qualitätsverbes­
serung ihrer Ausbildung im Sinne 
der Neuordnung gewonnen wur­
den. 

Die Ziele des Modellversuchs 

Der Modellversuch sieht sich den Ansätzen 

des "Dezentralen Lernens" zugehörig. 1 Al­

le diese Projekte haben, wenngleich in unter­

schiedlicher Ausgestaltung, das möglichst 

realitätsnahe Lernen und Ausbilden zum 

Thema. Hintergrund dieser Modelle zur 

Ausbildungsgestaltung ist die Erkenntnis, 

daß in einer zukunftsorientierten beruflichen 
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Ausbildung neben fachlichen Fertigkeiten 

zusätzlich personale und soziale Kompeten­

zen erworben werden müssen. Hierzu bedarf 

es realer Arbeits- I Lernsituationen, die in 

ihrer ganzen Komplexität während der Aus­

bildung erfahrbar und zu einem notwendigen 

Lernfeld werden müssen. 

Die einschlägigen Modellversuche behan­

deln die Frage, wie diese Arbeitsrealität dem 

Lernprozeß von Auszubildenden zugänglich 

gemacht werden kann, auf unterschiedlichen 

Ebenen. Sie befassen sich, wie auch dieser 

Versuch, mit der methodisch-didaktischen 

Gestaltung der Ausbildung, der Weiterbil­

dung von Ausbildern, der EntschlüsseJung 

von Lernchancen u. ä. In diesem Modellver­

such stehen allerdings drei Ambivalenzsitua­

tionen im Vordergrund, die durch eine Aus­

bildung in und an der Realität zu einem 

"neuen" Handlungsfeld für Ausbilder wer­

den: 2 

• Bisher wurden meist die in realen Arbeits­

aufträgen enthaltenen Lernchancen als (mehr 

oder minder alleine) entscheidend für den 

Lernerfolg der Auszubildenden gewertet. 

Wir gehen davon aus, daß die Lernhaltigkeit 

von Realaufträgen erst im Abgleich von auf­

tragsimmanenten Lernpotentialen und dem 

Lernstand und -bedarf eines jeden indivi­

duellen Auszubildenden zu ermitteln ist. 

• Hieraus leiten sich Fragen nach der Dif­

ferenziertheit der Auftragsstruktur einer Bil­

dungsstätte ab, wenn sie solchen qualitativen 

Ansprüchen genügen will. Zu erarbeiten ist 

insbesondere, wie sich die Steuerung solcher 

individueller Lernprozesse in Realsituatio­

nen gestalten läßt, in denen naturgemäß die 

Auftragsbearbeitung Priorität besitzt. Ver­

schärfend tritt hinzu: wird an realer Arbeit 

ausgebildet, prägen und bestimmen vor al­

lem wirtschaftliche Anforderungen auch die 

Ausbildungssituation mit. Wie aber muß mit 

den z. T. polaren Anforderungen aus Öko­

nomie und Pädagogik umgegangen werden, 

wie ist eine Balance herzustellen? 

• Ausbilder in außerbetrieblichen Bil­

dungsstätten - aber auch in Betrieben - ste­

hen vor der Aufgabe, angesichts der neuen 

Ausbildungsanforderungen sowohl technisch 

wie pädagogisch auf der Höhe der Zeit zu 

sein. In der Tendenz haben sich Ausbilder an 

allen "zentralen Lernorten" von "der" Rea­

lität entfernt. 

I Ausbilder in 
außerbetrieblichen 

Bildungsstätten und 
in Betrieben müssen 

sowohl technisch 
als auch pädagogisch 

auf der Höhe der Zeit sein 

Aber auch für Handwerksbetriebe (von die­

sen wird noch ausführlicher die Rede sein) , 

in denen oft das Selbstbild vorherrscht, im­

mer schon "nah am Leben", d. h., unter 

Realitätsbedingungen auszubilden, bleibt die 

Frage offen, ob sie damit quasi "automa­

tisch" die Anforderungen der Neuordnung 

im Blick auf Selbständigkeitsorientierung 

und Persönlichkeitsentwicklung erfüllen. 

Welche pädagogische Qualifizierung benöti­

gen dann aber die dort ausbildenden Gesel­

len und welche fachliche die Ausbilder der 

Ausbildungsstätte? 

Dies macht es unseres Erachtens nötig, an 

allen diesen Lernorten nach Möglichkeiten 

zu suchen, Ausbildungsprozesse so zu ge­

stalten, daß sie für alle Ausbilder und Aus­

bilderinnen zu einem permanenten Lernfeld 

werden. Die Idee einer "integrierten produk­

tionsnahen Aus- und Weiterbildung" befor­

dert somit auch die Frage, welche organisa­

torischen Konsequenzen ein solcher Ausbil­

dungsanspruch für die Ablauf- und Aufbau­

organisation von Bildungsstätten sowie für 

die Kooperation zwischen unterschiedlichen 

Lernorten und deren Bildungspersonal be­

sitzt. 
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Träger, Bildungspersonal, 
Klientel und 
zentrale Fragestellungen 

In diesem Modellversuch kooperieren auf ei­

ner ersten Ebene zwei Bildungsstätten: das 

"Berufsbildende Gemeinschaftswerk" (BG) 

Kassel und, als außerbetriebliche Ausbil­

dungseinrichtung, das "Berufsbildungswerk 

Hamburg" (BBW). Im BG Kassel bildet eine 

produzierende Metallwerkstatt, die als Bil­

dungsinstitution gegründet wurde, Schüler 

aus, die - in Kooperation mit einer (Wal­

dorf-)Schule - zu einer Doppelqualifika­

tion3 gelangen können (Ausbildung zum In­

dustriemechaniker, Fachrichtung Maschi­

nen- und Systemtechnik). In dieser Metall­

werkstatt trifft man daher auf zukünftige 

Abiturienten, genauso aber auch auf lern­

schwache Schüler. 4 Die Metallwerkstatt in 

Kassel kann als Betrieb beschrieben werden, 

in dem die Schüler I Auszubildenden de facto 

auch Mitarbeiter sind. Es arbeiten hier Mei­

ster, Gesellen und Auszubildende produzie­

rend zusammen. Der Modellversuch kon­

zentriert sich hier thematisch auf die Ausbil­

dungsgestaltung unter Bedingungen dieser 

Realauftragsstruktur, damit vor allem auf die 

Ausbilder selbst. 

Als außerbetriebliche Ausbildungseinrich­

tung bietet das BBW Harnburg hingegen 

lernschwachen und "schwierigen" Jugendli­

chen die Möglichkeit einer Berufsausbildung 

(zum Metallbauer, Fachrichtung Konstruk­

tionstechnik) an . 5 Diese Jugendlichen be­

dürfen überwiegend einer besonderen Förde­

rung und Unterstützung. Daher stehen in die­

ser Einrichtung neben den Ausbildern zu­

sätzliche Fachkräfte wie Sozial-, Sonder­

pädagogen, Psychologen für Betreuungsauf­

gaben zur Verfügung. 

Im BBW Harnburg stellen die Situationen 

der "Außerbetrieblichkeit" und der (bisher) 

eher "traditionellen" Ausbildungswerkstatt 

die Ansatzpunkte dafür dar, diese Realitäts-



ferne durch eine produktionsnahe Ausbil­

dung abzubauen. Dies bezieht die Aufgaben 

der o. a. "Begleitenden Dienste" sowie der 

Berufsschullehrer mit ein. Zentrale Frage­

stellung ist hier: Wie läßt sich in einer bisher 

eher "zentralen" Lehrwerkstatt der Ansatz 

des "Lernens und Arbeitens" durch Realauf­

träge verstärken und so nutzen, daß dessen 

Potentiale vom gesamten, an der Bildung 

dieser Jugendlichen beteiligten Personal er­

kannt, genutzt und umgesetzt werden kön­

nen? 

Realitätsnahen Lernansätzen liegt u. a. die 

Annahme der besonderen Wirksamkeit prak­

tischen, erfahrungsbezogenen Lernens im 

Jugendalter zugrunde. Angesichts des (lern-) 

schwierigen Ausbildungsklienteis erachten 

wir das Ansetzen an der "praktischen Intelli­

genz" und die Konfrontation mit Realaufträ­

gen für diese jungen Menschen von ganz be­

sonderer motivierender und fordernder Rele-

vanz. 

Eine zweite Ebene stellt die Zusammenarbeit 

zwischen dem BBW und zur Zeit ca. sieben 

Betrieben in dessen Umfeld dar. Im Un­

terschied zu vielen anderen Modellversuchen 

werden hier also auch handwerkliche Klein­

und Mittelbetriebe einbezogen, die zum Teil 

hochspezialisiert sind. Etliche dieser Be­

triebe fanden über die Metall-Innung Harn­

burg Kontakt zum BBW. Überdies unterstützt 

die Innung die Ausgestaltung der Koope­

ration zwischen dem Hamburger Bildungs­

träger und diesen Betrieben zum Beispiel 

auch im Blick auf die Ausbilderqualifizie­

rung aktiv. Denn in den Betrieben wird -

wie überall im Handwerk - ein großer Teil 

der Ausbildung durch die Gesellen geleistet. 

Dies gilt für die eigenen Lehrlinge, in die­

sem Falle aber besonders auch für die Aus­

zubildenden des BBW, die in den Betrieben 

ihre Praktika ableisten - neben den Realauf­

trägen ein weiteres wesentliches Element 

produktionsnahen Lernens. Ein Koope­

rationszusammenhang zwischen dem BBW 

und diesen Betrieben, der im Modellversuch 

entwickelt wird, ist daher die Qualifizierung 

dieser Gesellen. 

Der Modellversuch lebt von den realen Um­

setzungsschritten und Lernexperimenten, die 

an jedem seiner Standorte situationsgerecht 

zu entwickeln sind. Die weitere Darstellung 

soll daher anhand einiger Realsituationen er­

folgen , die, da die Entwicklungsprozesse im 

Gange sind, keinen Anspruch auf Vollstän­

digkeit erheben. 

Kernprinzipien 
des Modellversuchs 

Szene 1: Sieben Gesellen, ein Handwerks­

meister und Betriebsinhaber, drei Ausbil­

dungsmeister des BBW sowie zwei wissen­

schaftliche Begleiter des Modellversuchs sit­

zen in einem Schulungsraum des BBW. Im 

Moment bewegt sie die Frage: "Wie habe ich 

denn selbst gelernt, Verantwortung zu über­

nehmen oder z. B. die Fähigkeit ausgebildet, 

flexibel zu sein?" Die Gesellen, die über die­

ser Frage brüten, sind in ihren Klein- und 

Mittelbetrieben diejenigen, denen Lehrlinge 

(so werden sie im Handwerk nach wie vor 

genannt) anvertraut sind. Daher haben sich 

ihre Betriebsinhaber und Vorgesetzten dazu 

entschlossen, sie in ein Seminar zum Thema 

"Schlüsselqualifikationen ausbilden" zu 

schicken. Dieses Seminar findet auf Einla­

dung der Metall-Innung Harnburg und des 

BBW Harnburg im BBW selbst statt und wird 

im Rahmen des Modellversuchs "Integrierte 

produktionsnahe Aus- und Weiterbildung" 

durchgeführt. 

Aus den vielen Aspekten, die die Gesellen 

zur o. a. Fragestellung zusammentragen, 

werden als übergeordnete Prinzipien ge­

meinsam herausgefiltert: 

• Lernbar sind solche Fähigkeiten nicht in 

künstlichen Situationen, sondern nur in "le­

bendigen", realen. 

• Eine grundlegende Voraussetzung ist of­

fenbar die, daß ein Ausbilder den Mut be-

sitzt, dem Auszubildenden etwas zuzutrau­

en, ihm also einen Vorschuß an Vertrauen zu 

geben. 

• Weiterhin: der Grad dieser "Zumutung" 

muß vom Ausbilder für den Lernenden rich­

tig dosiert ' werden: gerade "ausreichend 

überfordernd". 

• Letztlich: ohne eigenes Handeln, zu dem 

die Auszubildenden sich allerdings nur selbst 

entscheiden können, wird diese Lernerfah­

rung nicht zustande kommen. 

Ausbilderqualifizierung: ein 
arbeitsintegrierter, permanenter 
Weiterbildungsprozeß 

In diesem Modellversuch gilt als "Kernprin­

zip schlüsselqualifikatorischen Lernens": 

Die realen Fragen, Situationen und Erfah­

rungen der Modellversuchsteilnehmer selbst 

sind Gegenstand der Qualifizierung; Vor­

schußvertrauen muß investiert, dann aber ei­

genes Handeln in möglichst adäquater All­

forderungsdosierung ermöglicht werden. 

Damit sind Lehr- I Lernprozesse zwischen 

Ausbildern und Auszubildenden gemeint, 

genauso aber die des gesamten ausbildenden 

Personals: zwischen Ausbildern, Gesellen 

der Betriebe und Meistern der Lehrwerk­

statt, Lehrern, Sozialpädagogen, Psycholo­

gen, Berufspädagogen und wissenschaftli­

chen Begleitern. Denn: In und an Realbedin­

gungen auszubilden verlangt flexible, situa­

tionsoffene, gestalterische Kompetenzen. 

Dies fordert vom beteiligten Bildungsperso­

nal , den Prozeß der Ausbildung von Auszu­

bildenden in Konsequenz auch für sich selbst 

als einen in den Ausbildungsalltag integrier­

ten und permanenten Weiterbildungsprozeß 

zu betrachten: eben "produktionsnahe, in­

tegrierte Aus- und Weiterbildung"! 

Im Sinne dieses integrativen Aus- und Wei­

terbildungskonzepts geht es darum, mög­

lichst alle Fragen und Problemstellungen, 

die sich für eine realauftragsbezogene Aus­

bildung in inhaltlicher, methodisch-didak-
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tischer und organisatorisch-struktureller 

Hinsicht ergeben, mit dem Bildungspersonal 

gemeinsam zu be- und erarbeiten. 

Lernen an Realaufträgen: Transfer 
von Erfahrungen und 
verstärkte Kooperation der Lernorte 

Die Metallwerkstatt des BG Kassel bildet seit 

geraumer Zeit "im und am Leben", d. h. in 

einer realen Auftragsstruktur, Industrieme­

chaniker aus. Hier liegen Erfahrungen dazu 

vor, daß dieses produktionsnahe Lernen ho­

he Potentiale besitzt, neben den fachlichen 

Fähigkeiten selbständigkeitsorientierte be­

rufliche Handlungsfähigkeit auszubilden und 

Persönlichkeitsentwicklung zu fördern. Die­

se Erfahrungen des BG werden untersucht 

und systematisiert. Denn man hat dort auch 

die Erfahrung gemacht, daß das Lernen an 

Realaufträgen per se das Erreichen solcher 

Ziele keineswegs selbsterfüllend garantiert. 

Vielmehr wird erkennbar, daß der Erfolg ei­

ner solchen Ausbildung nicht zuletzt von der 

Mixtur und Struktur der Aufträge und den 

mit ihnen gegebenen Lernchancen abhängt. 

Die Fähigkeit der Ausbilder, diese zu identi­

fizieren, zu "heben" und sie mit adäquater 

Methodik dann auch an den Mann /die Frau 

bringen zu können, ergibt sich nicht von al­

leine, sondern muß gelernt werden. Über­

dies erfordert eine solche nicht mehr sach­

lich-zeitlich-curricular planbare Situation, in 

der es in der Tat um reale Kundenbedürfnis­

se, Zeit- und Kostenbudgets, aber um ebenso 

reale Lern-, Ausbildungs- und Entwicklungs­

stände und -fragen von Auszubildenden geht, 

auch eine Organisationsstruktur, die es er­

möglicht, in diesem Spannungsfeld zwischen 

Pädagogik und Wirtschaftlichkeit wirkungs­

voll agieren zu können. 

Ein Schwerpunkt des Modellversuchs be­

steht somit darin, aus den Erfahrungen des 

BG Kassel für eine Ausbildungseinrichtung 

wie das BBW, die eine auftragsbezogene 

Ausbildung forcieren will , Erkenntnisse zu 

systematisieren und Leitkriterien z. B. an­

hand folgender Fragen zu erarbeiten: 

• Unter welchem Gesichtspunkt müssen 

Aufträge analysiert werden, um die in ihnen 

enthaltenen Lernchancen zu erkennen und 

sie mit dem Entwicklungs- und Ausbildungs­

stand bzw. -bedarf des Auszubildenden abzu­

gleichen? 

I Es besteht 
die Notwendigkeit der 

permanenten, 
alltagsintegrierten 

Weiterbildung 

• Gibt es eine für die Ausbildung günstige 

Auftragsstruktur, die es erleichtert, das 

Spannungsverhältnis zwischen Ökonomie 

und Pädagogik auszubalancieren? 

• Welche ausbildungsunterstützenden Hilfs­

mittel (Instrumentarien) sind nötig, um gera­

de in einer "lebendig-chaotischen" Realsi­
tuation lernbedeutsame Elemente (z . B. 

Strukturierung, Übung, Kontrolle, Refle­

xion) zu verankern? 

• Schließlich: welche Organisationsstruk­

tur kann all diesen Anforderungen ent­

sprechen? 

Auch im BG Kassel gibt es für diese Fragen 

keine "endgültigen" Antworten. Vielmehr 

macht der Modellversuch auch dort die Not­

wendigkeit der permanenten, alltagsinte­

grierten Weiterbildung neu bewußt. 6 In Se­

minaren und an "Arbeitstagen" bearbeiten 

die Ausbilder des BG - immer am Beispiel 

realer Aufträge - z. B. die Wahrnehmungs­

fähjgkeit , die sowohl für die Analyse der 

Lernpotentiale in den Aufträgen wie auch für 

die Lern- und Entwicklungssituation der 

Auszubildenden benötigt wird. Erkennbar 

wird beispielsweise die Bedeutung einer 

möglichst umfassenden Information über 

den Auftragszusammenhang bei der Überga­

be von Teilen eines Gesamtauftrags an Aus-
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zubildende, sowie die für erfahrungsbezoge­

ne Lernprozesse höchstwichtige Reflexion 

des Arbeitsprozesses (Auswertungsgespräch) 

bei Abschluß eines (komplexeren) Arbeits­

auftrags. Nicht einfach ist der Umgang mit 

der wachsenden Erkenntnis, wie wichtig kol­

legiale Rückmeldungsformen sind, um die 

Förderung der Selbständigkeit der Auszubil­

denden durch entdeckendes, kooperatives 

Lernen und Fehlererfahrungen bei allem 

Zeit- und Kostendruck nicht zu vernachlässi­

gen bzw. nicht zu unterbinden. Auf organisa­

torischer Ebene führte dies z. B. zur Einrich­

tung einer morgendlichen "Meisterrunde", 

die insbesondere auch den beschriebenen 

"Abgleich" von Lernstand und -bedarf der 

Auszubildenden mit den Lernpotentialen der 

aktuell gegebenen Arbeitsaufträge sicherzu­

stellen versucht und die Tagesproduktion 

sichert. 

Diese und ähnliche Erfahrungen und Er­

kenntnisse werden dem BBW auf verschiede­

nen Ebenen verfügbar gemacht. Großes Ge­

wicht kommt, hier wie dort, den Elementen 

einer möglichst eigenaktiven und kollegialen 

Weiterbildung zu. Eine Ebene, auf der zum 

Beispiel entdeckendes Lernen für die Ausbil­

der selbst real erfahrbar wird , besteht etwa 

darin, daß Ausbilder beider Modellversuchs­

träger Hospitationen von ca. einer Woche 

Dauer in der jeweils anderen Metallwerkstatt 

durchführen und sich dort mit ihren Kollegen 

und den Auszubildenden an der Bearbeitung 

von Realaufträgen beteiligen. Der Erfah­

rungs- und Qualifizierungstransfer erfolgt 

aber auch durch Seminare und workshops. 

Dabei werden im BBW die vorhandenen -

und zwischenzeitlich zunehmenden - Real­

aufträge in Form von "Experimentalprojek­

ten" dazu genutzt, Lernchancenanalysen 

durchzuführen, ausbildungsbegleitende Hil­

fen (zum Beispiel Arbeitsplanungsbögen) 

u. a. aus dem BG zu prüfen und sie, wie auch 

alle anderen Ergebnisse beziehungsweise 

Anregungen, auf die eigenen Bedürfnisse 

und die hier gegebene Situation hin zu modi­

fizieren . 



Der zweite Modellversuchsträger, das Be­

rufsbildungswerk Hamburg, in dessen Aus­

bildungswerkstau ein Lernen an Realaufträ­

gen bisher sporadisch erfolgte, will diese 

Ausbildungsform systematisch verstärken. 

Auch hier geht es um die Frage, Schlüssel­

qualifikationen produktionsnah auszubilden, 

und um die Bewältigung der Konsequenzen, 

die mit diesem Ausbildungsansatz zusam­

menhängen. 

Konsequenzen einer 
produktionsnahen Ausbildung 

Erarbeitung pädagogischer 
Arrangements zwischen Ausbildungs­
werkstatt, Handwerksbetrieben 
und Berufsschule 

Einen Schwerpunkt der Qualifizierung der 

Ausbildungsbeteiligten im BBW bildeten 

exemplarische Versuche des "pädagogischen 

Arrangierens" anhand von komplexen expe­

rimentellen Realaufträgen. In diese Lernex­

perimente zur Analyse von Auftragsarbeiten 

und deren Aufbereitung als Lernangebot für 

die Auszubildenden wurden auch Sozialpäd­

agogen und Berufsschullehrer einbezogen. 

Diese Lernprozesse wurden durch Seminare 

für alle Beteiligten und "Arbeitstage" für die 

o. a. Gruppierungen des BBW-Bildungsper­

sonals gestützt und intensiviert. Als zentral 

erwies sich die Fragestellung: Wenn eine real­

auftragsorientierte Ausbildung in ihren fach­

übergreifenden Anforderungen Bezüge zur 

"Lebenswelt" (vgl. Kundenkontakt, soziale 
Anforderungen u. ä.) und direkte Bezugs­

möglichkeiten zum Beispiel zur Fachtheorie 

besitzt, wie können diese Chancen durch die 

Einbindung und Zusammenarbeit, Auf­

gaben- und Arbeitsteilung zwischen den 

Ausbildern, begleitenden Diensten und der 

Berufsschule im Sinne einer "Lern- und Ent­

wicklungsbegleitung" der Jugendlichen durch 

alle genutzt und gestaltet werden? 

Werkstatt-Teams, Werkstattgespräche 
und Teamteaching: 
Die Erprobung neuer Organisations­
formen in der Lehrwerkstatt 

Bereits in der Phase der "Ausbildungsexpe­

rimente" wurde deutlich, daß zur inhaltli­

chen und methodischen Verbesserung des 

Ausbitdeus an Realaufträgen und der Koope­

ration der Beteiligten - ähnlich wie im BG 

Kassel - neue Organisationsformen erprobt 

werden müssen. So arbeiten z. Z. Ausbilder, 

Sozialpädagogen und Lehrer in "Werkstatt­

Teams" gemeinsam an komplexeren Real­

aufträgen - was z. B. zu "Teamteaching" 

zwischen Ausbildern und Lehrern im Unter­

richt oder auch in der Werkstatt führt. Eine 

"Große Runde" dient dem allgemeinen Er­

fahrungsaustausch und der Planung. Wieder­

belebt wurde auch hier ein Organ: das der 

"Werkstattgespräche" ( ca. vierwöchentlich); 

sie dienen der Besprechung des Leistungs­

und Entwicklungsstandes der Auszubilden­

den und deren Zuordnung zu bestimmten 

Aufträgen. Hier können auch Kooperationen 

zwischen allen an der Ausbildung Beteiligten 

für bestimmte Aufträge vereinbart werden. 

Kooperation zwischen den Lernorten 
als Personalentwicklung in 
lernenden Institutionen: die Planung 
von Rahmenvereinbarungen 

Im Rahmen der Entwicklung innovativer 

"Lernortkombinationen I-kooperationen" des 

BBW mit Handwerksbetrieben aus seinem 

Umkreis sind einige Kooperationsebenen 

von beidseitigem - und nicht zuletzt auch 

berufspädagogischem - Interesse. Auch 

wenn eine "zentrale" Ausbildungseinrich­

tung, die jede außerbetriebliche Institution 

nun einmal darstellt, über die Ausbildung an 

Realaufträgen größere Realitätsnähe ge­

winnt, müssen auf verschiedenen Ebenen 

Anstrengungen unternommen werden, diese 

Realitätsnähe auch zu erhalten. Insbesondere 

für handwerkliche Klein- und Mittelbetriebe 

gilt: Bereits die Neuordnung auch der hand­

werklichen Metallberufe fordert von den Ge­

sellen, die dort ausbilden, eine neue Orien­

tierung ihres Ausbildens. 7 Zudem benötigen 

kleine und mittlere Betriebe zunehmend 

selbständig arbeitsfähige Mitarbeiter. Gleich­

zeitig bieten die Realsituationen solcher Be­

triebe beste Möglichkeiten, außerbetriebli­

che Ausbildungsstätten darin zu unterstüt­

zen, Auszubildende auf die Berufsrealität 

vorzubereiten. 

Für beide Seiten lassen sich also fruchtbrin­

gende Kombinationen der Ausbildungssitua­

tion im Modellversuch erproben bzw. weiter­

entwickeln: 

• Realauftragskooperation I-innovation: 
Dem BBW können aus Kooperationsbetrie­

ben Auftragsarbeiten zukommen. Die Aus­

zubildenden lernen darüber immer mehr 

Aufträge und betriebliche Realitäten kennen 

und das BBW erfüllt damit immer besser die 

Anforderungen der dualen Ausbildung. 

• Betriebspraktika 1: Ähnliche Bedeutung 

wie Realaufträge besitzen, wie angedeutet, 

die Betriebspraktika. Diese praktikumsbezo­

gene Kooperation zwischen Betrieben und 

dem BBW wird (insbes. im Blick auf Dauer 

und Intensität der Betreuung der Auszubil­

denden durch BBW wie durch die Gesellen 

vor Ort) gründlich neu bearbeitet. Neue Ele­

mente sind die individuelle Steuerung der 

Betriebseinsätze und der effizient gestaltete 

Austausch der Praktikumserfahrungen. 

Ein zusätzlicher Vorteil der Praktika besteht 

zweifellos in den erhöhten Übernahmechan­

cen, die für die Jugendlichen aus diesem Re­

alitätskontakt entstehen. Umgekehrt ist es für 

Betriebe hilfreich, eigene Lehrlinge in ein 

BBW-Praktikum zu senden, um dort z. B. zu 

Schmieden. Eine andere Kooperationsform 

ist, "schwierige" Auszubildende aus Hand­

werksbetrieben dem gut qualifizierten Bil­

dungspersonal des BBW auf Zeit anzuver­

trauen. In Anbetracht des steigenden Poten­

tials eher "schwieriger" Auszubildender 

auch im Handwerk erscheint diese poten-
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Es wird über Ergebnisse eines interdisziplinären 
Foschungsprojekts zur Mikroelektronik und Wei­
terbildung im Kontext des regionalen Struktur­
wandels in Duisburg informiert Eine verbesserte 
berufliche Qualifikation wird als ein wesentlicher 
Faktor der Regionalentwicklung angesehen. 

Der vorliegende Band gibt Aufschluß über Ver­
bleib und Risiken beim Übergang von der Berufs­
ausbildung in die Erwerbstätigkeit sowie über die 
Qualifikationsverwertung und den Weiterbil­
dungsbedarf aus der Sicht junger Erwerbsperso­
nen. Die Studie basiert auf Mehrfachbefragungen 
(standardisierte Erhebungen und lntensivinterviews) 
zu vier kaufmännischen Berufen. 
Ein umfangreicher Anhang enthält u. a. Falldar­
stellungen zum Übergang von der Berufsausbil­
dung in die Ervverbstätigkeit bei Büro- und Einzel­
handelskaufleuten. 

.,. Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 
W Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 
Postfach 100633 
33506 Sielefeld 
Telefon (0521) 9 11 01-0 
Telefax (0521) 9 11 01-79 

tielle Kooperationsebene von wachsender 

Bedeutung. 

• Betriebspraktika 2: Ausbilder in einer 

außerbetrieblichen Ausbildungseinrichtung 

wie dem BBW sind - je nach Länge ihrer 

Zugehörigkeit - von den Veränderungen der 

Arbeitsrealität "draußen" mehr oder minder 

entfernt. Kooperationen mit Betrieben, etwa 

durch Hospitationen, können für die Ausbil­

der ein "update" ihrer Erfahrungen bringen. 

• Qualifizierung des Ausbildungsperso­

nals in den Betrieben: Gesellen in Betrie­

ben, denen die Ausbildung anvertraut ist, 

orientieren die Art und Weise ihres Ausbil­

dens zumeist an ihrer eigenen Ausbildungs­

erfahrung. Im Rahmen des Modellversuchs 

wird ihnen, wie in den Seminarszenen ange­

deutet, eine Qualifizierung angeboten, die 

auf die Erfordernisse der Neuordnung ein­

geht. Dabei spielt die partnerschaftliehe 

Ebene "BBW-Ausbilder qualifizieren Gesel­

len" eine wichtige Rolle. Vieles spricht da­

für, daß die Ausbilder als Fachleute für ihre 

Kollegen in den Betrieben glaubwürdiger 

sind als (wir) Ausbildungstheoretiker. 

Die Ausbilder des BBW haben zwischenzeit­

lich gemeinsam mit Gesellen aus Betrieben 

das Thema "Schlüsselqualifikationen ausbil­

den" erstmals in einem "Gesellenseminar" 

in Augenschein genommen. In den Blick ge­

faßt wurde, zunächst zu den Praktika der 

BBW-Auszubildenden Rahmenvereinbarun­

gen zwischen Betrieben und dem BBW anzu­

streben. 

Szene 2: Die Auszubildenden des BBW ha­

ben ihre Arbeitsaufträge selbständig geplant 

und mit den Gesellen zusammen ausgewertet 

und nachbesprochen. Die Gruppe steht noch 

zusammen, um sich für heute zu verabschie­

den. Da beginnt der Betriebsinhaber den 

Auszubildenden und Gesellen aus den ande­

ren Betrieben zu erzählen, wie eine Ar­

beitsplanung in seinem Betrieb eigentlich 

"richtig" geht. Was können wir nun daraus 

wieder lernen? 
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Anmerkungen: 

1 Zu den Referenzpunkten des .. Dezentralen Lemens" 
vgl. Weilnböck-Buck, /.:Die pädagogische Qualifizierung 
von Ausbildern. Entwicklungstendenzen im Zeichen eines 
Paradigmenwechsels. In: Steinbom, H.-C; Weilnböck­
Buck, /. (Hrsg.): Ausbilder in der Industrie. Verändene 
Rahmenbedingungen, neue Ziele, neue Ansprüche. Be­
richte zur beruflichen Bildung, H. 139. Berlin und Bann 
1992, s. 5ff. 
11;1. Dehnbostel, P: Erschließung und Gestaltung des 
Lernorts Arbeitsplatz. In: BWP 23 (1994) I, S. 13 ff. 
2 Zu solchen Ambivalenzen vgl. z. B. Brater, M. ; Bauer, 
H. G: Schlüsselqualifikationen - der Einzug der Persön­
lichkeitsbildung in die berufliche Bildung? In: Herzer, H. ; 
Dybowski, G; Bauer, H. G (Hrsg.): Methoden betrieb­
licher Weiterbildung. Ansätze zur Integration fachlicher 
und fachübergreifender beruflicher Bildung. Eschborn 
1992 
Vgl. van Houten, C: Erwachsenenbildung als Willens­
erweckung. Stuttgan 1993 
3 Dieses einmal für zukunftsträchtig gehaltene Modell 
spielt in der heutigen bildungspolitischen Landschaft kei­
ne Rolle meh1: Allerdings holt die Realität manches bil­
dungspolitische Modell einfach ein, bedenkt man die Tat­
sache der heute noch ansteigenden Zahl derer, die nach 

dem Abitur zunächst eine Berufsausbildung einschlagen 
und dann studieren. Neben den kostenbezogenen Fragen, 
die mit dieser Doppelqualifikationsform einhergehen, 
stellt sich auf der pädagogischen Ebene natürlich immer 
auch die Frage nach der Sinnhaftigkeit einer solchen 
Trennung von physisch-materiellen und kognitiv-allgemei­
nen Entwicklungs- und Bildungsprozessen. 
4 Überdies wurden - zumindest bisher - hier auch 
Umschulungsmaßnahmen des Arbeitsamts durchgefühn, 
was aufgrundder zumeist höheren Altersstruktur der Um­
schüler zu der pädagogisch höchst anregenden Situation 
führte, daß sich .. Schüler" verschiedenster Altersstufen in 
sehr vergleichbaren Lernsituationen wiedeifanden. 
5 Diese Jugendlichen werden vom Arbeitsamt unter der 
Rubrik der .. Rehabilitation" eingestuft. 
6 Aus dem Bereich der Organisationsentwicklung wissen 
wir um die Veränderungen der Anforderungen in verschie­
denen Phasen der Entwicklung einer Organisation (vgl. 
Glast, F.; Lievegoed, B.: Dynamische Unternehmensent­
wicklung. Wie Pionierbetriebe und Bürokratien zu 
.. schlanken" Unternehmen werden. Bern und Stuttgart 
1993). Eine einmal gewonnene Struktur gerät in eine Kri­
se und muß, wie im BG Kassel heute zweifellos der Fall, 
neu bedacht und strukturiert werden. Dieser Modellver­
such Iranspartien u. E. auch eine in Modellversuchen 
bisher weitgehend unbeachtete Dimension, die den /die 
Modellversuchsträger mit der dynamischen Dimension ih­
rer Organisationsentwicklung in Zusammenhang bringt. 
7 11;1. zu den Fragestellungen und IVJnzepten in diesem 
Bereich insbes. Alben, K.; Buchholz, Chr.; Buck, B. 
(Hrsg.): Auftragsorientienes Lernen im Handwerk. Vor­
stellungen, Konzepte, Praxisbeispiele. Tagungen und Ex­
penengespräche zur beruflichen Bildung. Berlin und 
Bann 1992 
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" Kaufmännische und ver­

waltende Berufe" im Bun­

desinstitut für Berufsbil­

dung, Berlin 

Neuordnung des Ausbildungsberufes 
zum/zur Versicherungskaufmann I 
Versicherungskauffrau 

Als erster der vier sogenannten 
großen kaufmännischen Ausbil­
dungsberufe1 wird der Ausbildungs­
beruf zum I zur Versicherungskauf­
mann I Versicherungskauffrau (die 
derzeit gültige Ausbildungsord­
nung stammt aus dem Jahr 1977) 
neugeordnet und mit dem parallel 
zu erarbeitenden Rahmenlehrplan 
der Kultusministerkonferenz abge­
stimmt. Die Arbeiten sollen so ab­
geschlossen werden, daß die neue 
Ausbildungsordnung zum 1. 8. 1996 
in Kraft treten kann. 2 

Weshalb wird dieser Aus­
bildungsberuf neugeordnet? 

Blickt man auf die quantitative Entwicklung 

im Ausbildungsbereich, so zeigt sich bei der 

Betrachtung ausgewählter Daten zur Ausbil­

dung der Versicherungskaufleute gegenüber 

den kaufmännischen und verwaltenden Aus­

bildungsberufen insgesamt folgendes Bild: 

Während die Anzahl der Versicherungskauf­

leute von 1977 bis 1992 um 130 Prozent ge­

stiegen ist, wurden in den kaufmännischen 

und verwaltenden Ausbildungsberufen nur 

30 Prozent mehr Ausbildungsverhältnisse ab­

geschlossen. Der Vergleich der Vorbildung im 

Jahr 1992 macht deutlich , daß die Versiche­

rungskautleute doppelt so häufig über das 

Abitur bzw. die Hochschulreife verfügen. 

Die Quote der Ausbildungsvertragslösungen3 

zeigt bei den Versicherungskaufleuten eine 

sehr stabile und deutlich unter dem Durch­

schnitt liegende Entwicklung. Bei der Prü-

fungserfolgsquote weisen die Versicherungs­

kaufleute eine ebenfalls stabile und über­

durchschnittliche Entwicklung auf. 

Diese Daten zur Ausbildung verdeutlichen 

allein noch keinen Handlungsbedarf für eine 

Neuordnung. Sie dokumentieren allenfalls 

einen deutlich gestiegenen Bedarf der Versi­

cherungswirtschaft an qualifiziertem Nach­

wuchs. 

Die Antwort auf die Frage, weshalb eine 

Neuordnung erforderlich und auch möglich 

ist, ergibt sich zum einen aus der Betrach­

tung der wirtschaftlichen, technisch-organi­

satorischen und gesellschaftlichen Entwick­

lung in ihrer Bedeutung für die Versiche­

rungswirtschaft und zum anderen aus dem 

gemeinsamen und entschiedenen Willen der 

an der Berufsbildung beteiligten Organisatio­

nen, insbesondere der Fachorganisationen 

der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 4 

In der 1992 vom BIBB in Auftrag gegebenen 

"Literaturanalyse zu Einflußfaktoren der 

Entwicklung der Berufsbildung in der Versi­

cherungswirtschaft" wurde u. a. folgendes 

hervorgehoben: 

• Der EG-Binnenmarkt und die damit ver­

bundene Deregulierung wird den Wettbe­

werb intensivieren, die Produkt- und Dienst­

leistungsinnovationen dynamisieren und die 

Gewinnmargen verringern. Den deutschen 

Versicherern wird u. a. empfohlen, die Ge­

schäftspolitik bezogen auf Kundengruppen, 

Produkte, Vertrieb sowie Kosten- und Fi­

nanzbelastungen zu überdenken. Eine Inten­

sivierung des Wettbewerbs resultiert nicht 
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Tabelle: Ausgewählte Daten zur Ausbildung der Versicherungskaufleute (VK) und der kaufmännischen 
und verwaltenden Ausbildungsberufe insgesamt (KVA) in den Jahren 1977 und 1992 

1977 1992* 

I 
VK KVA 

I 
VK KVA 

Anzahl der Auszubildenden 7 047 394 723 16136 512 647 

Vorbildung 

-Abitur 0 . A.S 55.7% 28.7% 

- Realschule 26,8% 35,1% 

- Berufsfachschulen 14,3% 15.7% 

- Hauptschule mit Abschluß 2,9% 17,8% 

Quote der Ausbildungsvertragslösungen 6.4 % 8 % 6,6 % 17.7 % 

Prüfungserfolgsquote 93,5% 89.7% 94,0% 89,5% 

* Die Prozentangaben zur Vorbildung der Versicherungskaufleute und in den kaufmännischen und verwakenden Ausbildungsberufen 
insgesamt beziehen sich nur auf die alten Bundesländer 

Quelle: BIBB-Datenbank DAZUBI 

nur aus der Internationalisierung des Versi­

cherungsgeschäfts, sie ist ebenso aus den 

Verschiebungen im Beziehungsgeflecht der 

Finanzdienstleistungen zu erwarten. 6 

• Zur technisch-organisatorischen Entwick­

lung wird u. a. festgestellt , daß sich von 1985 

bis 1989 die Zahl der in den Versicherungs­

unternehmen installierten EDV-Systeme um 

540 Prozent von 2 690 auf 17 193 erhöht hat. 

Während 1985 im Innendienst der Anteil der 

Bildschirmarbeitsplätze bei 45 Prozent lag, 

betrug er 1989 bereits 75 Prozent. 

Der Einsatz neuer Informationstechniken hat 

neben der Rationalisierungsfunktion und der 

Informationsfunktion für den Außen- und In­

nendienst u. a. eine Reorganisation der Ar­

beitsabläufe unter dem Stichwort Rundum­

Sachbearbeitung (von der Antragsbearbei­

tung bis zur Schadensregulierung) und neue 

Aufgabenverteilungen zwischen Innen- und 

Außendienst ermöglicht. 

• "Bis zum Jahr 2000 wird die Zahl der 

16- bis 26jährigen um mehr als drei Millio­

nen zurückgehen, während die Zahl der über 

60jährigen um rd . drei Millionen zunimmt. 

Der demographische Wandel zusammen mit 

Veränderungen der Haushaltsgrößen, der 

Bildungs- und Erwerbsbeteiligung, der Rolle 

der Familie, der Pluralisierung der Lebens­

stile, der Vermögenssituation u. a. wird ei­

nen quantitativen und qualitativen Wandel 

der Versicherungsnachfrage mit sich brin­

gen. Die Versicherungswirtschaft wird es in 

Zukunft mit gebildeteren, wohlhabenderen 

und anspruchsvolleren, im Durchschnitt älte­

ren und längerfristig mit weniger Kunden zu 

tun haben als heute." 7 

Diese ausgewählten Rahmendaten für die 

Versicherungswirtschaft verdeutlichen, daß 

sich die wirtschaftlichen, technisch-organi­

satorischen und gesellschaftlichen Heraus­

forderungen gegenüber 1977 verändert haben 

und andere Qualifikationsanforderungen an 

die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gestellt 

werden. Dies wurde auch auf dem BffiB­

Fachkongreß "Neue Berufe- Neue Qualifi­

kationen" eindringlich von den Fachorgani­

sationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

herausgestellt. 8 

Die Versicherungswirtschaft hat auf der per­

sonalen Ebene längst reagiert: "Bei den Mit­

arbeitern in der Versicherungswirtschaft hat 

in den letzten Jahren eine sehr deutliche 

32 

\ 
BWP 23/1994/5 • Fachbeiträge 

Qualifikationsverschiebung nach oben statt­

gefunden: Im Zeitraum 1980- 1990 stieg der 

Anteil der Mitarbeiter mit Abitur, Abschluß 

einer höheren Fachschule oder mit Hoch­

schulabschluß von 13 Prozent auf 25 Pro-

zent." 9 

Nunmehr ist es dringend geboten, "die Wett­

bewerbsfähigkeit der deutschen Versiche­

rungswirtschaft durch die Schaffung eines 

aktuellen und bedarfsgerechten Ausbildungs­

berufs zu verbessern . . . In den Bereichen 

Personalentwicklung, Arbeitsorganisation, 

Controlling, Rechtsgrundlagen und Versiche­

rungszweige hat es in den letzten 17 Jahren 

seit der Verabschiedung der gültigen Ausbil­

dungsordnung viele Entwicklungen gegeben, 

die bei der Formulierung von Anforderungen 

(Lernzielen) für ein neues Berufsbild be­

rücksichtigt werden müssen." 10 

Welche Neuerungen sind 
zu erwarten? 

Die alte Ausbildungsordnung von 1977, die 

auf den Innendienst alten Zuschnitts sowie 

den Verwaltungsbereich ausgerichtet ist und 

als Einspartenausbildung (Lebens-, Kranken­

oder Schadensversicherung) ohne berufsbe­

zogenen Computereinsatz durchgeführt wer­

den konnte und kann, erscheint nicht zuletzt 

auch durch den hohen Anteil kognitiver 

Lernziele - die nicht in Handlungen zu rea­

lisieren sind - etwas antiquiert. Demgegen­

über zeigen bereits die Eckwerte für die 

Neuordnung, daß künftig zu den Mindestan­

forderungen die Ausbildung im Innen- und 
Außendienst - und damit die Stärkung der 

Kundenorientierung gehören - sowie für 

eine computerunterstützte Aufgabenwahr­

nehmung ausgebildet wird. 

Die Ausbildung wird auf der Grundlage des 

Privatkundengeschäfts erfolgen. Künftig 

wird in zwei Sparten ausgebildet, dabei ist 

insgesamt mindestens jede Bearbeitungssta­

tion - von der Antrags-, Vertrags- bis zur 



Leistungsbearbeitung - einmal zum Gegen­

stand der Ausbildung zu machen. 

Dabei ist davon auszugehen, daß alle drei 

Sparten im Rahmen des Berufsschulunter­

richts behandelt werden. 

Liegt der Schwerpunkt der betrieblichen 

Ausbildung z. B. in der Lebensversicherung, 

so kann hier in der Antrags- und Vertragsbe­

arbeitung ausgebildet und die Leistungsbear­

beitung in der Krankenversicherung ergänzt 

werden. Es können aber auch in einer Sparte 

die gesamten Bearbeitungsstationen ausge­

bildet und darüber hinaus z. B. durch Fall­

studien oder Verbundausbildung der Ein­

blick in die zweite Sparte ermöglicht wer­

den. 

Die Neuordnung ist nicht zuletzt dem Ziel 

der beruflichen Handlungskompetenz der 

Ausgebildeten im Sinne des selbständigen 

Planens, Durchführens und Kontrollierens 

qualifizierter beruflicher Tätigkeiten ver­

pflichtet. Auf der Ordnungsebene wird daher 

den Lernzielformulierungen und den Prü­

fungsanforderungen entsprechende Auf­

merksamkeit gewidmet werden. Im einzelnen 

wurden nebenstehende Eckwerte für die Neu­

ordnung des Ausbildungsberufs festgelegt. 

Die Arbeitnehmervertreter wiesen im An­

tragsgespräch darauf hin, daß sie den Bund 

ersuchen, die Länder im Koordinierungsaus­

schuß um Prüfung zu bitten, ob auch Fremd­

sprachen im Berufsschulunterricht vermittelt 

werden können. 

Bei der Betrachtung der Eckwerte ist dar­

über hinaus insbesondere hervorzuheben, 

daß hier erstmalig im Rahmen von Neuord­

nungen die Bedeutung der Mitarbeiter für 

das Ausbildungsunternehmen aufgenommen 

wurde. Insbesondere in Wirtschaftsberei­

chen, in denen erklärungsbedürftige Produk­

te verkauft, dazu die Kunden beraten und an­

schließend betreut werden müssen, ist die 

Erkenntnis nicht neu, daß qualifizierte Mit­

arbeiter und Mitarbeiterinnen im zunehmen-

Übersicht: Eckwerte für die Neuordnung des Ausbildungsberufes zum/zur Versicherungskauf­
mann I Versicherungskauffrau 

1. Berufsbezeichnung: 

2. Ausbildungsdauer: 

Versicherungskaufmann !Versicherungskauffrau 

3 Jahre 

3. Berufsfeldzuordnung: Wirtschaft und Verwaltung - Schwerpunkt Absatzwirtschaft und Kundenberatung 

4. Struktur und Aufbau Ausbildungsberuf ohne Spezialisierung (Monoberuf) 
des Ausbildungsganges: 

5. Berufsbeschreibung: Katalog der Fertigkeiten und Kenntnisse 

• Das Ausbildungsunternehmen 

- Stellung des Ausbildungsunternehmens am Markt 

- Rechtsform, Organisations- und Entscheidungsstrukturen 

- Arbeitssicherheit, Umweltschutz und rationelle Energieverwendung 

- Der Mitarbeiter und seine Bedeutung für das Ausbildungsunternehmen 
Mit dieser Formulierung soll auf die Absicht hingewiesen werden, den künftigen Versicherungskaufmann 
zu befähigen, durch sein persönliches Verhalten (z. B. Kommunikations- und Teamfähigkeit, kunden­
orientierte Kommunikation, Flexibilität im Denken und Handeln) im Bewußtsein seiner Verantwortung und 
unter Artikulation seiner Ideen und Interessen zum Unternehmenserfolg beizutragen. Der Mitarbeiter 
spielt heute im Versicherungsunternehmen als Leistungsträger eine entscheidende Rolle. Die besondere 
Art der Produkte (immaterielle Güter), die spezifische Form der Dienstleistung (enger Kontakt zum Kun­
den, Innen- und Außendienst), geändertes Selbstverständnis der Mitarbeiter (Persönlichkeitsbewußtsein) 
wie des Versicherungsunternehmens (corporate identity) erfordern die Berücksichtigung dieser Aspekte 
in der Ausbildung des Versicherungskaufmanns. Dieser soll befähigt werden, die Beziehungen zwischen 
den betrieblichen (rechtlichen und strukturellen) Rahmenbedingungen, seinem Stellenwert im Unterneh­
men und seinen persönlichen Handlungs- und Entwicklungsmöglichkeiten zu erkennen. Die Kenntnis der 
Formal- und Funktionszusammenhänge ermöglicht es dem Auszubildenden, sich seiner Bedeutung so­
wohl im als auch für das Versicherungsunternehmen bewußt zu werden und seine Erkenntnis im Rahmen 
seiner Berufsausübung zu nutzen. Im Verfahren wird zu prüfen sein, ob und inwieweit sich diese Absicht 
in operationalisierbaren Lernzielen ausdrücken läßt oder ob eine allgemein gehaltene Formulierung vorzu­
ziehen ist. 

- Innen- und Außendienst 

- Personalwesen 

- Berufsbildung 

- arbeits· und sozialrechtliche Grundlagen 

• Arbeitsorganisation mit Informations- und Kommunikationssystemen im Versicherungsunternehmen 

- Arbeitsorganisation 

- Funktion und Wirkung von Informations- und Kommunikationssystemen 

- Datenschutz/ Datensicherheit 

• Versicherungsmärkte und Vertrieb 

- Die Bedeutung der Versicherungswirtschaft in der Gesamtwirtschaft 

- Versicherungsmärkte 

- Kundeninteressen 

- Vertrieb 

- Kundenorientierte Kommunikation 

• Produkte und Leistungserstellung im Versicherungsunternehmen 

- Produkte für den Bedarf des Privatkunden aus den Spartenbereichen Lebens-, Kranken-, Schadenversiche-
rung auf der Grundlage der Bedingungswerke 

- Versicherungsprodukte des ausbildenden Unternehmens 

- Weitere Finanzdienstleistungen 

- Leistungserstellung 

• Rechnungswesen und Controlling 

- Buchführung 

- Kostenrechnung 

- Statistik 

- Planungsrechnen 

- Controlling 
- Revision 

6. Zeitliche Gliederung: Zeitrahmenmethode 
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den Wettbewerb unerläßlich sind . Die Auf­

nahme dieses Punktes wird jedoch einen 

Selbstbewußteren und offeneren Umgang der 

Beteiligten fördern. 

In die Entwicklung neuer Ausbildungsord­

nungen werden Erfahrungen bereits prakti­

zierter Weiterentwicklungen in der Berufs­

ausbildung einbezogen, dazu gehören auch 

- wie ebenfalls in den Eckwerten enthalten 

- die Einbeziehung des Umweltschutzes 

und des Europäischen Binnenmarktes in die 

Ausbildung. 

Dennoch wird die neue Ausbildungsord­

nung, deren Inkrafttreten zum I. August 

1996 zu erwarten ist, alle Beteiligten in der 

betrieblichen Ausbildung, in der Berufsschu­

le und in den Prüfungen vor neue Herausfor­

derungen stellen, um die erforderlichen fach­

lichen, methodischen, sozialen und persona­

len Kompetenzen gezielt zu vermitteln bzw. 

zu fördern und zu prüfen. 

Statistische Daten zum Ausbildungsberuf Ver­
sicherungskaufmann I Versicherungskauffrau 

1992 -

I kauftarte 

Neuabschlüsse 5 811 

Vertragslösungen 382 

- Vertragslösungsquote 6,6% 

Auszubildende insgesamt 15 052 

- Frauenanteil 46,8% 

Prüfungsteilnehmer 5 559 

- Erfolgsquote 94,0% 

Schulische Vorbildung, davon 

- Hauptschule 2,9% 

- Realschule 26,8% 

-Abitur 55,7% 

- BGJ/ BVJ* 0,3% 

- BFS* 14,3% 

Ausbildungsstätten insgesamt 2 605 

* BGJ = Berufsgrundbildungsjahr 
BVJ = Berufsvorbereitungsjahr 
BFS = Berufsfachschule 

Anmerkungen: 

1 Bankkaufownn / Bankkauffrau, Industriekaufmann I In­
dustriekauffrau, Kaufownn / Kauffrau im Groß- und Au­
ßenhandel. Für die beiden letztgenannten Ausbildungsbe­
rufe wird derzeit in einem einseitigen Verfahren der jewei­
lige Rahmenlehrplan überarbeitet, während die Ausbil­
dungsordnungen aus den Jahren 1978 und 1979 noch nicht 
aktualisiert werden. 
2 Ntich dem am 11. 11. 1993 das Antragsgespräch beim 
Bundesminister für Wirtschaft stattgefunden hatte, konnte 
der Projektantrag zur Neuordnung und Abstimmung mit 

dem Rahmenlehrplan am 19. 5. 1994 vom Bund-Liin­
der-Koordinierungsausschuß beschlossen werden. 
Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft erfolgte dann vom Bundesminister für 
Wirtschaft am 2Z 5. 1994 die l#!isung an das Bundesinsti­
tut für Berufsbildung, den Entwurf der Ausbildungsord­
nung zu erarbeiten und mit dem Entwurf des Rahmenlehr­
planes abzustimmen. 
Am 23. 124. 6. 1994 wurde auf Bundesseite die konstitu­
ierende und erste Sitzung der Sachverständigen des Bun­
des unter Federführung des BIBB durchgeführt. 

Am 17 6. 1994 fand die konstituierende Sitzung des Rah­
menlehrplanausschusses stau. 
3 Neuabschlüsse eines Jahres bezogen auf die Vertrags­
lösungen des Jahres 
4 Die Länderseite haue !989 und 1992 entsprechende 
Projektanträge in den Bund-Liinder-Koordinierungsaus­
schuß eingebracht. 
5 Die Vorbildung wird erst seit 1983 statistisch erfaßt. 
6 Newnann, K.-H.: Literaturanalyse zu Einflußfaktoren 
der Entwicklung der Berufsbildung in der Versicherungs­
wirtschaft. Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.) Ma­
terialien und statistische Analysen zur beruflichen Bil­
dung, Heft 91. Berlin l Bann 1992 
7 Ebenda 
8 BIBB (Hrsg.): Die neuen kauftnännischen Berufe -
Entwicklungstendenzen und Liisungswege. 2. BIBB-Fach­
kongreß vom 9.-11. !2. 1992. Nürnberg 1993 
9 Neumann , K.-H.: Literaturanalyse . .. , a. a. 0. 
10 Bockshecker, W: Neuordnung des Ausbildungsberufs 
"Versicherungskaufmamzl -kau.ffrau " Das neue Berufsbild 
bekommt Konturen. Berufsbildungswerk Der Deutschen 
Versicherungswirtschaft (BWV) e. V. (Hrsg.). Sonder­
druck. Wiesbaden 1994 

Anzeige 

Nutzen Sie KURS DIREKT, 
wenn Sie Ihre Mitarbeiter/innen 
qualifizieren wollen. 
Über 250.000 Angebote hält KURS DIREKT, 
die Online-Dotenbonk für Aus- und Weiterbildung 
der Bundesonstalt für Arbeit, für Sie bereit. 
Bundesweit und aktuell informiert KURS DIREKT 
u. o. über Togesveronstoltungen, Seminare, 
Qualifizierungs- und Weiterbildungskurse, 
Aufboustudiengänge. Gespeichert sind 
z. B. Angaben über Veranstalter, Veronstol­
tungsorte, Zugongsvoroussetzungen, 
Dauer, Inhalte, Kosten und Abschluß. 
Wie einfach Sie vom PC in Ihrem Betrieb online auf KURS DIREKT zugreifen können, 
eriohren Sie vom Institut der deutschen Wirtschaft, 
KURS DIREKT, Postfach 51 06 69,50942 Köln, 
Telefon: 02 21 /3 76 55-24 oder- 29, Telefax: 02 21 /3 76 55 -56 
oderfür Berlin und die neuen Länder: Jägerstraße 51, 10117 Berlin, 
Telefon : 0 3012 33 20 77, Telefax: 0 3012 38 40 35. 

Eine Information der Bundesanstalt für Arbeit @ 
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cussion 

Becker 

Dr. phil. , M. A., Erzie­

wis­

senschaftlicher Mitarbeiter 

in der Abteilung 4. 3 "Qua­

lifikatloilsentwicklungen in 

personenbezogenen Dienst­

leistungshereichen -

Schwerpuhkt: Gesundheit, 

Soziales und Erziehung " 

im B!:!rufesinstitut für Be­

rufsbildung, Berlin 

Gibt es ein Qualitätskonzept für 
die Berufsförderung Behinderter? 

Berufliche Qualifizierung und Ein­
gliederung Behinderter in qualifi­
zierte Berufsarbeit und I oder Beru­
fe stößt nach wie vor auf erhebli­
che Schwierigkeiten. Sie betreffen 
zunehmend auch das Vorfeld der 
Berufsausbildung - und hier insbe­
sondere berufsvorbereitende bzw. 
berufsfördernde Maßnahmen. 
Schwierigkeiten bereiten vor allem 
die traditionellen Anpassungs­
funktionen berufsfördernder Bil­
dungsmaßnahmen. Sie können an­
gesichts von beruflichen Qualifika­
tionsentwicklungen und einem für 
Behinderte zunehmend "geschlos­
senen" Arbeitsmarkt kaum mehr 
als funktional angesehen werden. 
Dadurch erlangt insbesondere die 
strukturell-organisatorische und die 
methodisch-didaktische Qualität 
von Förderungsmaßnahmen eine 
hohe Bedeutung. Erste Hinweise 
auf die Qualität der Berufsförde­
rung Behinderter geben Zwischen­
ergebnisse aus einem Forschungs­
projekt des Bundesinstituts. 1 

Berufliche Anforderungen und Qualifikatio­

nen haben sich in den letzten Jahren maßgeb­

lich verändert und sind - nicht zuletzt- er­

heblich gestiegen. Die Dynamik dieser Ver­

änderungen betrifft im wesentlichen den 

Kernbereich der beruflichen Rehabilitation 

Behinderter: die Berufsausbildung - und 

hier insbesondere die berufliche Bildung Be­

hinderter in besonderen Ausbildungseinrich­

tungen (Berufsbildungswerke) . Diese Ein­

richtungen laufen unter dem Druck der 

Arbeitsmarkt- und Qualifikationsentwick­

Iungen in Gefahr, die Systematik und - im 

Hinblick auf biographisch und sozial vertret­

bare Integrationspfade - die Steuerung be­

ruflicher Rehabilitationsprozesse nur noch 

marginal mitgestalten zu können. Für die 

Qualitätssicherung der beruflichen Rehabili­

tation wird es von entscheidender Bedeutung 

sein, zu klären, mit welchem Angebot an be­

ruflichen Bildungsgängen überhaupt, mit 

welchem Staffelungsverhältnis von "Fachbe­

rufen" ( Ausbildungsberufe nach § 25 BBiG 

oder Hwü) zu "Behindertenberufen" (Aus­

bildungsberufe nach § 48 BBiG oder § 42 b 

Hwü) und mit welchen behindertenpädago­

gischen Binnendifferenzierungen eine ar­

beitsmarktkonforme sowie rehabilitations­

und integrationstaugliche berufliche Bildung 

für Behinderte angeboten werden kann. 

Die Qualifikations- und Berufsentwicklun­

gen haben jedoch auch erhebliche Effekte 

auf die berufsfördernden Bildungsmaßnah­

men in der Rehabilitation, die,. zusammenge­

faßt, auf eine Ausbildung vorbereiten, eine 

berufliche Eingliederung anbahnen oder -

im Falle der Werkstätten für Behinderte -

eine berufsähnlich organisierte Arbeit unter 

besonderen institutionellen Voraussetzungen 

einüben sollen: Zusätzlich zu höheren allge­

meinbildenden und allgemeinen beruflichen 

werden auch unmittelbar ausbildungsbezoge­

ne fachliche Bildungsinhalte zunehmend in 

die Berufsförderung verlagert. 
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Diese Tendenz zur Umschichtung von Quali­

fikationsleistungen aus der Ausbildung her­

aus wird besonders daran deutlich , daß Be­

rufsvorbereitung auch anstelle von Ausbil­

dung eingesetzt werden kann. Neben den 

berufs- und sozialpädagogischen Förderungs­

aspekt treten somit eigenständige qualiflkato­

rische Aufgaben, die den didaktischen und 

zeitlichen Rahmen von Förderungsmaßnah­

men erheblich belasten. 

I Qualitätsaspekten 
berufsfördernder 

Bildungsmaßnahmen 
kommt besondere 

Bedeutung zu 

Unter diesen Bedingungen entsteht ein 

Leistungs- und Selektionsdruck, der über 

das eigentliche Konzept der Förderung von 

Ausbildungs- und Berufsreife zum Teil 

wesentlich hinausgeht - und die Qualität der 

berufs- und sozialpädagogischen Förderung 

maßgeblich verändert. 

Seit einigen Jahren lassen sich deutliche In­

dizien für eine Gewichtsverlagerung von 

zentralen Bestandteilen der beruflichen Re­

habilitation in die Berufsvorbereitung bzw. 

-förderung ausmachen: 

• Zum einen nimmt der Anteil von Teil­

nehmern an berufsvorbereitenden Maßnah­

men - insbesondere bei den Förderungs­

lehrgängen -deutlich zu. Gleichzeitig steigt 

der Anteil derjenigen, die das Maßnahmeziel 

der Förderung (Eingliederung in Ausbildung 

oder Arbeit) nicht erreichen, kontinuierlich 

an und hat sich von etwa 25 Prozent zu Be­

ginn 1992 bis zum Juli 1993 auf 26,7 Prozent 

erhöht. 2 Bei mehr als 50 Prozent der Teil­

nehmer sind weitere Bildungsmaßnahmen 

vor einer Eingliederung in eine nachfolgende 

Ausbildung oder Arbeit erforderlich. 3 

• Zum anderen bleibt trotz Rückgangs der 

Rehabilitandenzahlen insgesamt der Anteil 

an Eingliederungen in die Werkstatt für Be-

hinderte (WfB) bzw. in den Arbeitstrainings­

bereich der Werkstatt mit ca. zehn Prozent 

aller Neuaufnahmen jährlich fast gleichblei­

bend hoch; im September 1993 waren es so­

gar 12,2 Prozent. 4 

Hieraus ergeben sich grundlegende Fragen 

an die Qualität der Berufsförderung Behin­

derter. Sie betreffen insbesondere die 

"Durchführungsqualität" von berufsfördern­

den Bildungs- und Arbeitstrainingsmaßnah­

men in Werkstätten für Behinderte: Für im­

mer mehr Behinderte beginnt der Eintritt in 

das nachschulische Bildungssystem anstelle 

von Ausbildung mit vorberuflichen Bil­

dungsmaßnahmen. Das Ziel der Berufsförde­

rung wird jedoch von zunehmend mehr Re­

habilitanden nicht mehr erreicht: Während 

1989 etwa ein Viertel aller Teilnehmer das 

Maßnahmeziel nicht erreicht haben5
, sind 

es im Jahre 1993 schon 31 Prozent. 6 Das 

Maßnahmeziel nicht zu erreichen, birgt je­

doch immer auch die Gefahr, künftig von be­

ruflicher Bildung überhaupt ausgeschlossen 

zu sein. Dies gilt insbesondere für Rehabili­

tanden, die in das Eingangsverfahren bzw. 

den Arbeitstrainingsbereich einer Werkstatt 

für Behinderte verwiesen werden. 

Zur Aktualität der Qualitäts­
diskussion für die berufliche 
Eingliederung Behinderter 

Fragen der Qualität beruflicher Bildung und 

Qualitätsstandards für Träger beruflicher 

Bildungsmaßnahmen werden in einer Viel­

zahl von Konzepten diskutiert. 7 Im Vorder­

grund stehen Qualitätssicherungsinstrumente 

auf gesetzlicher Grundlage mit entsprechend 

normativer Orientierung auf der einen sowie 

eher "marktorientierte" Vorstellungen auf 

der anderen Seite, die auf die Wechselbezie­

hungen zwischen qualitätsbewußter Nachfra­

ge nach Bildung und einem nach Qualitäts­

merkmalen strukturierten Bildungsangebot 

vertrauen. 
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Grundlage aller Aussagen zur Qualität beruf­

licher Bildungsmaßnahmen ist eine hinrei­

chend geklärte Bedarfslage: Ohne normativ 

tragfähige Bestimmung des sozialen und des 

bildungspolitischen Bedarfs sowie der Be­

dürfnislage der Zielgruppe bleiben maßnah­

mebezogene Qualitätsbestimmungen im (be­

ruflichen) Bildungsbereich konturlos. Alle 

drei Aspekte dürfen im Zusammenhang mit 

berufsfördernden Bildungsmaßnahmen für 

Behinderte als geklärt angesehen werden: 

Ständig steigende Teilnehmerzahlen sowie 

der nach wie vor gültige sozialpolitische 

Konsens von der sozialen Integration durch 

Arbeit und Beruf belegen dies zureichend. 

Weitgehend unbeantwortet sind bislang Fra­

gen zur lernprozeßbezogenen Qualität der 

Struktur beruflicher Bildungsmaßnahmen. 

Vor allem im Hinblick auf die weiter fort­

schreitenden Entwicklungen bei beruflichen 

Anforderungen und Qualiftkationen kommt 

daher einer genaueren Betrachtung von 

strukturell-organisatorischen und metho­

disch-didaktischen Qualitätsaspekten berufs­

fördernder Bildungsmaßnahmen für Behin­

derte besondere Bedeutung zu. Diese Aspek­

te bestimmen im wesentlichen über die Trag­

fähigkeit des Bildungsprozesses und legen 

wichtige Grundlagen für den Transfer des 

Gelernten in die berufliche Praxis. 

Andere Qualitätsfragen, wie etwa eine Beur­

teilung des "Erfolgs" und der Transfertaug­

lichkeit der Bildungsinhalte im Hinblick auf 

Ausbildung oder Beschäftigungseingliede­

rung, bedürfen weiterer Untersuchungen. 

Auch Zusammenhänge zwischen Maßnah­

me(miß-)erfolg, individueller (Lern-)Biogra­

phie und Bildungsprozeß können erst zu ei­

nem späteren Zeitpunkt des gegenwärtig 

noch nicht abgeschlossenen Forschungspro­

jektes beschrieben und analysiert werden. 

Die bisherigen Untersuchungen konzentrie­

ren sich auf die drei konzeptionell für die be­

rufliche Integration und Förderung Behin­

derter wichtigsten Maßnahmetypen: 

• Der Förderungslehrgang als ausbildungs­

und arbeitsvorbereitende Maßnahme für 



Teilnehmer, die besondere Hilfen benötigen, 

um " . . . die Aufnahme einer Berufsausbil­

dung oder einer Arbeitnehmertätigkeit über­

haupt erst" zu erreichen. Er hat im wesentli­

chen zwei Zielgruppen: Zum einen sind dies 

"noch nicht berufsreife Schulentlassene", die 

die Bundesanstalt als "Abgänger aus Schu­

len für Lernbehinderte" bzw. als Schulabsol­

vent mit "vorübergehenden Entwicklungs­

schwierigkeiten im physischen oder psychi­

schen Bereich" umschreibt. 8 Zum anderen 

zielt der Förderungslehrgang auf "Behinder­

te, die aufgrund von Art und Schwere ihrer 

Behinderung ... für eine Berufsausbildung 

. . . nicht in Betracht kommen (und) die an­

dererseits durch die Beschäftigung in einer 

Werkstatt für Behinderte unterfordert wären" 

sowie auf Behinderte, die aufgrund der 

Dauer ihrer medizinischen Rehabilitation 

" ... nicht unmittelbar nach der Schulentlas­

sung die Berufsausbildung aufnehmen konn­

ten .. . und insofern auch nicht ausbildungs­

reif sind." 9 

• Der Grundausbildungslehrgang als aus­

bildungsvorbereitende Maßnahme für "eine 

berufszielgerichtete Vorbereitung (von Be-

rufsanwärtern) ... wenn ein unmittelbarer 

Übergang in eine . . . Berufsausbildung nicht 

möglich ist." Der Grundausbildungslehrgang 

soll die Motivation der Teilnehmer erhalten 

oder festigen und ". . . ihre Wettbewerbs­

fähigkeit steigern." 10 

• Der Arbeitstrainingsbereich in Werkstät­

ten für Behinderte als weitgehend institu­

tionsgebundene Tätigkeitsvorbereitung für 

solche Behinderte, die aufgrund von Art und 

Schwere ihrer Behinderung "nicht, noch 

nicht oder nicht wieder auf dem allgemeinen 

Arbeitsmarkt tätig sein können", ohne dieses 

Training "nicht im Arbeitsbereich der WfB 

tätig sein können" oder "nicht für Maßnah­

men in anderen Einrichtungen der beruf­

lichen Rehabilitation in Betracht kommen." 

Aufgrund unterschiedlicher Ablaufstruktu­

ren und institutioneller Merkmale werden im 

folgenden berufsfördernde Maßnahmen und 

das Arbeitstraining in Werkstätten getrennt 

diskutiert. 11 

Berufsfördernde 
Bildungsmaßnahmen 

Berufliche Förderungsbereiche 

Förderungslehrgang 

Die Schwerpunkte der beruflichen Förde­

rung spiegeln im wesentlichen die gängigen 

Schwerpunktbereiche der beruflichen Bil­

dung und Integration behinderter Männer 

und Frauen wider. Es sind dies vor allem die 

Bereiche Metall, Ernährung/Hauswirtschaft, 

Holz und Farbe. Der Büro- und der Elektro­

bereich sind nur sehr gering repräsentiert . 

Auffällig ist auch , daß sich neben den klassi­

schen Förderungsbereichen offensichtlich 

eine Anzahl von Substitutionssektoren wie 

z. B. Bauwesen, Körperpflege, Technisches 

Zeichnen und Kunststoffbe- und -Verarbei­

tung etabliert hat. 

Ein erstaunlich hoher Anteil der Einrichtun­

gen gibt an, die berufsbezogene Förderung 

ausschließlich je nach Eignung der Teilneh­

mer auf bestimmte Förderungsbereiche fest­

zulegen (Rangziffer 11 von insgesamt 16 Ant­

wortbereichen) . 

Obwohl sich die Förderungsbereiche im we­

sentlichen auf die wichtigsten Ausbildungs­

und beruflichen Eingliederungsbereiche in 

der Rehabilitation konzentrieren, spiegelt ih­

re Häufigkeitsverteilung weniger die kalku­

lierbaren Möglichkeiten einer künftigen be­

ruflichen Integration als vielmehr eine Rang­

folge der berufsbezogenen pädagogischen 

Förderungsansätze wider. In ihnen repräsen­
tiert beispielsweise Arbeiten mit Textilien 

gegenüber Arbeiten mit Holz oder Metall­

werkstoffen idealerweise zuerst ein bestimm­

tes personenkreisbezogenes Förderungsver­

fahren (" ... Entwicklung von Ausbildungs­

und Berufsreife"). Erst nach Abklärung der 

individuellen "Orientierbarkeit" sollten ar­

beitsmarktliche Überlegungen oder regionale 

Ausbildungschancen bei der Festlegung von 

Förderungsbereichen eine Rolle spielen. Vor 

allem die geringe Bedeutung der sonst für 

die berufliche Rehabilitation Behinderter 

"klassischen" Bereichen Büro und Elektro 

läßt auf ein Durchschlagen der Qualifika­

tionsentwicklung und der Arbeitsmarktsitua­

tion in den Bereichen Bürokommunikation 

und im Elektrobereich auf die Förderung Be­

hinderter schließen. 

Grundausbildungslehrgang 

Die Häufigkeitsverteilung von Förderungs­

bereichen in den Grundausbildungslehrgän­

gen unterscheidet sich nicht grundsätzlich 

von dem der Förderungslehrgänge. Dennoch 

fällt das deutlich eingegrenzte Spektrum an 

Lernbereichen auf: Gegenüber 16 Förde­

rungsbereichen dort sind es bei der Grund­

ausbildung nur acht Lehrgangsbereiche mit 

einer beinahe identischen Schwerpunktab­

folge. 

Ob das eingeschränkte Förderspektrum als 

Ausdruck der Berufszielgerichtetheit der 

Grundausbildungslehrgänge und insofern als 

pragmatisches Qualitätsmerkmal dieses Typs 

beruflicher Förderung gesehen werden kann, 

muß zurückhaltend gewertet werden. Umge­

kehrt wäre auch zu fragen, ob das relativ 

breite Spektrum bei den Förderungslehrgän­

gen angesichts der gegenwärtigen Arbeits­

marktstruktur tatsächlich als förderungsbe­

zogenes Qualitätsmerkmal zu veranschlagen 

ist. 

Anders ausgedrückt: Ein Qualitätskonzept, 

das sich auf die Dynamik des Arbeitsmark­

tes, die sich verschiebenden beruflichen An­

forderungen sowie die vor allem für Behin­

derte wirksamen Verdrängungskräfte auf 

dem Beschäftigungssektor bezieht, ist in der 

Angebotsstruktur der Maßnahmen nicht er­

kennbar. Vielmehr ergeben sich aus dem 

Strukturbild des Maßnahmeangebots eine 

Reihe von grundsätzlichen Fragen: 

• Welche curricularen Beziehungen bestehen 

zwischen der Förderung von Ausbildungs­

und Berufsfähigkeit in einem Förderungsbe­

reich auf der einen und der Ausbildung bzw. 
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Berufstätigkeit der Rehabilitanden auf der 

anderen Seite? Gibt es für die Berufsförde­

rung Behinderter überhaupt ein "Curricu­

lum", nach dem verbindlich und mit nach­

vollziehbarer Zielstellung angeleitet, geför­

dert, ausgebildet würde? Fallweise durchge­

führte Vor-Ort-Untersuchungen sprechen 

eher dafür, daß auf seiten der praktischen 

Anleitung im günstigsten Falle Aufgaben­

sammlungen, die aus Mustersammlungen 

betrieblicher Ausbildungsunterlagen kopiert 

wurden, vorliegen und aufseitender (sozial-) 

pädagogischen Betreuung ein durchaus kri­

tisch zu wertendes "casework:ing" über­

wiegt. 

I Schriftliche 
Grundlegung von 

Fördermaßnahmen ist 
von herausragender 

Bedeutung 

Eine konsequente Integration von praktischer 

Anleitung und (sozial-)pädagogischer Förde­

rung scheint - so jedenfalls die bislang 

durchgeführten Beobachtungen - nur selten 

tatsächlich geplant zu sein und wird allem 

Anschein nach vom (lern-)biographischen 

Transitcharakter der Maßnahmen stark be­

einflußt. 

• Inwieweit entspricht die Didaktik der 

Förderung den Didaktiken von Ausbildung 

und beruflicher Sozialisation durch Arbeit? 

Welche ausbildungs- und berufspropädeuti­

schen Funktionen hat die Förderung in be­

ruflichen Handlungsbereichen, die für Reha­

bilitanden kaum oder nicht mehr zugänglich 

sind (Beispiele: Büro, Elektro, Textil)? Kurz: 

Wie eng oder wie weit gesteckt sind die in­

haltlichen und strukturellen Bezüge zwi­

schen Förderung, Berufslernen bzw. Beruf 

und den (Lern-)Biographien Behinderter? 

Welche operationablen Qualitätskriterien für 

die berufliche Förderung Behinderter kön­

nen aus diesem Beziehungsgeflecht aggre­

giert werden? 

Didaktische und methodische 
Grundstrukturen der berufs­
fördernden Bildungsmaßnahmen 

Welche Unterlagen und Materialien 
werden genutzt? 

Für die Qualität von Bildungsmaßnahmen ist 

Planbarkeit und Nachvollziehbarkeit der In­

halte, Techniken, Fertigkeiten und Fähigkei­

ten von entscheidender Bedeutung. Nur so 

können die Ziele von Bildung bestimmt und 

Diskurse über die individuelle und soziale 

Wertung von Bildungsprozessen eingeleitet 

werden. Aus diesen Gründen ist die schriftli­

che Grundlegung von Förderungsmaßnah­

men, ihren Inhalten, den Lernzielen und Me­

thoden von so herausragender Bedeutung. 

Die Bundesanstalt für Arbeit weist daher in 

einem Runderlaß, der die Bestimmungen zur 

Berufsförderung erläutert, auf die wichtig­

sten publizierten schriftlichen Anleitungen 

zur Berufsförderung hin. 

Folgerichtig nehmen diese Hilfsmittel in der 

Häufigkeit der Nennungen der befragten 

Einrichtungen auch vordere Plätze ein. Er­

staunlicherweise vereinen jedoch noch vor 

diesen die einschlägigen Runderlasse der 

Bundesanstalt für Arbeit 12 selbst die ins­

gesamt meisten Angaben auf sich, obwohl 

sie selbst keine konkreten Vorschläge und 

Materialien enthalten, sondern lediglich for­

male Mindestanforderungen zu Zielrichtung 

und Durchführungsbestimmungen der ein­

zelnen Maßnahmen und nur allgemeine Hin­

weise zu Gestaltungsmöglichkeiten (insbe­

sondere im sozialpädagogischen Bereich) 

enthalten. 13 

Obwohl in beinahe allen Maßnahmen 

schriftliche Materialien Grundlage der Be­

rufsförderung Behinderter sind, macht sich 

gerade an dieser Stelle der Untersuchung das 

Fehlen eines verbindlichen konzeptionellen 

Rahmens besonders deutlich bemerkbar: Ein 
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wesentlicher Teil der Träger von vorberuf­

lichen Bildungsmaßnahmen für Behinderte 

(etwa 42 Prozent) arbeitet mit Materialien, 

die nicht explizit situations- und nur grund­

sätzlich problembezogen sind. Vor allem auf­

grund der hohen "Ortsbezogenheit" der 

Maßnahmen selber (Orientierung am Ar­

beitsmarkt des unmittelbaren räumlichen 

Umfeldes) kann sich hieraus ein Orientie­

rungsvakuum ergeben, das die Durchfüh­

rungsqualität der Maßnahmen im wesent­

lichen auf die Unwägbarkeiten der "fach­

lichen Präsenz" des Personals zu reduzieren 

droht. Der relativ hohe Anteil von Trägern, 

die ihre Materialien selbst entwickeln (15 

Prozent) oder gar keine Materialien nutzen 

(vier Prozent) unterstreicht das Problem und 

bestätigt die Gefahr: Die Atomisierung von 

Förderungsansätzen und -verfahren in "Vor­

Ort-Lösungen" regionalisiert die Eingliede­

rungschancen der Teilnehmer und treibt sie 

in eine weitere Nische, die ihre Chancen arn 

Ausbildungs- und Arbeitsmarkt neuerlich 

einschränkt. 

Qualifikationen und 
Erfahrungen des Personals 
mit Behinderten 

Qualifikation des Personals 

Qualifizierte Berufsarbeit setzt qualifizierte 

berufliche Bildung voraus. Besondere Anfor­

derungen an Fachlichkeit und Professionali­

tät sind aufgrund der unmittelbar personen­

bezogen Verantwortung für berufliche Inter­

ventionen bei Berufstätigkeiten im Bereich 

der personenbezogenen Dienstleistungen zu 

stellen. Allerdings greift hier "fachliche 

Funktionsfähigkeit" (als Grundstufe beruf­

licher Handlungskompetenz) allein zu kurz: 

Berufliche Förderung behinderter Menschen 

erfordert vom Personal in fachlicher Anlei­

tung und sozialpädagogischer Begleitung 

umfassende Qualifikationen im (sonder-) 



pädagogischen Bereich sowie einen sicheren 

Fundus systembezogenen Wissens, um curri­

culare Planungen in ein realistisches Verhält­

nis zu den Integrationsbedingungen ihrer 

Klientel setzen zu können. 

Ein großer Teil des Personals in der fach­

lichen Anleitung ("Ausbildungspersonal") 

verfügt über einschlägige Berufsabschlüsse 

(21 Prozent) oder kann sogar eine Meister­

bzw. Industriemeisterprüfung (68 Prozent) 

vorweisen. Mitarbeiter mit anderen Berufs­

abschlüssen sind sehr selten (acht Prozent); 

von ihnen vereinen (Fach-)Lehrkräfte noch 

die meisten Angaben auf sich. 

Vergleichbar deutlich ist die Verteilung der 

beruflichen Vorbildungen beim pädagogi­

schen Personal: Sozialpädagogen (52 Pro­

zent) , Sozialarbeiter (18 Prozent) , Erzieher 

(15 Prozent) und Lehrer (zehn Prozent), Päd­

agogen und Psychologen (zusammen vier 

Prozent) sind die wichtigsten Berufsgruppen 

in der pädagogischen Förderung. Andere Be­

rufsqualifikationen spielen quantitativ eine 

nur geringfügige Rolle. 

Auch wenn sozial- oder sonderpädagogische 

Zusatzqualifikationen beim "Ausbildungs­

personal" nicht die Regel sind, kann davon 

ausgegangen werden, daß die formalen Qua­

lifikationen des Personals, insbesondere aber 

die klientenzentrierte praktische Kooperation 

von pädagogischem und Ausbildungsperso­

nal den besonderen Anforderungen bei der 

Gestaltung berufsfordernder Bildungsange­

bote für Behinderte entspricht. 

Arbeitstraining in der 
Werkstatt für Behinderte 

Werkstätten für Behinderte haben sich als 

(subsidiäre) Einrichtungen der arbeitsbezo­

genen Rehabilitation von Behinderten, die 

aufgrund von Art und Schwere ihrer Beein­

trächtigung nicht ausgebildet und nicht auf 

dem "allgemeinen Arbeitsmarkt" eingeglie-

dert werden können, im Rehabilitationssy­

stem durchgesetzt. Das "Verzeichnis der an­

erkannten Werkstätten für Behinderte" 14 re­

gistriert insgesamt 614 Werkstätten (ohne 

sog. "Zweigbetriebe") , die sich etwa im Ver­

hältnis zwei zu eins auf die alten und die neu­

en Bundesländer verteilen. 

Förderungsbereiche im Arbeitstraining 

Die Förderungsbereiche des Arbeitstrai­

ningsbereichs umfassen ein wesentlich grö­

ßeres Spektrum als Förderungs- und Grund­

ausbildungslehrgänge. Die Begründung hier­

für ist einfach und einleuchtend: Während 

diese sich (im weitesten Sinne) an berufli­

chen Qualifizierungsmöglichkeiten orientie­

ren (sollten) und von daher das Spektrum 

qualifizierungstauglicher Förderungsbereiche 

weitgehend auf mögliche berufliche Lernbe­

reiche konzentriert ist, spiegeln die Förde­

rungsbereiche im Rahmen des Arbeitstrai­

ningsbereichs das Tätigkeits- und Produk­

tionsspektrum von Werkstätten wider. 

Da Werkstätten sich hierbei im Regelfall auf 

regionale oder lokale Herstellungs- oder 

Dienstleistungsnischen konzentrieren, kommt 

eine Angebotsvielfalt zustande, die diejenige 

der Ausbildungs- und Beschäftigungsforde­

rung um mehr als das Doppelte übersteigt 

(insgesamt 38 Trainingsbereiche). 

Im Schwerpunkt entsprechen sich die wich­

tigsten Förderungsbereiche der Förderungs­

und Grundausbildungslehrgänge und diejeni­

gen des Arbeitstrainings in Werkstätten: Der 

Holz- (Rangziffer 3), Metall- (4) und Textil­

bereich (5) befinden sich hier wie dort im 

vorderen Bereich. An vorderster Stelle der 

Nennungen der Werkstätten stehen jedoch 

die Bereiche Verpackung (Rangziffer 1) und 

Gartenbau (2); auch der Elektrobereich (6) 

nimmt einen erkennbar höheren Stellenwert 

als bei der ausbildungs- und I oder berufsbe­

zogenen Förderung ein. Diese Schwerpunkt­

verschiebung ist dem im Durchschnitt mögli-

chen Anforderungsniveau der den Rehabili­

tanden zurnutbaren Trainingsaufgaben zuzu­

schreiben: Sehr viele der mit umfassenden 

intellektuellen Beeinträchtigungen in den Ar­

beitstrainingsbereich verwiesenen Rehabili­

tanden 15 können zunächst nur über einfachste 

Sortierarbeiten oder motorisch geprägte Auf­

gaben an eine (auch zeitlich) kontinuierliche 

Beschäftigung herangeführt werden 16
; vor 

diesem Hintergrund bezieht sich auch der 

traditionell verbreitete Elektro-Trainingsbe­

reich eher auf einfache, nicht selten unspezi­

fische Tätigkeiten (z. B. einfache Kabelbäu­

me montieren) . 

Didaktisch-methodische Grundlagen 
der Förderung Behinderter 

Will das Arbeitstraining mehr sein als eine 

einfache "Gewöhnungsphase" an die im Pro­

duktionshereich der Werkstatt zu erwarten­

den Tätigkeiten und soll die Option auf Ein­

gliederung auf den "allgemeinen Arbeits­

markt" offenhalten, ist eine nachvollziehbare 

Planung, Organisation und Durchführung 

der Maßnahme von herausragender Bedeu­

tung. Erst durch eine schriftliche Nieder­

legung von Förderungsverfahren, Lernschrit­

ten und methodischen Ansätzen können (be­

rufspädagogische) Förderungs- und (soziale) 

Integrationsziele bestimmt und der Entwick­

lungs- und Bildungsstand der Rehabilitanden 

dokumentiert werden. 

Wie die Untersuchungen bestätigen, sind ei­

gens für das Arbeitstraining entwickelte Un­

terlagen und Materialien kaum vorhanden. 

Die meisten Werkstätten stellen eigene Un­

terlagen zusammen. Etwa 30 Prozent der 

Antwortenden verwenden "andere Materia­

lien", wobei auch hier vor allem Übertragun­

gen beispielsweise aus betrieblichen 

Ausbildungs- und Arbeitsunterlagen eine 

große Rolle spielen dürften. Der Anteil von 

Werkstätten, die keine schriftlichen Unter­

lagen für ihr Arbeitstraining nutzen, ist mit 

knapp neun Prozent bemerkenswert hoch. 

BWP 23/1994/5 • Diskussion 

I 
39 



Qualifikationen des Personals in 
Werkstätten für Behinderte 

Aus dem Kreis von Werkstätten für Behin­

derte wird in jüngster Zeit immer wieder der 

Bedarf nach besonderen pädagogischen Zu­

satzqualifikationen für das Fachpersonal in 

der Anleitung sowohl im Arbeitstrainings­

ais auch im Arbeitsbereich geäußert. Ohne 

solche, nach Möglichkeit in Form einer ab­

schlußbezogenen beruflichen Fortbildung 

durchgeführten Zusatzqualifikationen ("Ar­

beitspädagoge") wären die Werkstätten nicht 

mehr in der Lage, ihren Förderungsauftrag 

zu erfüllen. 17 Hinzu komme das Interesse 

der Mitarbeiter an einem ihrem beruflichen 

Aufgabenbereich entsprechenden und tarif­

lich relevanten "Fachabschluß". Dieser Vor­

schlag vernachlässigt jedoch die tatsächliche 

Zusammensetzung des Personals und die 

sich daraus ergebende Qualifikationszusam­

mensetzung in Werkstätten, die, unter der 

Voraussetzung einer problemangepaßten Ar­

beitsorganisation, durchaus eine behinde­

rungsgerechte (Einzel-)Förderung gewähr­

leisten können. 

Zusammensetzung des 
pädagogischen Personals 

Die Zusammensetzung des pädagogischen 

Personals wird im wesentlichen von vier Be­

rufsgruppen dominiert : Heilerziehungspfle­

gern, Arbeitserziehern, Erziehern sowie 

Arbeits- und Beschäftigungstherapeuten. Sie 

liegen in der Häufigkeit der Nennungen weit 

vor allen anderen Berufsgruppen (insgesamt: 

13) und werden - in der weiteren Rangfolge 

- unterstützt von Lehrern, Psychologen und 

(allgemein-)pädagogischem Personal. Inter­

essant ist in diesem Zusammenhang der hohe 

Anteil von Heilerziehungspflegern (40 Pro­

zent des pädagogischen Personals 18) , der zu­

sammen mit dem verbreiteten Einsatz von 

Arbeitserziehern (29 Prozent) und Erziehern 

(14 Prozent) durchaus erwarten läßt, daß dem 

praktischen (berufs-)pädagogischen Förde-

rungsauftrag im Arbeitstrainingsbereich der 

Werkstätten entsprochen werden kann. 

Qualifikationen des Fachpersonals 

Die Zusammensetzung des Fachpersonals 19 

im Arbeitstrainingsbereich weist sich erwar­

tungsgemäß durch eine weitaus homogenere 

Qualifikationsstruktur als im pädagogischen 

Bereich aus. Unabhängig von den beruf­

lichen Abschlüssen im einzelnen verfügen 

mehr als 90 Prozent des Fachpersonals über 

einschlägige betriebliche Berufserfahrungen, 

einen anerkannten Berufsabschluß (54,2 

Prozent) oder haben sogar die Meisterprü­

fung abgeschlossen (36 Prozent). Anderes 

oder formal nicht eindeutig qualifiziertes 

Personal spielt bei der Eingliederung in 

Werkstätten keine nennenswerte Rolle (7,7 

Prozent). 

(Sonder-)pädagogische Zusatz­
qualifikationen des Fachpersonals 

Im Hinblick auf die vonseitender Werkstät­

ten reklamierte Notwendigkeit, das Fachper­

sonal mit besonderen, abschlußbezogenen 

(sonderpädagogischen) Qualifikationen fort­

zubilden, gibt die Befragung interessante 

Hinweise: 

Drei Viertel des Fachpersonals mit (Indu­

strie-)Meisterprüfung bzw. knapp zwei Drit­

tel des Fachpersonals mit einem Abschluß in 

einem anerkannten Ausbildungsberuf verfü­

gen bereits über (sonder-)pädagogische Zu­

satzqualifikationen, die sie instand setzen 

sollen, den besonderen Förderungsbedürf­

nissen der Klientel im Arbeitstrainingsbe­

reich problementsprechend zu begegnen. 

Zwar spielen die pädagogischen Zusatzquali­

fikationen beim sonstigen Personal in Werk­

stätten für Behinderte eine weitaus geringere 

Rolle (30 Prozent), doch erscheint dies auf­

grund der nicht (immer) unmittelbar für die 

Förderung Behinderter verantwortlichen Auf-
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gabenstellungen für diese Mitarbeiter nicht 

problematisch. 

Vor dem Hintergrund dieser Anhaltszahlen 

kann davon ausgegangen werden, daß im Ar­

beitstrainingsbereich den Bedürfnissen der 

Rehabilitanden bei der Eingliederung in die 

WfB im Grundsatz durchaus entsprochen 

werden kann. Unbeantwortet bleibt aller­

dings die für die Rehabilitation elementare 

Fragestellung, welche Förderungseffekte 

sich aus der pädagogischen Zusatzqualifizie­

rung des Fachpersonals auf Arbeitstrainings­

konzepte im allgemeinen und die Durchfüh­

rungsqualität der Maßnahme in der Praxis -

im Hinblick auf den (individuell zu bestim­

menden) Rehabilitationseffekt und den (maß­

nahmebezogenen und sozialen) Integrations­

erfolg der Rehabilitanden - ergeben: Wird 

das Arbeitstraining personenzentriert, "päd­

agogischer" - oder wird das Arbeitstraining 

betriebsnäher, "arbeitspädagogisch opti­

miert"? 

Zusammenfassung 

Die erste Annäherung an die Qualitätsstruk­

turen beruflicher Förderung Behinderter 

zeigt kein einheitliches Bild: Zwar ergeben 

sich Hinweise darauf, daß die untersuchten 

Maßnahmetypen in der Praxis durchaus ei­

genständige Strukturmerkmale herausbilden 

(Personengruppenbezug, auf lokale oder re­

gionale Gegebenheiten bezogene Förde­

rungsschwerpunkte u. ä.), doch scheinen 

durchgängig Ansätze für die Profilierung 

eigenständiger, ggf. auch zertifizierbarer 

(Grund-)Qualifikationsleistungen zu fehlen . 

Diese erlangen jedoch um so mehr Bedeu­

tung, je weniger aufgrund der allgemeinen 

beruflichen Qualifikationsentwicklung und 

den für Behinderte unverändert restriktiven 

Zugangsmöglichkeiten zum Arbeitsmarkt 

auf "bruchlose" Übergänge der Maßnahme­

teilnehmer in Ausbildung oder Arbeit gesetzt 

werden kann. 



Das durchaus vorhandene sozialpädagogi­

sche Gerüst der Förderungsmaßnahmen 

kann in diesem Zusammenhang nicht als Er­

satz für ein normativ tragfahiges und indivi­

duell nutzbares Qualifikationskonzept ange­

sehen werden; im Gegenteil: Im Zusammen­

hang mit dem für diese Maßnahmen prägen­

den Struknumerkmal größtmöglicher Pra­

xisnähe/ Arbeitsmarktorientierung erhalten 

sie den Charakter eines (persönlich fördern­

den) Transitraumes. Allerdings hat dieser 

"Lernraum" für die Lernenden nur einen 

Ausgang - ins Ungewisse, da dem Prozeß 

der Förderung ebenso wie ihrer Struktur und 

ihren Inhalten spürbar der Bezug zu einem 

eigenständigen beruflichen Qualifikations­

konzept für behinderte Menschen fehlt. 

Was den Fördermaßnahmen freier Träger an 

Systembezug fehlt, drängt sich im Rahmen 

des Arbeitstrainings in Werkstätten für Be­

hinderte zum Nachteil der Rehabilitanden in 

den Vordergrund: Hier beziehen sich die för­

dernden Qualifikationsleistungen der Maß­

nahmen so eng auf die eigene Produktions­

palette, daß kaum mehr von einer Anbah­

nung der beruflichen Integration von Rehabi­

litanden auf den "allgemeinen Arbeits­

markt" ausgegangen werden kann. An die 

Stelle des Bezugs der Förderung zu aner­

kannten beruflichen Qualifikationen tritt hier 

der Bezug zu betriebsüblichen Tätigkeiten. 

Die Qualität beruflicher Förderung verliert 

ihren Außenbezug und kann nur noch nach 

betriebsinternen Merkmalen bewertet wer­

den. 
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Regionale Aspekte der 
Berufsbildungsreform in Rußland 

Die sozioökonomischen Änderun­
gen in Rußland haben wichtige ln­
novationsprozesse in der Berufsbil­
dung verursacht. Die Dezentralisa­
tion des Berufsbildungssystems 
zwingt die Verwaltung, nach Mit­
teln und Wegen zur Modernisie­
rung des gesamten Berufsbil­
dungswesens, insbesondere in der 
Leitung der Berufsbildung sowie in 
Inhalt und Methode der Ausbil­
dung, zu suchen. 
Der Beitrag behandelt die für die 
Berufsbildung wichtigsten sozio­
ökonomischen Veränderungen im 
Swerdlowsker Gebiet, einer der am 
stärksten industriell entwickelten 
Region im Ural. Die Ergebnisse be­
ruhen auf einer Analyse der Wirk­
samkeit der eingeführten Neue­
rungen. 

Sozioökonomischer Wandel 
zwingt zu Modernisierung der 
Berufsbildung 

Das Berufsbildungssystem der Region ist 

hauptsächlich am Arbeitskräftebedarf der 

Bergbaubetriebe sowie riesiger Verarbei­

tungskombinate und Rüstungsbetriebe ausge­

richtet. Das regionale Berufsbildungsnetz 

umfaßt 152 beruflich-technische Schulen, in 

denen 66 000 Auszubildende in 186 Berufen 

ausgebildet werden. 75 Prozent aller Bil­

dungseinrichtungen bilden Arbeitskräfte für 

industrielle Betriebe aus. 

Die in Rußland verlaufenden Reformen üben 

einen erheblichen Einfluß auf die Entwick­

lung der primären und sekundären Berufsbil­

dung aus. Der Übergang zur Marktwirt­

schaft wird durch den Rückgang der indu­

striellen Produktion, die Umwandlung und 

Dezentralisation riesiger Betriebe begleitet. 

Dies hat zur Folge, daß der Bedarf an Absol­

venten der beruflich-technischen Schulen in 

den Fachrichtungen Metallbearbeitung, Ma­

schinenbau, Transport- und Bauwesen ab­

nimmt. 1991 kamen noch 78 Prozent aller 

Absolventen aus diesen Berufen, 1992 waren 

es nur noch 62 Prozent. 

Dieser Rückgang hat vor allem die finanzielle 

und materielle Unterstützung, die der Berufs­

bildung von Betrieben im Schwer- und Trans­

portmaschinenbau, Bauwesen und in der 

Metallurgie gewährt wird, nachträglich beein­

flußt. Insbesondere haben die materiellen 

Grundlagen der beruflich-technischen Schu1en 

gelitten: die Anzahl der Arbeitsplätze für Aus­

zubildende in den Betrieben hat sich vermin­

dert, und es sind Schwierigkeiten in der Orga­

nisation des Betriebspraktikums entstanden. 

Die Privatisierung von Großbetrieben, die 

schnelle Entwicklung von Klein- und Mittel­

betrieben und die Umgestaltung der Wirt­

schaft haben gleichzeitig zu einer Erweite­

rung des Dienstleistungsbereiches und des 

Handels geführt. Der Bedarf an hochqualifi­

zierten Arbeitskräften für diese Zweige 

nimmt in den letzten Jahren stetig zu. Das­

selbe betrifft Arbeitskräfte im Bereich mo­

derner Bürotechnik, EDV und anderer kom­

plizierter elektronischer Ausrüstungen . 
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Marktwirtschaft erfordert 
auch Marketingstrategien für 
die Berufsbildung 

Die starre Ausrichtung der Berufsbildung an 

der industriellen Produktion kann nur über­

wunden werden, wenn Qualifikationen ange­

boten werden, die für die Region attraktiv 

sind und die die Wettbewerbsfahigkeit der 

Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt erhö­

hen. Als "Nachfrager" des Berufsbildungs­

angebots können einzelne Betriebe und Wirt­

schaftszweige hervortreten, die auch die Be­

rufsbildung bezahlen und materiell unterstüt­

zen. Die von den nachfragenden Betrieben 

abhängigen Berufsschulen müssen daher ein 

an den Qualifizierungsbedürfnissen der Be­

völkerung ausgerichtetes Leistungsangebot 

erstellen. 

Diese Überlegungen führten dazu, das Be­

rufsbildungsangebot im Swerdlowsker Ge­

biet zu untersuchen. Es wurde ein Verzeich­

nis der Berufe und Fachrichtungen erarbeitet 

und nach folgenden Merkmalen gruppiert: 

• Verbreitung des Berufes 

• Anzahl der erforderlichen Ausbildungs­

plätze 

• Ausbildungszeiten 

• alte und neue Ausbildungsinhalte bzw. 

-methoden 

• Ausbildungskosten in der Region. 

Die durchgeführte Analyse ergab, daß sich 

das Profil der Berufsschulen grundsätzlich 

geändert hat. Während in den 70er Jahren 

die Berufsschulen stark an den einzelnen In­

dustriezweigen orientiert waren (z . B. Ma­

schinenbau, Metallurgie, Bauwesen) , verlie­

ren sie zur Zeit ihre Berufsgebundenheit 

Um die Nachfrage nach neuen Berufen 

decken zu können , soll eine Berufsschule, 

die früher nur Maschinenbauarbeiter wie 

z. B. Maschinenbediener, Elektro- und Gas­

schweißer vorbereitete, jetzt auch Buchhal­

ter, Köche u. a. ausbilden. Die Umorientie­

rung der Berufsschulen führt zwar zu zahl-

reichen Schwierigkeiten der materiell-tech­

nischen Grundlagen für die Ausbildung, ent­

spricht aber den Bedürfnissen nach Berufen 

sowohl der Schulabsolventen als auch der 

neu entstehenden Wirtschaftsstrukturen. 

Als Nachfrager des Berufsbildungsangebots 

treten neben den Absolventen der allgemein­

bildenden Schule auch der öffentliche 

Dienst, industrielle Betriebe wie auch Klein­

und Mittelbetriebe hervor. 

Regionale Verbünde der Berufs­
schulen als Form der 
Dezentralisation der Verwaltung 

Der Übergang zu Marketingstrategien in der 

Berufsbildung hat auch zu einem Umbau der 

Berufsbildungsverwaltung geführt. Die tradi­

tionelle, auf Zentralisierung und planmäßi­

ger Deckung des Fachkräftebedarfs beruhen­

de Verwaltung ist nicht imstande, den Verän­

derungen auf dem regionalen Arbeitsmarkt 

rechtzeitig nachzukommen und kann weder 

auf die Bedürfnisse der Jugend noch auf so­

zioökonomische Veränderungen adäquat rea­

gieren. 

Der Wunsch, die Verwaltung zu dezentralisie­

ren und ein flexibles Verwaltungssystem zu 

schaffen, hat zur Bildung sogenannter Be­

zirkscolleges geführt, die eine neue Form der 

Vereinigung von regional benachbarten Bil­

dungseinrichtungen darstellen. 

Der Zweck der Schaffung von Bezirkscolle­

ges besteht darin, in der Phase der Umgestal­

tung die sozioökonomischen Schwierigkeiten 

in der Zusammenarbeit zu überwinden, die 

Stabilität der Bildungseinrichtungen zu erhö­

hen und verschiedene Bereiche der Berufs­

bildung zu integrieren. An der Spitze des Be­

zirkscolleges steht eine fortgeschrittene Bil­

dungseinrichtung (z. B. eine höhere Berufs­

schule oder ein technisches Lyzeum), die die 

Tätigkeiten aller beteiligten Berufsschulen 

vereinigt und koordiniert. In den Bezirkscol-

Ieges finden grundlegende, mittlere und hö­

here Berufsbildung sowie Berufsvorberei­

tung statt. 

Die Bezirkscolleges werden freiwillig ge­

gründet, um die folgenden Probleme ge­

meinsam zu lösen: 

• Sicherung des Rechtes jeder Person, eine 

hochwertige, den Staatsstandards entspre­

chende Berufsbildung zu erlangen; 

• Durchführung vom pädagogischen Mar­

keting, darunter die Untersuchung des Mark­

tes der Bildungsleistungen, Koordinierung 

der Vorbereitung von Fachleuten, Aufbau so­

zial wissenschaftlicher Einrichtungen zur 

Untersuchung der beruflichen Interessen der 

Jugendlichen sowie des Arbeitskräftebedar­

fes; 

• Integration der Betriebe, die Plätze für 

Betriebspraktika anbieten, sowie der mate­

riellen Ressourcen, der externen Haushalts­

mittel zur Organisation einer gemeinsamen 

pädagogisch zweckmäßigen kommerziellen 

Tätigkeit; 

• Vereinigung der Bemühungen zur Schaf­

fung von wissenschaftlich-methodischen Zen­

tren, Berufsberatungszentren, Attestierungs­

und Prüfungskommissionen; 

• Schaffung der Voraussetzungen für mehr­

stufige und kontinuierliche Weiterbildung, 

Organisation von Ausbildungszentren zur 

Erlangung der mittleren Fachbildung und 

Hochschulbildung. Die Berufsbildungspro­

gramme der Grundschul-, mittleren und 

Hochschulbildung in verwandten Berufen 

werden derart abgestimmt, daß der Absol­

vent einer Berufsbildungsstufe die höheren 

Studienjahre der nächsten Stufe antreten 

kann; 

• Überwindung der finanziellen und mate­

riellen Abhängigkeit von den Betrieben, die 

selbst in einer kritischen Lage sind und den 

Berufsbildungseinrichtungen keine Unter­

stützung und Hilfe leisten können. 

Im Swerdlowsker Gebiet wurden zwölf Be­

zirkscolleges geschaffen, die 130 Bildungs­

einrichtungen mit insgesamt 185 Bildungsbe­

rufen vereinigen. Die Leitungen der Berufs-

BWP 23/1994/5 • Europa 

I 
43 



schulen sind der Meinung, daß sich durch 

den Aufbau der Bezirkscolleges die negati­

ven sozioökonomischen Folgen der Refor­

men überwinden lassen und daß dadurch 

Voraussetzungen für eine breite, mobile und 

kontinuierliche Berufsbildung in Überein­

stimmung mit den regionalen Besonderhei­

ten geschaffen werden können. 

Der Inhalt des Unterrichtes 
soll auf neuen Prinzipien ruhen 

Der Rückgang der industriellen Produktion 

in der Swerdlowsker Region hatte zur Folge, 

daß hochqualifizierte Fachkräfte auf dem 

Arbeitsmarkt freigeworden sind. Da auch 

Betriebe weiterhin spezialisierte Arbeitskräf­

te in eigenen technischen Ausbildungsabtei­

lungen, Lehr- und Produktionszentren aus­

bilden, ist auf dem Arbeitsmarkt eine Kon­

kurrenz zwischen den erfahrenen Arbeitern 

und den Absolventen der Berufsschulen ent­

standen. 

Um die Wettbewerbsfähigkeit der in den Be­

trieben ausgebildeten Fachkräfte zu steigern, 

wird in der Region ein qualitativ neuer Inhalt 

der Berufsbildung entwickelt. Grundlage da­

für ist das technologische Prinzip der Berufs­

ausbildung, durch das die technischen und 

technologischen Gemeinsamkeiten einzelner 

Berufe zusammengefußt werden. Jede Be­

rufsgruppe baut auf einem allgemein berufli­

chen, invarianten Ausbildungsblock auf, dar­

auf folgt die Ausbildung im technologischen 

und mechanischen Block und in der dritten 

Stufe die Spezialisierung. 

Die Umstellung auf die neuen Ausbildungs­

inhalte erfordert auch, daß die höheren Be­

rufsschulen und technischen Lyzeen prinzi­

piell neue Lehrpläne und -programme ent­

wickeln, um den technologischen Stand der 

Betriebe und die wirtschaftlichen Besonder­

heiten der Region im höchstmöglichen Maß 

zu berücksichtigen. 

Durch das technologische Forrnierungsprin­

zip der Berufsinhalte können sozial mobile 

Arbeiter mit einem breiten Qualifikations-

Spektrum auf einem qualitativ neuen Stand 

ausgebildet werden und das Berufsbildungs­

angebot insgesamt erweitert werden. 

Stimulieren der Innovations­
tätigkeit der Berufsschulen 

Die Entwicklungsprogramme der berufsbil­

denden Einrichtungen tragen zur gründli­

chen Erneuerung und Weiterentwicklung der 

Berufsbildung im Swerdlowsker Gebiet bei. 

Den Leitungen der im Swerdlowsker Gebiet 

befindlichen Berufsschulen wurde ein Kon­

zept zur Erarbeitung der Entwicklungspro­

gramme angeboten, das die Forschung nach 

eigener Entwicklungskonzeption, die Erar­

beitung der Leitungsstruktur und die tinan­

zieHe und materieB-technische Ausstattung 

des Programms einschließt. Ab November 

1992 soiien die bisher erarbeiteten Program­

me zur materieB-technischen Basis und zum 

Bildungspersonal der Berufsschulen vor ei­

ner Expertenkommission verteidigt werden. 

Der Wunsch, die erarbeiteten Entwicklungs­

programme erfolgreich zu verteidigen, hat 

die ingenieur-pädagogischen Mitarbeiter der 

Berufsschulen dazu angeregt, intensiv nach 

Innovationen auf dem Gebiet des Unterrichts­

inhaltes und der Unterrichtstechnologie zu 

suchen. Die durch das Russische Bildungs­

gesetz erhobene Kontinuität der Bildungs­

programme hat zur Schaffung von neuen 

Berufsbildungskomplexen "Berufsschule -

Technikum" geführt: Die Berufspädagogi­

sche Universität in Jekaterinburg erarbeitet 

das Projekt eines Berufsbildungs- und For­

schungszentrums "Berufsschule - Techni­

kum - Hochschule", in einer der besten Be­

rufsschulen im Swerdlowsker Gebiet ist eine 

prinzipiell neue Bildungseinrichtung, das 

"Institut für höhere Arbeiterbildung", ge­

schaffen worden. 

Die Beratungen vor der Expertenkommis­

sion haben Nachteile in der Realisierung der 

Marketingstrategie sichtbar gemacht, insbe­

sondere wird die tinanzieHe Versorgung der 

Entwicklungsprogramme als unzureichend 
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betrachtet. Außerdem erscheint es als ver­

früht, mittlere beruflich-technische Schulen 

in höhere oder technische Lyzeen umzuwan­

deln. Die Verteidigung der Entwicklungspro­

gramme hat auch positive Veränderungen im 

Berufsbildungssystem hervorgehoben. Zu 

den Änderungserfolgen zählen die Schaffung 

von Ausbildungszentren für Kunstgewerbe­

berufe wie Steinschneider, Kunsttischler, 

Volkskunstmaler usw. sowie tiefgreifende 

Veränderungen der Unterrichtstechnologie 

und Unterrichtsformen wie integrativer und 

binärer Unterricht. 

Zur Bedeutung der 
Qualifikation des Bildungs­
personals 

Das Russische Bildungsgesetz sieht Qualifi­

kationsnachweise des pädagogischen Perso­

nals vor. Die wichtigsten normativ-rechtli­

chen und organisatorischen Grundlagen der 

sog. Attestation sind durch das Ministerium 

für Bildungswesen festgelegt. Die Aufgabe 

der AUestation besteht darin, dem Bildungs­

personal Qualifikationsnachweise in Über­

einstimmung mit ihrem beruflichen Stand zu 

erteilen. Für die in der Berufsbildung tätigen 

Lehrer und Meister sind vier Kategorien 

festgelegt: höchste, erste, zweite und dritte 

Kategorie. 

Der Inhalt, die Prozedur und die Methodik 

der Attestation werden durch die örtlichen 

Verwaltungen für Bildungswesen festgelegt. 

Im Swerdlowsker Gebiet wurden die Metho­

dik der AUestation vom Unterrichtspersonal 

der Berufsschulen versuchsweise erprobt. 

Die AUestation verläuft in drei Stufen: 

• Die erste Stufe umfaßt die Beurteilung der 

praktischen Berufstätigkeit, die Befragung der 

Auszubildenden, die Begutachtung der Berufs­

eignung und eine standardisierte Beurteilung 

der Unterrichtsstunde. Die Ergebnisse werden 

einer Expertenkommission vorgelegt. 

• Die zweite Stufe steilt eine Qualifikations­

prüfung dar, die für Berufsschullehrer aus 



Examina in Pädagogik, Psychologie, Didak­

tik und Unterrichtsfach besteht. Das Examen 

in Didaktik darf durch Verteidigung eines 

wissenschaftlich-methodischen Projektes er­

setzt werden. Die zweite Auestationsstufe 

läßt somit die berufspädagogische Kompe­

tenz der Ausbilder beurteilen. 

• Als dritte Stufe werden die Ergebnisse 

der ersten zwei Stufen von der Expertenkom­

mission erörtert, wonach dem Pädagogen die 

Qualifizierungskategorie für zunächst fünf 

Jahre verliehen wird. 

Die Einführung der Attestation von leitenden 

und pädagogischen Mitarbeitern hat zum 

Umbau des gesamten Systems der Weiterbil­

dung des Bildungspersonals geführt. 

Anstelle einer 
Zusammenfassung 

Der Einfluß der in Rußland verlaufenden so­

zioökonomischen Veränderungen auf die Be­

rufsbildung kann noch nicht eindeutig abge­

schätzt werden. Die tiefe wirtschaftliche Kri­

se, in die staatseigene Betriebe geraten sind, 

hat die traditionellen Bindungen zwischen 

Berufsschulen und Ausbildungsbetrieben ge­

stört. Das Bestreben, negative ökonomische 

Folgen zu überwinden, hat zur Verstärkung 

der regionalen Komponenten in der Berufs­

bildung geführt. Gleichwohl haben die De­

zentralisierung und Demokratisierung der 

Bildung Voraussetzungen für eine gemein­

same Suche nach neuen Verwaltungsformen, 

neuen Berufsschultypen, neuen Unterrichts­

inhalten und -technologien geschaffen. 

Zusammen mit dem Bildungspersonal der 

Berufsschulen nehmen die Wissenschaftler 

der Hochschulen im Swerdlowsker Gebiet an 

dieser Erneuerung teil. Der Verfasser ist an 

dieser Reform aktiv beteiligt als wissen­

schaftlicher Leiter des Projektes an einem 

der Bezirkscolleges, der Methodik zur Atte­

station von Ausbildern, des Experten- und 

Lizenzrates bei der Verwaltung für Bildungs­

wesen. 

Nachrichten 
KdBerichte 

Novellierung der 
schulischen Rahmenlehr­
pläne für die Ausbildungs­
berufe lndustriekaufmann/ 
Industriekauffrau und 
Kaufmann/Kauffrau im 
Groß- und Außenhandel 

Henrik Schwarz, 
Dietrich Krischok 

Seit Anfang 1994 werden die aus 
dem Jahre 1978 stammenden schu­
lischen Rahmenlehrpläne der Aus­
bildungsberufe Industriekaufmann I 
Industriekauffrau und Kaufmann/ 
Kauffrau im Groß- und Außenhan­
del novelliert. Für eine Überarbei­
tung der entsprechenden betrieb­
lichen Ausbildungsordnungen liegt 
der Konsens der Sozialparteien al­
lerdings noch nicht vor. 
Die Verfahren sollen etwa ein Jahr 
dauern, so daß nach optimistischen 
Schätzungen die neuen Rahmen­
lehrpläne bereits zum Schuljahr 
1995/96 vorliegen könnten. 

Schon 1989 und 1992 hatte die Länderseite 

Projektanträge zur Neuordnung der vier gro­

ßen kaufmännischen Ausbildungsberufe (In­

dustriekaufmann / Industriekauffrau, Kauf­

mann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel, 

Bankkaufmann I Bankkauffrau und Versiche­

rungskaufmann/Versicherungskauffrau) im 

Bund-Länder-Koordinierungsausschuß "Aus­

bildungsordnungen/ Rahmenlehrpläne" ein­

gebracht. 

Bis auf den Projektantrag zum Ausbildungs­

beruf Versicherungskaufmann I Versicherungs­

kauffrau , dem der Koordinierungsausschuß 

am 19. 5. 1994 zugestimmt hat, konnte die 

Bundesseite bisher - wegen des ausstehen­

den Konsenses der Sozialparteien - den An­

trägen der Länderseite nicht zustimmen. 

Für die Ausbildungsberufe Industriekauf­

mann/Industriekauffrau und Kaufmann/Kauf­

frau im Groß- und Außenhandel hat der 

Koordinierungsausschuß schließlich in sei­

ner Sitzung am 26. 11. 1993 beschlossen, die 

schulischen Rahmenlehrpläne unabhängig 

von einer Novellierung der jeweiligen Alls­

bildungsordnung entsprechend den neuen 

Anforderungen zu überarbeiten. 

Trotz des Verzichts auf die bisher übliche 

Praxis der parallelen Erarbeitung von Aus­

bildungsordnung und Rahmenlehrplan betont 

der Koordinierungsausschuß, daß am Ge­

meinsamen Ergebnisprotokoll von 1972, das 

die Abstimmung von Ausbildungsordnungen 

und Rahmenlehrplänen im Bereich der be­

ruflichen Bildung zwischen Bund und Län­

dern regelt, festgehalten werden soll. 

Entsprechend wurde das Bundesinstitut für 

Berufsbildung durch das Bundesministerium 

für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Bildung und Wissen­

schaft unter Hinweis, daß die Bundesseite in 

den Sitzungen der Rahmenlehrplan-Aus­

schüsse ebenfalls vertreten ist, angewiesen, 

die Überarbeitung der Rahmenlehrpläne zu 

begleiten. 

Das Bundesinstitut hat daraufhin die Sozial­

parteien um die Benennung von "Ansprech­

partnern" zur Begleitung der Arbeit der Rah­

menlehrplanausschüsse gebeten. Während 

die Arbeitgeberseite dieser Bitte nachgekom­

men ist, haben Vertreter der Gewerkschafts­

seite eine Beteiligung abgelehnt. Nach ihrer 

Einschätzung macht dieses jetzt beschlosse-
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ne Verfahren, einseitig einen neuen Rahmen­

lehrplan zu erarbeiten, ohne die Ausbildungs­

ordnung zu novellieren, keinen Sinn und wi­

derspricht dem gemeinsamen Ergebnisproto­

koll , das gerade die notwendige Abstimmung 

bei der Erarbeitung von Entwürfen der Aus­

bildungsordnungen und Rahmenlehrpläne 

gewährleisten soll. 

Zur Arbeit der 
Rahmenlehrplanausschüsse 

Mit Ausnahmen des Saarlandes, des Landes 

Brandenburg - und neuerdings des Landes 

Berlin, das seine Teilnahme im Rahmenlehr­

planausschuß Kaufmann/Kauffrau im Groß­

und Außenhandel nach der zweiten Sitzung 

mit Hinweis auf die begrenzten Reisekosten­

mittel vorerst eingestellt hat - sind in den 

Rahmenlehrplanausschüssen der beiden Aus­

bildungsberufe alle Bundesländer vertreten. 

In der Zeit von Februar bis August 1994 ha­

ben vier Sitzungen (lndustriekaufmann/ -frau) 

bzw. fünf Sitzungen (Kaufmann /-frau im 

Groß- und Außenhandel) stattgefunden. Es 

wird angestrebt, die Arbeiten an den beiden 

Rahmenlehrplanentwürfen noch in diesem 

Jahr abzuschließen. 

Industriekaufmann I-frau 

Die Überlegungen im Rahmenlehrplanaus­

schuß Industriekaufmannt -frau gehen dahin , 

die spezielle Wirtschaftslehre als "Kernfach" 

unter Betonung der Bereiche Material-, 

Produktions- und Absatzwirtschaft zu stär­

ken und dessen Stundenanteil im Verhältnis 

zum Rechnungswesen auszuweiten. Danach 

würde sich eine Stundenverteilung von 240 

Stunden Allgemeine Wirtschaftslehre, 360 

Stunden Spezielle Wirtschaftslehre sowie 

280 Stunden Rechnungswesen ergeben. 

Während im Prinzip an einer funktionsorien­

tierten Gliederung der Lernabschnitte festge­

halten wird, werden die Bereiche Personal­

wirtschaft und Finanzwirtschaft als bereichs­

übergreifende Querschnittsfunktionen ein­

geordnet. Entsprechend werden in der For-

mulierung des Anforderungsprofils der Ein­

satz in funktions- und bereichsübergreifen­

den Abteilungen sowie die selbständige 

Sachbearbeitung in Form funktionsübergrei­

fender Fall- bzw. Vorgangsbearbeitung her­

vorgehoben. Insbesondere in den stark 

beschaffungs- bzw. absatzmarktorientierten 

Aufgabenbereichen sollen Industriekaufleute 

zunehmend bei der Gestaltung von Marktbe­

ziehungen mitarbeiten. 

Die Datenverarbeitung soll unter Bezug auf 

den Einsatz integrierter Informationssysteme 

mit einem Stundenanteil von insgesamt 80 

Stunden innerhalb des Gesamtstundenkon­

tingents von 880 Stunden integrativ vermit­

telt werden. 

Kaufmann/-frau im Groß­
und Außenhandel 
Die Überarbeitung des Rahmenlehrplans für 

den Kaufmann/die Kauffrau im Groß- und 

Außenhandel erfolgt vornehmlich unter den 

Stichworten Kundenorientierung, Waren­

wirtschaftssysteme, Logistik, moderne Korn-

munikationstechniken und Umweltschutz. 

Angestrebt wird eine Ausweitung der Han­

delsbetriebslehre. Einbezogen in die Diskus­

sion ist der Kieler Vorschlag vom August 

1992 zur Aktualisierung des Rahmenlehr­

plans, der folgende Stundenverteilung vor­

sieht: 240 Stunden Allgemeine Wirtschafts­

lehre, 320 Stunden Handelsbetriebslehre so­

wie 320 Stunden Rechnungswesen. Die Ver­

mittlung der Datenverarbeitung soll ebenfalls 

mit 80 Stunden integrativ innerhalb des Ge­

samtkontingents von 880 Stunden erfolgen. 

Hinsichtlich der Problematik der Fachrich­

tung Außenhandel geht die Diskussion da­

hin, den Bereich Außenhandel als eigenstän­

diges Lerngebiet "Handelsbetriebslehre mit 

Schwerpunkt Außenhandel" im Rahmen­

lehrplan auszuweisen. Für Schülerinnen und 

Schüler der Fachrichtung Außenhandel soll 

gewährleistet werden, daß diese auch im 

Rahmen der Fachrichtung Großhandel be­

schult werden können, wenn eigenständige 

Klassen der Fachrichtung Außenhandel nicht 

möglich sind. Darüber hinaus wird die Frage 

Statistische Daten zu den Ausbildungsberufen Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel 
und Industriekaufmann I-kauffrau 

1992 

Neuabschlüsse 

Vertragslösungen 

- Vertragslösungsquote 

Auszubildende insgesamt 

- Frauenanteil 

Prüfungsteilnehmer 

- Erfolgsquote 

Schulische Vorbildung, davon 

- Hauptschule 

- Realschule 

-Abitur 

- BGJ/BVJ* 
- BFS* 

Ausbildungsstätten insgesamt 

Kaufleute Groß-

1 
und Außenhandel 

18 123 

2 932 

16,2 % 

47 994 

40,9 % 

19 572 

89,7 % 

14,2 % 

34,1 % 

25,8% 

1,5% 

24,3 % 

14 374 

* BGJ = Berufsgrundbildungsjahr BVJ = Berufsvorbereitungsjahr BFS = Berufsfachschule 

Industriekaufleute 

I 
22 392 

1 629 

7,3 % 

59 685 

58,8 % 

26 563 

93,5% 

5,3 % 

30,3 % 

39,9% 

0,8% 

23,7% 

13 628 
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des Fremdsprachenunterrichts im Rahmen 

der Ausbildung diskutiert. 

Nach wie vor offen ist allerdings in beiden 

Verfahren, wie die inhaltliche Abstimmung 

der neuen Rahmenlehrpläne mit den alten 

Ausbildungsordnungen aus dem Jahre 1978 

erfolgen soll. 

Zu wünschen ist, daß die Sozialparteien 

rechtzeitig einen Konsens über die Neuord­

nung der Ausbildungsberufe erzielen. Damit 

könnte, neben der Unterstreichung der Be­

deutung und Förderung der Attraktivität der 

Berufe für den Nachwuchs, auch vermieden 

werden, daß gegebenenfalls die Rahmenlehr­

pläne in kürzester Zeit erneut novelliert wer­

den müßten. 

Veränderungsbedarf ist vorhanden 

Die Gewerkschaften fordern seit Jahren eine 

Neuordnung dieser Ausbildungsberufe, und 

auch die Wirtschaft sieht einen Weiterent­

wicklungsbedarf angesichts einer verstärkten 

Kundenorientierung, des wachsenden inter­

nationalen Wettbewerbs, der Dezentralisie­

rung der Datenverarbeitung und den damit 

verbundenen Veränderungen der Arbeitspro­

zesse, des Denkens in Prozessen und Prozeß­

ketten und im Hinblick auf die gestiegenen 

Anforderungen im Bereich des Umwelt­

schutzes. Trotz dieser Veränderungen wer­

den von der Wirtschaft die geltenden Ausbil­

dungsordnungen jedoch weiterhin als geeig­

nete Grundlage angesehen. 

Für den Ausbildungsberuf Industriekauf­

mann/ -frau hat der Berufsbildungsrat der 

chemischen Industrie zudem "Empfehlun­

gen für eine zeitgemäße Ausbildung von In­

dustriekaufleuten" herausgegeben, die ge­

genüber den Lernzielformulierungen des be­

stehenden Ausbildungsrahmenplans zusätz­

lich beachtet werden sollen. Der Deutsche 

Industrie- und Handelstag geht noch einen 

Schritt weiter und spricht sich dafür aus, die 

in den Empfehlungen enthaltenen praxisbe-

zogenen Hinweise ab Sommer 1995 in die 

Zwischenprüfung und ab Sommer 1996 auch 

in die Abschlußprüfung einfließen zu las­
sen.1 

Nicht zuletzt sollten die "einseitige" Überar­

beitung der schulischen Rahmenlehrpläne als 

auch - wie im Falle des Ausbildungsberufes 

Industriekaufmann I Industriekauffrau - die 

durch die Wirtschaft ebenfalls einseitig aus­

gesprochenen Empfehlungen Anlaß sein, die 

Anstrengungen zur Erreichung eines Kon­

senses zwischen den Sozialparteien bei der 

Gestaltung und Weiterentwicklung dieser 

kaufmännischen Ausbildungsberufe zu ver­

stärken. 

Anmerkung: 

1 Siehe zur Diskussion um die Neuordnung u. a.: Häuß­
ler, J. : Die kaufmännische Ausbildung ist nicht revisions­
bedürftig. In: !HK Frankfurt am Main Mitteilungen, Nr. 
!2 193; Rozsai, A.: Für eine neue und zukunftsorientierte 
Berufsausbildung im Groß- und Außenhandel. In: Ge­
werkschaftliche Bildungspolitik Nr. 11 I 1993; IG-Metall 
U!rstandsverwaltung, Abteilung Berufsbildung: Materia­
lien und Positionen zur Neuordnung des Ausbildungsbe­
rufs lndustriekaufmannllndustriekauffrau, Frankfurt 
1992; Bundesarbeitgeberverband Chemie e. V.: Berufsbil­
dung in der chemischen Industrie. Stand und Überlegun­
gen 1992, Köln 1992; Deutscher Industrie- und Handels­
tag: Richtig ausbilden - lndustriekauftnamz /lndustrie­

kauffrau, Bonn 1993 

Fortentwicklung des 
deutschen Berufsbildungs­
systems - Institute 
wollen zusammenarbeiten 

Helmut Gravert 

Auf Einladung des Landesinstituts 
für Schule und Weiterbildung tra­
fen sich im Frühjahr dieses Jahres 
erstmals Berufsbildungsexperten 
der Landesinstitute für Curriculum­
entwicklung und Vertreter des Bun-

desinstituts für Berufsbildung zu 
einer Fachtagung. Die Berufsbil­
dungsfachleute führten einen in­
tensiven Informations- und Erfah­
rungsaustausch zur Entwicklung 
von Richtlinien und Lehrplänen 
durch. Sie wollten auch herausfin­
den, in welchen Arbeitsbereichen 
eine gegenseitige Unterstützung 
der Fachinstitute wünschenswert 
und möglich sein könnte. 

Intensivierung und Optimierung 
der Curriculumentwicklung 
als Beitrag zur Neuorientierung 
des Berufsbildungssystems 

Der Vertreter des nordrhein-westfälischen 

Kultusministeriums, Ltd. Ministerialrat TIEDE­

MANN, und der Vertreter des Generalsekre­

tärs des Bundesinstituts für Berufsbildung, 

DR. Pürz, eröffneten die Tagung. Sie gingen 

in ihren Einführungsvorträgen auf die gegen­

wärtig zu bewältigende Neuorientierung und 

Neubestimmung des Berufsbildungssystems 

in Deutschland ein. Auf die demographische 

Situation, die zurückgehende Ausbildungs­

bereitschaft der Industrie einerseits und den 

Nachwuchskräftemangel andererseits sowie 

auf die europaweite Diskussion um zukunfts­

weisende Berufsbildungssysteme wurde ver­

wiesen. Die berufliche Qualifizierung bleibt 

in einem insgesamt rohstoffarmen Land wie 

der Bundesrepublik auch in Zukunft die 

wichtigste volkswirtschaftliche Ressource. 

Vor allem die Verbesserung der Kooperation 

der Lernorte ist zur Nagelprobe für das duale 

System geworden, gerade in der Konkurrenz 

mit anderen Berufsbildungssystemen in 

Europa. Vor diesem Hintergrund werteten 

T!EDEMANN und DR. Pürz die Tagung als ei­

nen wichtigen Ansatz , bei der Entwicklung 

von Richtlinien und Lehrplänen in den Bun­

desländern stärker zusammenzuarbeiten. Ar­

beitsteilung und gegenseitige Unterstützung 

könnten die Chance bieten, die vorhandenen 

Ressourcen zu bündeln und besser zu nutzen 
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und damit die Qualifizierungsarbeit in den 

beruflichen Schulen entscheidend zu stär­

ken. Denkbare Fragestellungen für eine en­

gere Zusammenarbeit sind neben der Lern­

ortkooperation auch die unterschiedlichen 

Ausprägungen des Leitkonzeptes der Hand­

lungsorientierung, das Spannungsfeld zwi­

schen Regelung und Flexibilität der Ord­

nungsmittel für Betrieb und Schule, die Ver­

mittlung und vor allem die Überprüfung von 

Schlüsselqualifikationen sowie die Diskus­

sion um die Gleichwertigkeit von beruflicher 

und allgemeiner Bildung. 

Richtlinien und Lehrpläne 
für die Schule von morgen 

Die Vertreterinnen und Vertreter der Institute 

stellten in Workshops und Plenumsveranstal­

tungen ihre curricularen Konzepte und kon­

krete Beispiele für Richtlinien und Lehrplä­

ne vor. Es zeigte sich, daß alle Institute an ei­

ner Weiterentwicklung und Modernisierung 

der Vorgabenstruktur arbeiten. Ziel der Cur­

riculumentwicklung muß es sein, den unter­

richtlich Handelnden adäquate Vorgaben und 

Anregungen für die Anbahnung und Förde­

rung der beruflichen Handlungskompetenz 

der Lernenden zu bieten. Ausgehend von ei­

ner Berufsbildbeschreibung mit den relevan­

ten beruflichen Qualifikationen, müssen 

Richtlinien und Lehrpläne Hilfen geben zur 

Strukturierung von Lehr- /Lern-Prozessen. 

Den Fachvortrag zum Thema "Curriculum­

entwicklung unter dem Aspekt Handlungs­

orientierung" hielt PROF. DR. ACHTENHAGEN 

von der Universität Göttingen. Er entfaltete 

den handlungs- und kognitionspsychologi­

schen Hintergrund für die Entwicklung kom­

plexer Lehr- /Lernarrangements im Unter­

richt kaufmännischer Schulen. Er berichtete 

über die Ergebnisse eines Modellversuchs in 

Niedersachsen, der von einem Grundkonzept 

des "Lernhandelns" ausgeht. Die lineare 

Aneinanderreihung von Inhalten wurde hier 

aufgehoben. Im Rahmen einer systemorien-

tierten Betriebswirtschaftslehre werden zu­

sammenhängende Einheiten geschaffen. Die 

Einheiten werden in eine nach handlungs­

und organisationspsychologischen Gesichts­

punkten sinnvolle Abfolge gebracht, und es 

werden didaktisch reflektierte Lehr- I Lern­

Formen zugeordnet. ACHTENHAGEN blieb in 

seinem Vortrag keineswegs auf der Ebene 

einer didaktischen Theorie stehen, sondern 

veranschaulichte seinen Ansatz u. a. durch 

ein im Rahmen des Modellversuchs ent­

wickeltes und erprobtes Planspiel für den 

Unterricht in kaufmännischen Schulen. 

Der Frage nach möglichen Konsequenzen 

für die Struktur von curricularen Vorgaben 

gingen die Fachtagungsteilnehmer I -innen 

nach, indem sie vorfindliehe Konzepte ana­

lysierten und Gesichtspunkte für deren Wei­

terentwicklung diskutierten. Dabei wurde es 

als wesentlich erachtet, berufliche Bildungs­

gänge als einen subjektbezogenen, persön­

lichen Lern- und Entwicklungsprozeß der 

Schülerinnen und Schüler beim Erwerb be­

ruflicher Handlungskompetenz zu verstehen. 

Professionelle Kompetenz in diesem Sinne 

umfaßt neben den fachlich-kognitiven auch 

vergleichbar wichtige soziale, personale und 

kreative Aspekte. Diese müssen in curricu­

laren Konzepten in Zukunft noch stärker be­

rücksichtigt werden. 

Berufspädagogisch Handelnde sehen sich vor 

der Aufgabe, den berufsbiographischen Ent­

wicklungsprozeß der Lernenden anzuleiten, 

zu begleiten und zu unterstützen. Von daher 

ergibt sich die Forderung, daß Richtlinien 

und Lehrpläne eine Strukturierung des Pro­

zesses der individuellen Kompetenzentwick­

lung enthalten. Hierzu können sich Phasen 

anbieten wie 

• Orientierung über Berufsfelder und Be­

rufsrollen, 

• Wahrnehmung und Bewußtseinsänderung, 

• Konzepte beruflichen Handelns, 

• Professionalisierung. 

Als didaktische Strukturierungskategorie zu­

kunftsoffener curricularer Vorgaben bieten 
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sich Handlungs- und Lernbereiche an, die es 

ermöglichen, übergreifende und komplexe 

berufliche sowie gesellschaftliche Problem­

stellungen zu bearbeiten und die Lebens­

situationen der Jugendlichen und jungen Er­

wachsenen in beruflichen Schulen zu be­

rücksichtigen. Wenn von Handlungs- und 

Lernbereichen ausgegangen wird, entsteht 

die Frage nach dem Umgang mit den eta­

blierten Unterrichtsfächern. Die Tagungsteil­

nehmer I -innen führten eine differenzierte 

Diskussion, in der sowohl eine denkbare 

Verbindung und Verzahnung der Fächer als 

auch eine Fächerauflösung dargestellt wurde. 

Felder für die weitere Zusammen­
arbeit der Institute 

Aus dem bisher Gesagten wird deutlich, daß 

es eine Reihe von Fragenkomplexen zur 

Curriculumentwicklung für berufsbildende 

Schulen gibt, bei denen eine weitere Klärung 

erforderlich ist, bei denen aber auch die Zu­

sammenarbeit von Instituten hilfreich ist. 

Während dieser Tagung hat es zahlreiche 

Anregungen und Kontakte gegeben, die in 

Zukunft intensiviert werden sollten. Neben 

der Grundsatzfrage nach Aufbau und Struk­

tur der Curricula sind u. a. die Leistungsbe­

wertung im handlungsorientierten Unterricht 

oder die Verzahnung von Curriculument­

wicklung undLehreraus-und -fortbildung zu 

nennen. Darüber hinaus halten es die Institu­

te für sinnvoll, bei innovativen Vorhaben 

(Modellversuche o. ä.) Möglichkeiten der 

Zusammenarbeit zu prüfen. 

Die Vertreter der Institute vereinbarten, in 

Zukunft zu größeren Fachtagungen die ande­

ren Institute einzuladen, um den Erfahrungs­

austausch und die Diskussion zwischen den 

Fachleuten in den Instituten zu intensivieren 

und zu verstetigen. Etwa einmal pro Jahr 

werden die Institute zu einem regelmäßigen 

Informationstreffen zusammenkommen. Das 

nächste Treffen dieser Art wird im Septem­

ber 1994 vom Münchener Staatsinstitut für 



Schulpädagogik und Bildungsforschung 

durchgeführt. Das schleswig-holsteinische 

Institut hat Interesse bekundet, im Jahre 1995 

Gastgeber zu sein. Auch aus anderen Institu­

ten wurde grundsätzliche Bereitschaft signa­

lisiert, ein Treffen durchzuführen. Es besteht 

also Grund zu der Zuversicht, daß die jetzt 

erfolgte Kontaktaufnahme zu einer stetigen 

Kooperation ausgebaut werden kann. 

Eine Dokumentation der Tagung ist voraus­

sichtlich ab August unter folgender Anschrift 

erhältlich: Landesinstitut für Schule und 

Weiterbildung, Referat I I 5 (Curriculument­

wicklung, Berufliche Bildung), Postfach 

17 54, 59491 Soest. 

Weiterbildungsmaßnahmen 
für Mitarbeiter /-innen und 
Führungskräfte im Bereich 
der sozialen Dienste 

Gabriele Csongar 

Vor dem Hintergrund geringerer 
Sozialbudgets von Bund, Ländern 
und anderen Kostenträgern wird 
sich in den kommenden Jahren bei 
gleichzeitig wachsendem Bedarf 
der Trend zu größerer Effizienz so­
zialer Dienstleistungen verstärken 
müssen. Auch wird angesichts der 
demographischen Entwicklung im 
Bereich der sozialen Dienste eine 
Qualitätssteigerung und Professio­
nalisierung der sozialen Arbeit, be­
sonders in den neuen Bundeslän­
dern, notwendig. Die mannigfalti­
gen Angebote von Weiterbildungs­
trägern, die jetzt auch dort den 
Weiterbildungsmarkt beleben, bil­
den häufig die einzige Grundlage 
für die Arbeit in Einrichtungen so­
zialer Dienste. 

Die Angaben zur beruflichen Weiterbildung 

und zum Sozialmanagement sind das Er­

gebnis einer Erhebung in Ostberlin und 

Brandenburg sowie von Sachverständigen­

Gesprächen im Rahmen eines Vorhabens des 

BffiB 1993. Wesentliche Ergebnisse zum So­

zialmanagement basieren auf der hervorzu­

hebenden Arbeit des Brandenburgischen 

Instituts für Umschulung und Fortbildung 

(BIUF) Potsdam, Leitung Dr. Gabriete Girke. 

Zur Situation der Weiterbildung 

Die Situation der Weiterbildung im Bereich 

der sozialen Dienste ist von vielfaltigen Un­

sicherheiten der Maßnahmeträger geprägt -

in bezug auf die Finanzierung von Maßnah­

men (auch der eigenen Existenzgründung) 

und durch das Betreten von "inhaltlichem 

Neuland". Gleichzeitig aber überfluten Maß­

nahmeträger - vornehmlich aus den alten 

Bundesländern - den Markt mit einer Viel­

zahl von Angeboten. Bei Bildungsträgern, 

die schon mehrfach Fort- und Weiterbil­

dungskurse durchgeführt haben, zeichnet 

sich ab, daß die Teilnehmerakquirierung im­

mer schwieriger wird: Selbst bei Maßnah­

men mit hundertprozentigem Vermittlungs­

erfolg hat die Belegung der Kurse häufig um 

bis zu 50 Prozent abgenommen. Dieser 

Trend hält bis heute an. 

Generell ist im sozialen Bereich ein Trend zu 

staatlich anerkannten Maßnahmen auf Fach­

arbeiterebene zu erkennen. Andere Maß­

nahmetypen wurden vom Arbeitsamt nur 

noch zögerlich genehmigt oder gefördert. 
In der Konsequenz setzte sich bei Trägern 

eine Art von "Sicherheitsdenken" durch, 

womit z. B. die Ausbildung zum /zur Alten­

pfleger I-in (oder auch Arbeits- und Beschäf­

tigungstherapeut/ -in), anstelle der Qualifi­

kation zum/zur Gerontotherapeuten/ -in trat. 

Begonnene Maßnahmen wurden nur noch zu 

Ende, aber nicht weitergeführt. Dahingegen 

ist heute die Förderung von Altenpflegeaus­

bildung erstaunlicherweise weitgehend zu-

rückgestellt Die Gründe hierfür sind -

sieht man den steigenden Bedarf an Alten­

pflegekräften - nicht logisch nachvollzieh­

bar. Da jetzt die Altenpflegeausbildung auch 

in den neuen Bundesländern auf gesetzlicher 

Grundlage durchgeführt wird, scheinen die 

zuständigen Stellen über eine Mittelein­

sparung um jeden Preis (z. B. auch durch 

den Einsatz von weniger qualifiziertem Per­

sonal in Sozialstationen) den objektiven Be­

darf nicht zu sehen. 

Schwerpunkte der Weiterbildung 

Ungeachtet der restriktiven Förderungspra­

xis ist trotzdem ein vielf:iltiges Angebot an 

Bildungsmaßnahmen auf dem gesamten so­

zialen Gebiet zu verzeichnen. Die Palette 

von Lehrgangsangeboten für Führungskräfte 

reicht von der Weiterbildung im "sozialen 

Management" (auch "Krankenhaus-Mana­

gement") über berufliche Fortbildung wie 

"Verwaltung in sozialen Einrichtungen" oder 

"Führungskraft in sozialen Einrichtungen 

mit Helferausbildung" bis hin zu speziellen 

Weiterbildungskursen wie "Fachkraft für so­

ziale Arbeit", "Fachreferent I -in für die Or­

ganisation sozialer Dienstleistungen". 

Für Mitarbeiter in sozialen Diensten aus den 

neuen Bundesländern sind problembezogene 

Weiterbildungsangebote - vor allem in der 

Jugendhilfe und der Sucht-/Drogenpräven­

tion - inhaltliches Neuland. Erstaunlich ist 

es, daß in der Jugendhilfe bereits ein breit ge­

fächertes Angebot an Bildungsmöglichkeiten 

und Lehrgängen vorliegt: Es reicht von 

Nach- bzw. Aufbauqualifizierungen "Be­

rufsbegleitende Qualifizierung für sozialpäd­

agogisches Fachpersonal", Brückenkurse 

"Soziale Arbeit", "Fortbildung für freie Trä­

ger der Jugendhilfe", "Gestaltung-Sozial­

therapie", "Jugendkultur und Sozialarbeit" 

über zielgruppenbezogene Angebote "Ein­

zelfall und lebenslageorientierte Arbeit", 

"Gruppen- und gemeinwesenorientierte Ar­

beit", "Ausbildungs- und Lernortbegleitung", 
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sowie die Ausbildung zum/zur "Arbeitser­

zieher I -in" bis hin zu Kursen mit ausgewie­

senen Spezialthemen "Umgang mit Verhal­

tensauffäHigkeiten in der Ausbildung" oder 

"Gewalt in Jugendgruppen". 

Ein vergleichbar differenziertes Spektrum ist 

in dem immer mehr an Bedeutung gewinnen­

den Bereich der Sucht/Drogenhilfepräven­

tion zu verzeichnen. Auch hier ist ein breites 

Spektrum von berufsbezogenen Weiterbil­

dungsangeboten zu verzeichnen: "Fortbil­

dung für Suchtprävention", "Psychosoziale 

Diagnostik und sozialpraktische Stellung­

nahmen", die Fortbildung zum/zur "Refe­

renten/ -in für Sozialarbeit im Suchtbereich" 

sowie zum/zur "Sozialtherapeuten / -in in 

der Sucht- und Drogenarbeit" u. a. 

Bei allen Weiterbildungsmaßnahmen liegt 

der Frauenanteil bei ca. 90 Prozent: Auch in 

den neuen Bundesländern 

• sind soziale Berufe Frauenberufe; 

• werden viele Arbeitsplätze für eine befri­

stete Zeit eingerichtet. Die Bezahlung hält ei­

nem Vergleich mit der gewerblichen Wirt­

schaft und mit "Männerberufen" nicht 

Stand. 

• werden als Eingangsqualifikationen zu­

meist pädagogische oder Sozialmedizinische 

und pflegerische Qualifikationen verlangt 

bzw. erwünscht. Dem entsprechen - vor 

allem unterhalb des Hochschulabschlusses -

vornehmlich Frauen. 

Spezielle Aspekte der Weiterbildung 
"Sozialmanagement" 
in den neuen Bundesländern 

Neues System - andere Schwerpunkte 

Die Sozialmanagementausbildung in den 

neuen Bundesländern wurde in der Situation 

der offenen Umstrukturierung und des Neu­

aufbaus von sozialen Einrichtungen begon­

nen. Das Konzept der Umstrukturierung war 

dabei an den grundsätzlichen Traditionen 

und Bedingungen des sozialen Systems der 

DDR orientiert. 

Dennoch ergaben sich durch die rasante An­

passung an das soziale Netz der Bundesrepu­

blik Deutschland für die Teilnehmer I -innen 

im Vergleich zu Teilnehmerl -innen aus den 

Altbundesländern drei wesentliche Problem­

bereiche: 

• In der DDR-Tradition stehende soziale 

Werte und Wertehierarchien waren nicht 

"bruchlos" auf das neue soziale System 

übertragbar. Zu den positiv erlebten DDR­

spezifischen Werten zählen Aspekte der so­

zialen Sicherheit, der relativ geringen so­

zialen Rangunterschiede, dauerhaftere und 

ernsthaftere zwischenmenschliche Beziehun­

gen im Vergleich zu den in der Bundesrepu­

blik erlebten, etc. 1 Es scheint, daß eine 

Orientierung an allgemeinmenschlichen 

Werten noch ausgeprägter als in den alten 

Bundesländern ist, wahrscheinlich erklärbar 

mit der allgemeinen Tendenz des Wertever­

falls bzw. Wertewandels. 

• Fehlende Alltagserfahrungen und nicht 

gewachsende Umgangsformen mit sozialen 

Angeboten erschweren die Arbeit innerhalb 

des Systems der sozialen Sicherung. 

• Differierende Organisationserfahrungen, 

vor allem in der Teamarbeit und Mitarbeiter­

führung sowie andere Rechtskenntnisse und 

betriebswirtschaftliche Fähigkeiten machen 

Nachqualifizierungen notwendig. 

Aus diesen Gründen haben die Ziele und In­

halte der Sozialmanagementfortbildung bis 

heute und wahrscheinlich noch für eine län­

gere Übergangszeit auch den Charakter einer 

Schlüsselqualifikation für den sozialen Sek­

tor. Dieser Charakter ergibt sich auch aus 

der Tatsache, daß das Fehlen qualifizierter 

Sozialarbeiter und der mangelnde Nach­

wuchs eine große Lücke im Aufbau sozialer 

Projekte und neuer sozialer Strukturen auf­

weisen. 

In bezug auf Lerngewohnheiten gibt es häu­

fig tradierte Erwartungen an eine Wissens-
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vermittlung und an das Üben von Verhalten 

(Modelle). Diese tradierten Lerngewohnhei­

ten schließen Erfahrungen mit den notwendi­

gen Bereichen Supervision, Selbstgestaltung, 

Selbsterfahrung und Gruppenarbeit aus. In­

zwischen geht der Trend dahin, daß die Teil­

nehmer offener gegenüber teilnehmerakti­

vierenden Lehr-Lern-Methoden und einem 

direkten Einbeziehen und Einbringen in das 

Seminargeschehen sind. 

Das Konzept "Sozialmanagement" 

Vor diesem Hintergrund sollten Fortbil­

dungsangebote im Sozialmanagement metho­

disch mindestens zwei Qualitätsanforderun­

gen genügen: 

Die Ausbildung von grundlegenden sozial­

planerischen und administrativen Kompe­

tenzen. Dazu gehört insbesondere der Inter­

pretationsspielraum bei der Umsetzung all­

gemeinen Rechts in konkrete Hilfen, die 

Herstellung betriebswirtschaftlicher Effekti­

vität und Effizienz, der sachkundige Einsatz 

von Marketinginstrumentarien im Non-Pro­

fit-Bereich , die Kooperation von Verwaltung 

und Sozialarbeit sowie die Einbeziehung der 

Hilfesuchenden. Das Konzept muß davon 

ausgehen, daß die Organisation sozialer Ar­

beit sich durch eine besondere Komplexität 

der Handlungsanforderungen auszeichnet so­

wie durch arbeitsfeldübergreifende und ver­

netzende Tätigkeiten. Führen und Leiten in 

der sozialen Arbeit erfordert ein hohes Maß 

integrativen Wissens aus Sozial- und Be­

triebswirtschaftslehre. Ein Konzept sollte 

insbesondere darauf abzielen, Hilfesuchende 

in die Arbeit einzubeziehen. Soziales Mana­

gement erfordert deshalb kooperative Team­

arbeit und Kreativität. 

Die Orientierung an der Praxisnähe ist ein 

Schwerpunkt von Sozialmanagement-Fort­

bildung. Leider wird der Grundsatz nicht 

durchgehend realisiert, daß Teilnehmer I -innen 

während der Fortbildung die Projekte erar-



---------------------------- ------ ----- --- - - ---

beiten, die sie im Praktikum oder in der be­

gleitenden Berufstätigkeit entwickeln, aus­

bauen und unter Beratung durch die Träger 

der Weiterbildungsmaßnahme umsetzen kön­

nen (z. B. die Errichtung eines soziokulturel­

len Zentrums, das Erarbeiten einer Konzep­

tion für ein Begegnungszentrum etc.). 

Aufgrund des Fehlens von ausreichend quali­

fiziertem Fachpersonal wird insbesondere 

die Fortbildung auf dem Gebiet des "Sozial­

managements" weiterhin als notwendige Ba­

sis-Qualifikation im Leitungsbereich sozialer 

Dienste profiliert werden müssen. Für eine 

Professionalisierung dieser Fortbildung sollte 

Sorge getragen werden. 

Anmerkung: 

1 Vgl. Erpenbeck, 1.; Weinberg, 1.: Menschenbild und 

Menschenbildung 1993 

Neues Fernstudium 
11 Erwachsenenbildung II 

Rolf Arnold, Carla Sievers 

Weiterbildung hat heute einen ho­
hen Stellenwert. Die Notwendig­
keit einer stetigen sowohl berufli­
chen als auch persönlichen Weiter­
qualifizierung bzw. Weiterbildung 
steht in nahezu allen Bereichen des 
beruflichen als auch privaten Le­
bens außer Frage. 

Der Weiterbildungsmarkt erfahrt eine ständi­

ge Expansion und ist in seiner Vielfalt an 

Anbietern, Trägern, Institutionen, Themen 

und Vermittlungsmethoden kaum noch zu 

überblicken. Die finanziellen Aufwendun­

gen, besonders der privaten Wirtschaft, für 

betriebsinterne und -externe Weiterbildungs­

maßnahmen belegen eindrucksvoll ihren Be­

deutungszuwachs. 

Die Gründe dafür liegen in den sich vollzie­

henden technologischen Innovationszyklen 

und den sich daraus ergebenden arbeitsorga­

nisatorischen Veränderungen, deren Heraus­

forderungen ohne eine stetige Weiterqualifi­

zierung heute nicht mehr zu bewältigen sind. 

Dies führt z. B. dazu, daß die berufliche 

Erstausbildung eine tendenzielle Entwertung 

zugunsten einer Aufwertung späterer ergän­

zender Weiterbildungsmaßnahmen erfahrt. 

U nahhängig davon wird auch die allgemeine 

Erwachsenenbildung/Weiterbildung ihre Be­

deutung aufrechterhalten bzw. ausweiten. 

Der Bedeutungszuwachs, den die Weiterbil­

dung erfahrt, muß seine Entsprechung in ei­

nem professionellen erwachsenenpädagogi­

schen Handeln auf seiten der Weiterbildungs­

anbieter finden. Diese Forderung kommt 

u. a. in der z. Z. aktuellen Diskussion um 

die "Qualität" in der Weiterbildung zum 

Ausdruck. Danach reicht einerseits eine rein 

fachlich-inhaltliche Kompetenz nicht aus, 

um eine Weiterbildungsmaßnahme auch er­

wachsenenpädagogisch adäquat durchzufüh­

ren. Eine solide fachgebundene Kompetenz 

muß mit einer erwachsenengerechten didak­

tischen und organisatorischen Kompetenz 

Hand in Hand gehen, die nicht einfach aus 

dem sog. "gesunden Menschenverstand" ab­

geleitet werden kann , sondern vielmehr er­

lernt werden muß (und kann!) . Andererseits 

erfordert erfolgreiche Bildungsarbeit mit Er­

wachsenen - neben einer hohen Vermitt­

lungskompetenz - auch fundiertes Wissen 

und Handlungsstrategien im Bereich des Bil­

dungsmarketings, des Bildungsmanage­

ments, aber auch der Finanzierung und Bud­

getierung von Bildungsmaßnahmen. Dane­

ben spielen auch die sich im Weiterbildungs­

bereich weitgehend etablierenden Modera­

tions-, Präsentations- und Visualisierungs­

methoden sowie die Fähigkeit zur Beratung 

von Weiterbildungsteilnehmern eine Rolle. 

Bezüglich der erwachsenenpädagogischen 

Handlungskompetenzen besteht ein erhebli­

cher Qualifizierungsbedarf, der bislang nur 

unzureichend gedeckt wird. 

Das an der Universität Kaiserslautern entste­

hende viersemestrige "Fernstudium Erwach­

senenbildung" will einen Beitrag zur 

Deckung dieses Qualifizierungsbedarfs lei­

sten und Personen, die in unterschiedlichen 

Bereichen der Weiterbildung bzw. Erwachse­

nenbildung tätig sind oder eine solche Tätig­

keit anstreben, die Möglichkeit zur Erweite­

rung, Vertiefung und Aktualisierung ihrer di­

daktischen, methodischen und organisatori­

schen Handlungskompetenzen bieten. 

Bei diesem Fernstudienangebot das im Win­

tersemester 1994/95 starten wird, handelt es 

sich um ein weiterbildendes Studium, das im 

Anschluß an ein berufsqualifizierendes Ex­

amen und nebenberuflich aufgenommen wer­

den kann. Das Fernstudium wird durch ein 

angeleitetes Selbststudium realisiert. Im Se­

mesterturnus finden Präsenzveranstaltungen 

statt, die der Kontrolle des Selbststudiums 

dienen. 

Das Studienangebot gliedert sich in vier Stu­

dienbereiche "Erwachsenenpädagogische 

Grundlagen", "Mikrodidaktik", "Weiterbil­

dungsmanagement" und "Spezielle Bereiche 

der Erwachsenenbildung". Der Aufbau des 

Fernstudiums ermöglicht den Studierenden 

eine berufsfeld- bzw. interessenbezogene 

Schwerpunktsetzung durch die Kombination 

unterschiedlicher Studienbausteine aus den 

genannten Studienbereichen. Pro Semester 

müssen vier Module, die je ca. zwei bis drei 

Studienbriefe umfassen, bearbeitet werden. 

Die Teilnahme an einem Präsenzwochenende 

pro Semester ist verpflichtend. Erforderliche 

Leistungsnachweise können studienbegleitend 

in Form von Einsendeaufgaben und Klau­

suren /Studienarbeiten erbracht werden. Nach 

erfolgreichem Abschluß des Studiums erhal­

ten die Teilnehmer I -innen ein Zertifikat. 

Die Studiengebühren betragen 350,- DM 

pro Semester. Nähere Informationen können 

bei Universität Kaiserslautern, Zentrum für 

Fernstudien und Universitäre Weiterbildung, 

Erwin-Schrödinger-Straße, Gebäude 58, 

67663 Kaiserslautern, Tel. : 06 31/20 17-2 28, 

Fax: 06 31 /20 17-1 93 angefordert werden. 

BWP 23/1994/5 • Nachrichten 

I 
51 



Hinweis für unsere 

Abonnenten: 

Ab dem 1. 1. 1995 wird sich der 

Abonnementspreis auf 64,50 DM 

(inkl. MwSt., zzgl. Versandkosten) 

im Inland und auf 73,- DM für 

Auslandsbezieher erhöhen. 

:!:) 

"' "' w 
a: Berufsbildung 

in Wissenschaft 

D. Praxis 

23. Jahrgang 

Heft 5 - September 1994 

HERAUSGEBER 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 

Der Generalsekretär, Dr. Hermann Schmidt 

Fehrbelliner Platz 3, 10707 Berlin, und 

Friesdorfer Straße 151 - 153 , 53175 Bonn 

REDAKTION 

Henning Bau (verantwortl.), Karin Elberskirch, 

Claudia Gelbicke, Berlin, 

Telefon (0 30) 86 43-22 40/22 19 /26 13 

BERATENDES REDAKTIONSGREMIUM 

Dr. Peter Dehnbostel, Dietrich Harke, 

Dr. Joachim Reuling, Gisela Westhoff 

GESTALTUNG 

Hoch Drei, Berlin, Bader I Blaumeiser 

VERLAG, ANZEIGEN UND VERTRIEB: 

W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 

Postfach 10 06 33, 33506 Sielefeld 

Fax 05 21/9 11 01 79, Tel. 05 21/911 01-26 

ERSCHEINUNGSWEISE + BEZUGSPREISE 

Zweimonatlich 

Einzelheft 14,- DM 

Jahresabonnement 55,50 DM 

Auslandsabonnement 64, - DM 

zuzüglich Versandkosten 

KüNDIGUNG 

Die Kündigung kann bis drei Monate vor 

Ablauf eines Jahres beim Verlag erfolgen. 

COPYRIGHT 

Die veröffentlichten Beiträge sind urheberrecht­

lieh geschützt. Nachdruck, auch auszugsweise, 

nur mit Genehmigung des Herausgebers. 

MANUSKRIPTE, BEITRÄGE UND REZENSIONEN 

Manuskripte gelten erst nach Bestätigung 

der Redaktion als angenommen. Namentlich 

gezeichnete Beiträge stellen nicht unbedingt 

die Meinung des Herausgebers dar. Un­

verlangt eingesandte Rezensionsexemplare 

werden nicht zurückgesandt. 

ISSN 0341 - 4515 

52 

\ 
BWP 23/1994/5 • 

z 
w 

0 
.... 
::) 

c( 

PROF. DR. ROLF ARNOLD 

CARLA SIEVERS 

Universität Kaiserslautern 
Zentrum für Fernstudien und 
Universitäre Weiterbildung 
Erwi n-Schrödi nger-Stra Be 
67663 Kaiserslautern 

HANS-GEORG BAUER 

UTE BüCHELE 

Gesellschaft fü r Ausbildungsfor­
schung und Berufsentwicklung e. V. 
Bodenseestraße 5 
81241 München 

HELMUT GRAVERT 

Landesinstitut für Schule 
und Weiterbildung 
Paradieser Weg 64 
59494 Soest 

PROF. DR. EWALD SEHER 

Berufspädagogische Universität 
Mashinostroitelei 11 
620012 Jekaterinburg/Rußland 

RICHARD VON BARDELEBEN 

URSULA BEICHT 

JÜRGEN HOLZSCHUH 

DR. GüNTER WALDEN 

GISELA WESTHOFF 

Bundesinstitut für Berufsbildung 
Friesdorfer Straße 151 I 153 
53175 Bonn 

DR. WOLFGANG BECKER 

DR. GABRIELE CSONGAR 

ULRICH DEGEN 

DIETRICH KRISCHOK 

HEINRICH SCHWARZ 

INGRID STILLER 

Bundesinstitut für Berufsbildung 
Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 



CHRISTEL BALLI, 
BÄRBEL MEURER, 
UwE 5TORM 

WEITERBILDUNG DES 
WEITERBILDUNGS­
PERSONALS 
EINE AUSWAHLBIBLIOGRAPHIE ZU 

SELBSTLERN· UND fERNLEHRMATERIAL 

SONDERVERÖFFENTLICHUNG 

1993, 210 Seiten 

Besteii-Nr.: 110.285 

ISBN: 3-55888-554-9 

Preis: 24.00 DM 

Die Bibliographie enthält 20 Materialbeispiele, 

die den individuellen Bedarf von Weiterbild­

nernl-innen berücksichtigen . Sie vermitteln : 

Grundlagen der Erwachsenenbildung für die 

überwiegend nebenberuflich Beschäftigten oder 

Spezialkenntnisse für bestimmte Aufgaben 

(Beratung, Umschulung, Bildungsmanagement) 

oder Personengruppen (behinderte Erwachsene, 

Lernschwache, Arbeitslose). 

Um eine gezielte Auswahl zu ermöglichen, wird 

jedes der Angebote differenziert untersucht: 

Quantitative Ana lyse- inhaltliche Schwer­

punkte und die Struktur des Materials 

Inhaltliche Beschreibung - zutreffende und 

ausreichende Behandlung der Themen 

Kurzbeschreibung- Angaben zu Adressaten/ 

-innen, Abschluß, Bearbeitungsdauer, Preis u.a. 
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